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Die Bundesregierung diskutierte eine Reform des Arbeitslosenversicherungsrechtes. Zur
Unterstützung politischer Entscheidungsprozesse über Reformoptionen sowie für die Do-
kumentation im Rahmen des Gesetzwerdungsprozesses wurden nach Vorgabe des Bun-
desministeriums für Arbeit und Wirtschaft zahlreiche Szenarien einer Neuregelung der
Leistungsansprüche der Arbeitslosenversicherung (AlV) simuliert, die jedoch noch kein
finales Reformkonzept darstellten. Die Hauptvarianten sehen eine degressive Nettoer-
satzrate des Arbeitslosengeldes (70% für die ersten 10 bzw. 12 Wochen) in Kombination
mit einer Karenzfrist (7 bzw. 10 Tage), dem Entfall des Ergänzungsbetrags und einer Erhö-
hung des Familienzuschlags (Verdoppelung bzw. Verdreifachung) vor. Eine Variante
sieht eine Reduktion der Notstandshilfe auf eine Nettoersatzrate von 50% vor. Ohne Ver-
haltensreaktionen ergibt sich eine Ausgabenveränderung für AlV-Leistungen von –2,1% 
bis +0,6%. Eine mögliche Karenzfrist ohne Leistungsbezug zu Beginn der Arbeitslosigkeit,
senkt den Jahresdurchschnittsbestand um 1,9% bis 2,7%. Der in den Hauptvarianten dis-
kutierte Wegfall des Ergänzungsbetrags senkt die durchschnittliche Leistungshöhe deut-
lich und kann für viele Beziehende selbst durch die Erhöhung des Familienzuschlags nicht
ausgeglichen werden. Die Hauptvarianten wirken sich auf die Leistungshöhen der
Frauen deutlich nachteiliger aus als auf jene der Männer. Alleinerziehende verzeichnen
selbst im Szenario mit Verdreifachung des Familienzuschlags überdurchschnittlich häufig
besonders hohe Tagsatzeinbußen. Auch Personen mit Pflichtschulausbildung, gesund-
heitlichen Vermittlungseinschränkungen oder Behinderung erhalten überdurchschnitt-
lich oft eine geringere Leistungshöhe als im aktuellen System. 
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Executive Summary 

Die Bundesregierung plante eine Änderung des Arbeitslosenversicherungsrechts, bei der die 

Gestaltung der passiven Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld und 

Notstandshilfe) sowie die Möglichkeit des Zuverdienstes während des AlVG-Leistungsbezugs re-

formiert werden sollten. Diese Reformdiskussion erforderte eine Analyse sämtlicher Bestandteile 

des Arbeitslosengeldes. Untersucht wurden folglich eine Karenzzeit, in der noch keine Leistung 

bezogen werden kann, eine degressive Nettoersatzrate des Arbeitslosen-geldes, die Abschaf-

fung des Ergänzungsbetrags, eine Erhöhung des Familienzuschlags sowie Einschränkungen 

beim erlaubten Zuverdienst während des Leistungsbezugs. Keine der hier untersuchten Varian-

ten stellte einen finalen politischen Vorschlag seitens der Bundesregierung bzw. des BMAW oder 

eine Empfehlung des WIFO dar, sie dienten als Vorarbeiten für die weitere inhaltliche Ausarbei-

tung. 

Mikrosimulation von Änderungen des AlV-Rechts auf Basis von Administrativdaten 

Unter Anwendung eines Mikrosimulationsmodells zur Simulation von Veränderungen im AlV-Sys-

tem, kombiniert mit einer Schätzung der Leistungen aus der Bedarfsorientierten Mindestsiche-

rung, wurden insgesamt 22 Szenarien analysiert. Dabei wurden die Auswirkungen auf die An-

zahl und Struktur der betroffenen Personen sowie auf die Ausgaben für Existenzsicherungen im 

Bereich der Arbeitslosenversicherung und der BMS bzw. Sozialhilfe bei Kombination der er-

wähnten Reformelementen quantifiziert. 

Datengrundlage bilden Versicherungsdaten des DVSV und Datenbestände des AMS zur Vor-

merkung und zum Leistungsbezug für alle Personen, die im Jahr 2016 eine AlV-Leistung bezo-

gen. Um die Veränderungen im Bestand der Arbeitslosen zwischen 2016 und 2021 zu berück-

sichtigen, wurden die Daten derart angepasst, dass sie den Bestand der Leistungsbeziehenden 

2021 widerspiegeln, der sich ohne die Auswirkungen der COVID-19-Krise ergeben hätte. Mone-

täre Werte wurden im Rahmen der Simulation nicht aufgewertet, entsprechen also ihrem Wert 

nach weiterhin dem Jahr 2016. 

Hauptszenarien: Degression, Karenzfrist, kein Ergänzungsbetrag, höhere Familienzuschläge 

Im Zuge des politischen Entscheidungsfindungsprozesses war es notwendig, auch die Wechsel-

wirkungen der verschiedenen Bestandteile des Arbeitslosengeldes zu analysieren. Somit wur-

den drei Szenarien1) näher analysiert, die eine Erhöhung der Nettoersatzrate des Arbeitslosen-

geldes von 55% auf 70% für die ersten 12 Wochen mit einer 10-tägigen Karenzfrist zu Beginn des 

Bezugs, in der noch keine Leistung bezogen werden kann, bei Verdoppelung des Familienzu-

schlags von derzeit täglich 0,97 € auf täglich 1,94 € (Umsetzungsszenarien 1 und 2) und für die 

ersten 10 Wochen mit einer 7-tägigen Karenzfrist bei Verdreifachung des Familienzuschlags auf 

täglich 2,91 € (Umsetzungsszenario 3) vorsehen. Für die Variante mit 10-tägiger Karenzfrist 

 

1)  Siehe Übersicht 1 für eine tabellarische Darstellung der Reformelemente. 



–  6  – 

   

wurde einmal von einer Ausgestaltung der Notstandshilfe wie im derzeitigen System ausgegan-

gen und einmal von einer Neudefinition als Nettoersatzrate in der Höhe von 50%. Der Entfall des 

Ergänzungsbetrags ist für jedes der Umsetzungsszenarien vorgesehen. 

Mehrheit der Leistungsbeziehenden erleidet Tagsatzeinbußen 

Je nach Szenario sind im Jahresdurchschnitt zwischen 80% und 90% der Leistungsbeziehenden 

von Änderungen in ihren Tagsätzen betroffen. 50% bis 60% der Beziehenden sind mit Tagsatz-

einbußen konfrontiert. Frauen, Arbeitslose mit höchstens Pflichtschulabschluss, gesundheitli-

chen Vermittlungseinschränkungen oder Behinderungen, Notstandshilfebeziehende und Be-

ziehende mit längeren Arbeitslosigkeitsdauern erhalten überdurchschnittlich oft geringere 

Tagsätze als im aktuellen AlV-System. Arbeitslose mit Kindern erleiden trotz Anhebung des Fa-

milienzuschlags durch den Entfall des Ergänzungsbetrags überdurchschnittlich oft sehr hohe 

Einbußen. Der durchschnittliche Tagsatz sinkt mit Berücksichtigung der Null-Bezüge während 

der Karenzfrist in beiden Umsetzungsszenarien mit 10-tägiger Karenzfrist je nach Ausgestaltung 

der Notstandshilfe um 0,6 € bzw. 0,3 € und steigt im Szenario mit 7-tägiger Karenzfrist und Ver-

dreifachung des Familienzuschlages um 0,2 €. 

Männer profitieren stärker, Frauen haben höhere Verluste 

Dieser Effekt unterscheidet sich jedoch stark nach Leistungsart und zwischen Gruppen von Leis-

tungsbeziehenden. Der durchschnittliche Tagsatz während Notstandshilfebezug sinkt in allen 

Szenarien deutlich (−2,3 € bis −1,0 €), während Arbeitslosengeldbezug steigt er hingegen in al-

len Szenarien (+0,9 € bis +1,3 €). Im Durchschnitt profitieren in allen Szenarien Männer während 

Arbeitslosengeldbezug stärker und sind während Notstandshilfebezug mit weniger hohen Ein-

bußen konfrontiert als Frauen. Aufgrund seines Entfalls sinken die Tagsätze von Arbeitslosen, die 

im aktuellen System Anspruch auf den Ergänzungsbetrag haben, im besonderen Ausmaß 

(durchschnittlich −2 € bis −1,2 €) – auch während Arbeitslosengeldbezug (bis zu −0,8 €; Not-

standshilfe bis zu −3,1 €). Zu unterdurchschnittlichen Zugewinnen und überdurchschnittlichen 

Tagsatzverlusten kommt es auch bei Arbeitslosen, die Anspruch auf zumindest einen Familien-

zuschlag haben. Lediglich im Szenario, das eine Verdreifachung des Familienzuschlags vor-

sieht, dreht sich dieses Bild. 

Geringere Ausgaben für AlV-Leistungen trotz Mehrausgaben für Arbeitslosengeld 

Im Vergleich zum Status quo sind alle drei Umsetzungsszenarien mit Mehrausgaben für Arbeits-

losengeldleistungen und Minderausgaben bei der Notstandshilfe verbunden. Insgesamt sinken 

die Ausgaben in den Szenarien mit 10-tägiger Wartefrist (−66 Mio. € bzw. −29 Mio. €) und steigen 

im Szenario mit 7-tägiger Wartefrist (+20 Mio. €). Den größten Beitrag zur Eindämmung des An-

stiegs der Ausgaben im Zuge der Anhebung der Nettoersatzrate für das Arbeitslosengeld leistet 

der Entfall des Ergänzungsbetrags (−222 Mio. €). Aber auch die Karenzfrist trägt durch ihre be-

standsreduzierende Wirkung (10 Tage: −8.183 Personen; 7 Tage: −5.794 Personen) erheblich 

dazu bei. Die 10-tägige Karenzfrist senkt die Ausgaben um rund 90 Mio. €, die 7-tägige Karenz-

frist um 70 Mio. €. Sie steigert jedoch, wie auch der Entfall des Ergänzungsbetrags und eine 

Senkung der Notstandshilfe, die Inanspruchnahme und damit die Ausgaben für die 

BMS/Sozialhilfe. In diesem Bereich steigen die Ausgaben zwischen 14 Mio. € und 37 Mio. €. 
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Karenzfrist möglicher, aber nicht einziger Hebel zur Vermeidung von ungewollten 

Anreizeffekten einer höheren Nettoersatzrate 

Insgesamt zeigt sich, dass sowohl der Entfall des Ergänzungsbetrags als auch eine Karenzfrist 

Hebel darstellen, mit denen Mehrausgaben, die etwa durch eine zu Beginn des Arbeitslosen-

geldbezugs höhere Leistung entstehen, kompensiert werden können. Zu beachten ist dabei 

einerseits, dass die einzelnen Elemente des AlV-Systems oftmals in Wechselwirkung miteinander 

stehen und andererseits aufgrund von vorgelagerten Unterschieden am Arbeitsmarkt und Un-

terschieden in den Vermittlungschancen Arbeitslose eine sehr heterogene Gruppe sind, auf 

die einzelne Elemente in unterschiedlichem Ausmaß wirken und bestehende Unterschiede gar 

verschärfen können. Hohe Einbußen bei Tagsätzen können auch zu Armutsbetroffenheit und 

Armuts- und Ausgrenzungsgefährdung führen. 

Eine Karenzfrist ist eine Möglichkeit, um unerwünschten Anreizeffekten, die durch eine anfangs 

höhere Nettoersatzrate entstehen können, entgegenzuwirken. Aber auch Modelle, in denen 

Unternehmen einen Teil der Kosten übernehmen, die in der Arbeitslosenversicherung durch 

Kündigungen entstehen, wären denkbar. 

Übersicht 1: Ergebnisübersicht der Umsetzungsszenarien 

 Aktuelles ALG U1 U2 U3 

    
Absolute Veränderung zum aktuellen 

ALG 

Jahresdurchschnittsbestand     

Aktiver Bezug 303.632 –8.182 –8.182 −5.974 

davon Arbeitslosengeld (inkl. Schulung) 154.659 –6.397 –6.397 −4.539 

davon Notstandshilfe (inkl. Schulung) 148.973 –1.785 –1.785 −1.254 

In Karenzfrist 0 +8.182 +8.182 +5.974 

Durchschnittliche tägliche Leistungshöhe1) in € 
    

Insgesamt 28,2 –0,6 –0,3 +0,2 

Arbeitslosengeld 30,7 +0,9 +0,9 +1,3 

Notstandshilfe 25,5 –2,3 –1,6 –1,0 

Frauen 25,9 –1,2 –0,9 –0,5 

Männer 30,2 –0,1 +0,3 +0,8 

Beziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag 23,5 –2,0 –1,6 –1,2 

Beziehende mit Anspruch auf Familienzuschläge 30,2 –1,2 –0,8 +0,6 

Ausgaben in Mio. € 
    

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 3.140 –67 –29 +20 

davon Arbeitslosengeld 1.753 +72 +72 +86 

davon Notstandshilfe 1.387 –138 –100 –66 

BMS/Sozialhilfe 210 +29 +16 +7 

Reformelemente 
    

70% Nettoersatzrate für die ersten 0 Wochen 12 Wochen 12 Wochen 10 Wochen 

Entfall Ergänzungsbetrag nein ja ja ja 

Familienzuschlag pro Tag und Kind 0,97 € 1,94 € 1,94 € 2,91 € 

Notstandshilfe in % ALG-Grundbetrag2) 95%/92% 91% 95%/92% 95%/92% 

Karenzfrist 0 Tage 10 Tage 10 Tage 7 Tage 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des Dachverbands der Sozialversicherungsträ-

ger. – 1) Zeiten ohne Bezug aufgrund der Karenzfrist werden als Null-Bezug in die Berechnung miteinbezogen. 2) 

Nach aktueller Rechtslage zzgl. 95%/92% eines allfälligen Ergänzungsbetrags, der in den Szenarien U1 bis U3 zur 

Gänze entfällt.  
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Vorbemerkung 

Die derzeitige Bundesregierung avisierte im Regierungsprogramm 2020-2024 eine "Weiterent-

wicklung des Arbeitslosengeldes mit Anreizen, damit arbeitslose Menschen wieder schneller ins 

Erwerbsleben zurückkehren können" (Bundeskanzleramt Österreich, 2020, S. 182). In diesem Zu-

sammenhang hat das Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft (BMAW) das WIFO beauf-

tragt, die Effektabschätzung der Reform der Arbeitslosenversicherung wissenschaftlich zu un-

terstützen. 

Die Bundesregierung plante eine Reform des Arbeitslosenversicherungsrechts, die im Jahr 2023 

in Kraft hätte treten können. Hierfür waren zur Entscheidungsfindung bezüglich konkreter Re-

formoptionen sowie zur gesetzlich vorgesehenen Dokumentation wie der WFA-Grundsatz-

Verordnung, der WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung, der WFA-Soziales-Verordnung 

und der anderen Spezialverordnungen zur Wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) Ab-

schätzungen der Effekte der geplanten Änderungen erforderlich. 

Zur wissenschaftlichen Unterstützung dieses Prozesses führte das WIFO in einem ersten Schritt 

zahlreiche statische Simulationen von vom Auftraggeber spezifizierten Reformoptionen durch. 

Dabei wurden die Zahl und Struktur der Anspruchsberechtigten, die durchschnittlichen Leis-

tungshöhen sowie die Ausgaben für Existenzsicherungsleistungen (im Bereich der Arbeitslosen-

versicherung sowie der Bedarfsorientierten Mindestsicherung bzw. Sozialhilfe) analysiert. 

In einem weiteren Schritt sollten für den konkreten Umsetzungsvorschlag für den Gesetzesent-

wurf (zusätzliche) Effekte, die sich aufgrund von Verhaltensänderungen als Reaktion auf die 

veränderten gesetzlichen Bedingungen ergeben, quantifiziert werden. Zu betonen ist, dass es 

sich bei den gewählten Varianten und Szenarien weder um ein fertiges politisch abgestimmtes 

Modell der Bundesregierung oder des BMAW noch um konkrete Empfehlungen des WIFO han-

delt. Es handelt sich vielmehr um vorbereitende Analysen, um die konkreten rechtlich-inhaltli-

chen Modellausgestaltungen sowie die budgetären Abschätzungen in weiterer Folge vorneh-

men zu können. Manche Szenarien wurden gewählt, um die Auswirkung von inkrementellen 

Änderungen einzelner Parameter besser beurteilen zu können. 

Im Dezember 2022 gab der zuständige Bundesminister bekannt, dass die Regierungsparteien 

bei der konkreten Ausgestaltung keinen Konsens erzielen konnten und es damit in der laufen-

den Legislaturperiode nicht zu der geplanten Reform kommen wird. Ein konkreter Umsetzungs-

vorschlag blieb damit aus. Der vorliegende Bericht bildet daher den Bearbeitungsstand zu die-

sem Zeitpunkt, nämlich die statischen Simulationen mit Abschätzung der Änderung der BMS- 

bzw. Sozialhilfeausgaben, ab.  
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1. Hintergrund und Zielsetzung 

Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung dienen als teilweiser Ersatz für den Einkom-

mensverlust während einer Arbeitslosigkeit. Ziel ist es, die Existenz der betroffenen Personen und 

abhängiger Angehöriger zu sichern, ihre Konsummöglichkeiten aufrechtzuerhalten und ihnen 

die Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz zu ermöglichen. Gleichzeitig sollen uner-

wünschte Effekte dieser Existenzsicherungsleistungen auf den Anreiz zur Arbeitssuche und die 

Bereitschaft zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit minimiert werden. Diese beiden Zielsetzungen 

in Einklang zu bringen und ein mögliches Spannungsverhältnis zu vermeiden, zählt zu den zent-

ralen Herausforderungen der Arbeitsmarktpolitik. 

Im Rahmen der Arbeitsmarktreformbestrebungen der aktuellen Bundesregierung standen die 

Gestaltung der passiven Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld und 

Notstandshilfe) sowie die Möglichkeit des Zuverdienstes während des Arbeitslosenversiche-

rungsgesetz (AlVG)-Leistungsbezugs zur Diskussion. Avisierte Anpassungsoptionen im Arbeitslo-

senversicherungsrecht umfassten: 

• Eine generelle Karenzfrist von einigen Tagen vor Bezug der Versicherungsleistung, in 

der noch keine Leistung bezogen werden kann; 

• eine degressiv gestaltete Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld (die Höhe des Ar-

beitslosengeldes reduziert sich mit zunehmender Dauer des Leistungsbezugs); 

• eine Erhöhung des Familienzuschlags; 

• einen Entfall des Ergänzungsbetrags gem. § 21 Abs. 4 AlVG; 

• Einschränkungen beim erlaubten Zuverdienst während eines AlVG-Leistungsbezugs. 

In der vorliegenden Studie werden mit Ausnahme der Einschränkungen beim erlaubten Zuver-

dienst für die oben angeführten Reformelemente empirisch gestützte, quantifizierte Effektab-

schätzungen vorgenommen, welche die Zahl der betroffenen Personen sowie die Auswirkun-

gen auf die Ausgaben für Existenzsicherungen (im Bereich der Arbeitslosenversicherung sowie 

der Sozialhilfe) analysieren. 

Zunächst wird für die Bestandsaufnahme des Status quo ein quantitativer Überblick über den 

gegenwärtigen Leistungsbezug Arbeitsloser in Österreich gegeben. Dieser spiegelt die derzeit 

geltenden Regelungen (Stand 2022) wider und dient als Referenz (Basisszenario) zur Quantifi-

zierung der Bestands- und Ausgabenänderungen. 

Im Hauptteil der Studie werden Szenarien einer Neuregelung von Leistungsansprüchen aus der 

Arbeitslosenversicherung (AlV) simuliert. Die benötigten Szenarien wurden vom Bundesministe-

rium für Arbeit und Wirtschaft vorgegeben, jedoch handelt es sich dabei nicht um endgültige 

inhaltliche Ausgestaltungskonzepte. Abgeschätzt werden dabei Veränderungen sowohl in den 

Leistungsansprüchen Arbeitsloser als auch in den Ausgaben für die Arbeitslosenversicherung 

und die Bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMS) bzw. Sozialhilfe (SH)2). Die Abschätzungen 

erfolgen statisch, d.h. ohne Berücksichtigung von Verhaltensänderungen (vgl. Vorbemerku). 

 

2)  Im weiteren Text werden die Begriffe Bedarfsorientierte Mindestsicherung und Sozialhilfe synonym verwendet. 
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Eine Neuregelung der Zuverdienstmöglichkeit hat ohne Berücksichtigung von Verhaltensände-

rungen keinen Einfluss auf den Bestand oder die Höhe der AlV-Leistung. Daher beschränkt sich 

die vorliegende Studie auf eine Darstellung der Merkmale von Arbeitslosen mit Zuverdienst. 

Längerfristige makroökonomische Wirkungen werden nicht quantifiziert. 

2. Methodenbeschreibung und Datenhintergrund 

Die Simulation von Veränderungen in den Anspruchs- und Bezugsbestimmungen von AlV-Leis-

tungen setzt ein Modell voraus, das einerseits den Einfluss wesentlicher Steuerungselemente auf 

individuelle Leistungsbezüge berechnet und andererseits daraus resultierende Verhaltensän-

derungen bei Individuen und Unternehmen berücksichtigt. Das im Rahmen dieser Studie ge-

nutzte Mikrosimulationsmodell wurde im Zuge vorangegangener WIFO-Studien erstellt bzw. wei-

terentwickelt. 

Badelt et al. (2019) entwickelten ein auf pseudonymisierten Individualdaten basierendes Mik-

rosimulationsmodell zur Simulation von AlV-Ansprüchen (Arbeitslosengeld und Notstandshilfe), 

welches auf der Grundgesamtheit aller AlV-Leistungsbeziehenden3) des Jahres 2016 beruht. 

Das Modell berücksichtigt Arbeitslosigkeitsepisoden, die vorgelagerten Arbeitsmarkt- und Sozi-

alversicherungskarrieren (zurück bis in die frühen 1970er-Jahre) sowie eine Vielzahl individueller 

Merkmale der betroffenen Personen. Ein Kernelement dieses Modells ist ein Leistungsrechner, 

der ausgehend von der derzeit gültigen Leistungsberechnung sowohl die Erfüllung der An-

spruchsvoraussetzungen als auch die Sicherungsleistung für unterschiedliche Gestaltungsvari-

anten ermittelt. 

Im Leistungsrechner werden die Parameter für die Bestimmung der Anspruchsvoraussetzungen, 

der Leistungshöhe und der maximalen Bezugsdauer von Leistungen aus der Arbeitslosenversi-

cherung abgebildet. Durch die Veränderung dieser Parameter oder Implementierung neuer 

Steuerungselemente können die Auswirkungen von Änderungen der Anspruchsvoraussetzun-

gen oder Bezugsbestimmungen auf den Leistungsbezug Arbeitsloser sowie auf die öffentlichen 

Ausgaben für den Leistungsbezug abgeschätzt werden. 

Ergänzt werden die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung um eine Zuschätzung der Leistun-

gen aus der Bedarfsorientierten Mindestsicherung4), die sowohl in Form einer Aufstockung des 

Arbeitslosengeld- oder Notstandshilfebezugs als auch als Vollbezug in Anspruch genommen 

werden können. Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass nicht alle Anspruchsberechtigten 

auch tatsächlich BMS-Leistungen beziehen (Non-Take-Up), wird nicht von einer vollständigen 

Inanspruchnahme von BMS-Leistungen ausgegangen, sondern eine empirisch gestützte An-

nahme bezüglich der Inanspruchnahme getroffen, die einerseits die Höhe des Tagsatzes5) und 

andererseits die Haushaltsstruktur berücksichtigt. 

 

3)  Arbeitslosengeld und Überbrückungshilfe (mit und ohne Schulungsteilnahme), Notstandshilfe und erweiterte Über-

brückungshilfe (mit und ohne Schulungsteilnahme), Übergangsgeld, sowie Personen, denen aufgrund der Anrechnung 

des Einkommens der Partnerin bzw. des Partners keine Notstandshilfe ausbezahlt wurde (§34 AlVG). 

4)  Die Zuschätzung basiert auf einem stilisierten BMS Modell (vgl. Methodenbeschreibung im Anhang). 

5)  Der Tagsatz ist die Höhe der Leistung, gemessen an einem auf Tagesbasis ausgedrückten Betrag. 
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Durch Veränderungen der Systemparameter kann so eine Abschätzung der Auswirkungen der 

veränderten Regelungen auf die Anzahl der Anspruchsberechtigten, Veränderungen von An-

spruchshöhe und -dauer, Veränderungen der Ausgaben der AlV sowie Auswirkungen auf Aus-

gaben im Bereich der Sozialhilfe (bzw. BMS) erfolgen. 

Fink et al. (2021) erweiterten dieses statische Modell um Verhaltenskomponenten, sodass ver-

änderte Anreizstrukturen, die sich in einem veränderten Abgangsverhalten Arbeitsloser aus Ar-

beitslosigkeit niederschlagen, ebenfalls Eingang ins Modell finden. Angel et al. (2022) führten 

mit der Simulation eines hypothetischen Bestandes an Leistungsbeziehenden für 2021 (ohne 

Deflationieren monetärer Größen) weitere Modellkomponenten ein, um strukturelle Änderun-

gen in der Arbeitslosigkeit und die weitgehende Ausklammerung von COVID-19-Effekten sowie 

Verhaltensänderungen im Zugang zu Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen. Die Parametrisierung 

der Verhaltensreaktionen kann dabei über Elastizitäten oder Austritts- bzw. Eintrittswahrschein-

lichkeiten erfolgen. 

Das Modell macht es möglich, unterschiedliche Varianten der Ausgestaltung der AlV-Leistun-

gen sowie einen eventuellen Übergang in das nachgelagerte Sicherungssystem der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung (BMS) zu simulieren und Änderungen in der Zusammensetzung 

der Leistungen und Leistungsbeziehenden zu ermitteln. Somit wird es möglich, die Ausgaben 

der AlV für Existenzsicherung abzuschätzen. Im Rahmen dieses Projekts wurde das Modell um 

eine Karenzfrist zu Beginn des Leistungsbezugs als zusätzliches Steuerungselement erweitert. 

Als Datengrundlage dienen einerseits Versicherungsdaten des Dachverbands der Sozialversi-

cherungsträger (DVSV) und andererseits Datenbestände des AMS zur Vormerkung und zum 

Leistungsbezug. Diese beinhalten die vollständige (in den Versicherungsdaten erfasste) Er-

werbshistorie, detaillierte Informationen zu Arbeitslosigkeitsepisoden (Bezugsverläufen) sowie 

zahlreiche Personenmerkmale (etwa Alter, Geschlecht, Familienstand, BMS-Bezug parallel zum 

Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe, und Informationen zu gesundheitlichen Ein-

schränkungen). 

Zusätzlich wurden vom Bundesrechenzentrum (BRZ) ergänzende Daten bereitgestellt, die für 

alle Leistungsbeziehenden des Jahres 2016 simulierte Leistungsbezüge beinhalten, welche sich 

durch die geänderte Rechtslage in Bezug auf die Anrechnung der Einkommen der Partnerin-

nen bzw. Partner im Notstandshilfebezug ergeben6). Somit können fiktive Notstandshilfe-Leis-

tungsbezüge für das Jahr 2016 betrachtet werden, die sich unter der derzeitigen Rechtslage 

ergeben hätten. Darüber hinaus enthalten die Daten des BRZ für alle Notstandshilfebeziehen-

den des Jahres 2016 Informationen zum Einkommen von Partner:innen, die für die Schätzung 

des BMS-Bezugs relevant sind. 

Um die Veränderungen im Bestand der Arbeitslosen zwischen 2016 und 2021 zu berücksichti-

gen, wurde der Datenbestand in Angel et al. (2022) entsprechend angepasst. Diese Daten 

 

6)  Die Simulation der Auswirkung einer geänderten Ausgestaltung des Arbeitslosengeldsystems basiert auf den Leis-

tungsbeziehenden des Jahres 2016, unterstellt dabei aber die aktuelle Struktur der Arbeitslosigkeit und die aktuell gül-

tige Rechtslage des AlVG, die keine Anrechnung der Partner:inneneinkommen in der Notstandshilfe mehr vorsieht. Um 

die – unter der neuen Rechtslage bestehenden – Leistungsansprüche korrekt zu erfassen, wurden diese vom BRZ simu-

liert. 
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beruhen auf einer Prognose des Bestandes an Leistungsbeziehenden im Zeitraum März 2020 bis 

Dezember 2021, welcher sich ohne die Auswirkungen der COVID-19-Krise ergeben hätte. Da-

rauf aufbauend erfolgt eine Fortschreibung der Anteiltrends ausgewählter Merkmale der Ar-

beitslosen für 2021 sowie eine Anpassung des Bestandes des Jahres 2016. Eine ausführliche Be-

schreibung der Vorgehensweise und eine deskriptive Darstellung der Veränderungen ist im An-

hang A.1.4 dieses Berichts zu finden7). 

3.  Überblick: Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 

Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung dienen als teilweiser Ersatz für den Einkom-

mensverlust während einer Arbeitslosigkeit. Ziel ist es, die Existenz der betroffenen Personen und 

abhängiger Angehöriger zu sichern, ihre Konsummöglichkeiten aufrechtzuerhalten und ihnen 

die Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz zu ermöglichen. Lohnersatzleistungen (Arbeits-

losengeld und Notstandshilfe) bzw. deren Anspruchsvoraussetzungen, Leistungshöhe und Be-

zugsdauer sind die zentralen Gestaltungselemente der Existenzsicherung. 

Im Folgenden wird ein Überblick über Anspruchsvoraussetzungen, Bezugsdauer und Leistungs-

höhe nach der im Jahr 2022 gültigen Rechtslage gegeben. 

3.1 Anspruchsvoraussetzungen 

Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld (ALG) setzt grundsätzlich Arbeitsfähigkeit8), Arbeitswilligkeit 

und Arbeitslosigkeit9) voraus. Unter Arbeitswilligkeit versteht das AlVG die Bereitschaft, eine an-

gebotene und zumutbare Stelle mit einer wöchentlichen Normalarbeitszeit von mindestens 20 

Stunden10) anzunehmen und an Nach- und Umschulungsmaßnahmen teilzunehmen. Darüber 

hinaus wird von Arbeitslosen erwartet, alle Anstrengungen zu unternehmen, um eine Beschäf-

tigung zu erlangen. Eine Beschäftigung gilt als zumutbar, wenn sie den körperlichen Fähigkeiten 

entspricht, nicht die Gesundheit oder Sittlichkeit gefährdet, die gesetzlichen Betreuungspflich-

ten wahrgenommen werden können, sie in einer angemessenen Zeit erreichbar ist11) und die 

Entlohnung mindestens dem jeweiligen Kollektivvertragslohn entspricht. Zudem besteht in den 

ersten 100 Tagen des Arbeitslosengeldbezugs ein Berufsschutz und in den ersten 120 Tagen ein 

 

7)  Aufgrund des schmalen Zeitfenster zur Bearbeitung der Studie und COVID-19-Effekten im rezentesten abgeschlos-

senem Jahr bei Bearbeitung (2021) wurde von einer Aktualisierung des Datenbestandes abgesehen. 

8)  Arbeitsfähig sind Personen, die nicht als invalid oder berufsunfähig im Sinne des ASVG (Allgemeines Sozialversiche-

rungsgesetz) gelten und die keinen Anspruch auf eine Leistung aufgrund geminderter Arbeitsfähigkeit oder der Er-

werbsunfähigkeit haben. 

9)  Personen, die einer selbständigen Beschäftigung nachgehen oder einen Lohn bzw. ein Gehalt über der Geringfü-

gigkeitsgrenze beziehen, gelten nicht als arbeitslos. Selbständig Erwerbstätige, die seit dem 1. Jänner 2009 für die Dauer 

ihrer Selbständigkeit die freiwillige Arbeitslosenversicherung abgeschlossen haben, können Leistungen der Arbeitslo-

senversicherung beziehen. Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht unter gewissen Voraussetzungen auch, wenn vor 

einer selbständigen Tätigkeit eine unselbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wurde und Beiträge zur Arbeitslosenversi-

cherung nach dem ASVG geleistet wurden. 

10)  Mindestens 16 Stunden für Personen mit Betreuungsverpflichtungen für Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebens-

jahr oder für behinderte Kinder. 

11)  Bei einer Teilzeitbeschäftigung gelten jedenfalls eineinhalb Stunden Wegzeit für Hin- und Rückweg als zumutbar, 

bei einem Vollzeitjob zwei Stunden Wegzeit für Hin- und Rückweg. 
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Entgeltschutz im Falle einer Vermittlung in einen anderen Beruf oder in eine Teilzeitbeschäfti-

gung. Für Arbeitslose im Leistungsbezug kann die Nicht-Erfüllung dieser Voraussetzungen zur 

Sperre des Bezugs führen. 

Darüber hinaus muss die Anwartschaft (Mindestdauer an – im Wesentlichen – arbeitslosenver-

sicherungspflichtigen Beschäftigungszeiten) erfüllt sein und die maximale Bezugsdauer des Ar-

beitslosengeldes noch nicht überschritten sein. Die erforderlichen Anwartschaftszeiten hängen 

sowohl vom Alter als auch der Leistungsbezugshistorie der beantragenden Person ab. Bei erst-

maligem Bezug gilt die Anwartschaft als erfüllt, wenn innerhalb der letzten zwei Jahre (Rah-

menfrist) vor Geltendmachung des Bezugs mindestens 52 Wochen Anwartschaftszeiten vorlie-

gen (Übersicht 2). Wurde in der Vergangenheit bereits Arbeitslosengeld bezogen, müssen min-

destens 28 Wochen Anwartschaftszeiten innerhalb des letzten Jahrs vorliegen. Vor Vollendung 

des 25. Lebensjahres und bei Erstbezug ist auch bei Erreichung von 26 Anwartschaftswochen 

innerhalb des letzten Jahres die Anwartschaft erfüllt12). 

Übersicht 2: Kriterien für den Bezug von Arbeitslosengeld 

Altersgruppe Anwartschaft Rahmenfrist Bezugsdauer 

Unter 25-Jährige 26 Wochen 1 Jahr 20 Wochen 

25 Jahre und älter (erstmalige 

Inanspruchnahme) 

52 Wochen 2 Jahre 20 Wochen 

Alle (weitere Inanspruchnahme) 28 Wochen 1 Jahr 20 Wochen 

Alle 156 Wochen (3 Jahre) Keine 30 Wochen  

40 Jahre und älter 312 Wochen (6 Jahre) 10 Jahre 39 Wochen 

50 Jahre und älter 468 Wochen (9 Jahre) 15 Jahre 52 Wochen 

Q: Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG). 

Für den Anspruch auf Notstandshilfe sind ebenfalls Arbeitsfähigkeit, Arbeitswilligkeit und Arbeits-

losigkeit Voraussetzung. Zusätzlich darf kein Anspruch mehr auf Arbeitslosengeld bestehen und 

das Vorliegen einer Notlage (die Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse ist nicht 

möglich) muss gegeben sein. 

3.2 Bezugsdauer 

Bei Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen besteht grundsätzlich ein Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld für 20 Wochen. Die maximale bzw. zuerkannte Bezugsdauer kann in Abhängigkeit von 

bisher erworbenen Versicherungszeiten und des Alters auch 30, 39 oder 52 Wochen betragen 

(Übersicht 1). Unter bestimmten Voraussetzungen kann die maximale Bezugsdauer nach Ab-

schluss einer beruflichen Rehabilitationsmaßnahme 78 Wochen betragen und sich bei Besuch 

einer Schulung im Rahmen einer Arbeitsstiftung auf maximal 3 bzw. 4 Jahre verlängern. Die 

 

12)  Die Rahmenfrist von zwei bzw. einem Jahr kann sich bei Vorliegen von sogenannten Erstreckungstatbeständen 

(hierzu zählen etwa Zeiten des Krankengeldbezugs oder Präsenz- bzw. Zivildienstes, aber auch Arbeitslosigkeit) verlän-

gern. 

https://www.ams.at/arbeitsuchende/arbeitslos-was-tun/geld-vom-ams/arbeitslosengeld#wielangehabensieanspruchaufarbeitslosengeld
https://www.ams.at/arbeitsuchende/arbeitslos-was-tun/geld-vom-ams/arbeitslosengeld#wielangehabensieanspruchaufarbeitslosengeld
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Bezugsdauer verlängert sich um die Dauer der Teilnahme an Maßnahmen der Nach- und Um-

schulung sowie zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt, die im Auftrag des Arbeits-

marktservice erfolgen. 

Der Bezug der Notstandshilfe ist grundsätzlich zeitlich unbegrenzt. Nach Ablauf von 52 Wochen 

kann der Bezug per Antrag jeweils um weitere 52 Wochen verlängert werden. 

3.3 Leistungshöhe 

Die Höhe des Arbeitslosengeldes kann aus bis zu drei Komponenten bestehen: 

• dem Grundbetrag, 

• einem etwaigen Ergänzungsbetrag und 

• etwaigen Familienzuschlägen. 

Der tägliche Grundbetrag beträgt 55% des täglichen Nettoeinkommens. Für die Berechnung 

des täglichen Nettoeinkommens werden Einkommen bis zur Höchstbeitragsgrundlage berück-

sichtigt. Damit ist der Grundbetrag nach oben beschränkt. Liegt der Grundbetrag unter dem 

(täglichen) Ausgleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende (2022: 1.030,49 € pro Monat), steht 

ein Ergänzungsbetrag zu, der sich aus der Differenz zwischen Ausgleichszulagenrichtsatz und 

Grundbetrag ergibt. Die Summe aus Grundbetrag und Ergänzungsbetrag darf 60% des Netto-

einkommens jedoch nicht übersteigen. 

Besteht Anspruch auf Familienbeihilfe für Kinder, für die eine Unterhaltspflicht besteht, so stehen 

Familienzuschläge in der Höhe von 0,97 € pro Tag und Kind zu. Für Partnerinnen und Partner, 

die kein Einkommen über der Geringfügigkeitsgrenze (2022: 485,85 € pro Monat) erzielen, steht 

ebenfalls ein Familienzuschlag zu. Die Summe aus Grundbetrag, Familienzuschlägen und Er-

gänzungsbetrag darf 80% des täglichen Nettoeinkommens nicht überschreiten. 

Nach Auslaufen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld und bei Vorliegen einer Notlage13), kön-

nen Arbeitslose die Notstandshilfe beantragen. Sie beträgt zwischen 92% und 95% (bei vorheri-

gem Anspruch auf einen Ergänzungsbetrag) des Arbeitslosengeldes. Folgt die Notstandshilfe 

auf einen Arbeitslosengeldbezug von 20 oder 30 Wochen, unterliegt sie nach 6 Monaten einer 

Deckelung: Nach einem Arbeitslosengeldbezug von 20 Wochen wird die Notstandshilfe auf 

den Ausgleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende gesenkt, nach einem Arbeitslosengeldbe-

zug von 30 Wochen auf das Existenzminimum (2022: 1.167,00 € monatlich). Bis Juni 2018 war die 

Notstandshilfe eine bedarfsgeprüfte Leistung, deren Höhe bei Vorliegen von Partner:innenein-

kommen bis hin zum gänzlichen Wegfall reduziert wurde. Abbildung 1 zeigt den Verlauf der 

Nettoersatzrate für eine arbeitslose Person mit Anspruch auf 30 Wochen Arbeitslosengeld ohne 

Anspruch auf Ergänzungsbetrag und ohne Anspruch auf Familienzuschläge. 

 

13)  Zur Bedarfsprüfung werden alle persönlichen Einkünfte gemäß §2 Abs 2 EstG 1988 berücksichtigt, also etwa auch 

Einkommen aus Vermietung und Verpachtung und Einkünfte aus Kapitalvermögen. Bis 30. Juni 2018 wurde bei der 

Beurteilung einer Notlage neben dem Einkommen des:der Antragstellers:in auch das Einkommen des:der Ehepart-

ners:in oder des:der Lebensgefährten:in auf die Notstandshilfe angerechnet. 
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Abbildung 1: Nettoersatzrate bei 30-wöchigem ALG-Anspruch 

 

Q: WIFO-Darstellung. – Dargestellt ist die Nettoersatzrate für eine arbeitslose Person ohne Anspruch auf Ergänzungs-

betrag oder Familienzuschlag. 

Entspricht die Höhe des Arbeitslosengeldes oder der Notstandshilfe nicht den Mindeststandards 

der Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung, kann die Differenz als Leistung aus 

der Sozialhilfe/Bedarfsorientierten Mindestsicherung aufgestockt werden. Der Sozialhilfean-

spruch setzt den Verbrauch eigener Mittel und das Verwerten vorhandenen Vermögens (2022: 

bis zu einem Freibetrag von rund 5.868 €)14) voraus. 

3.4 Sperrfrist 

Wird ein Beschäftigungsverhältnis durch den:die Dienstnehmer:in selbst gekündigt oder kommt 

es aufgrund eigenen Verschuldens zu einer Kündigung durch den:die Dienstgeber:in, erhalten 

Arbeitslose in der Regel in den ersten vier Wochen ab Ende der Beschäftigung kein Arbeitslo-

sengeld (Sperrfrist nach § 11 AlVG). Bei Kündigungen des:der Dienstgebers:in, denen kein Ei-

genverschulden zugrunde liegt, und bei einvernehmlicher Auflösung des Dienstverhältnisses, 

gibt es keine Sperrfrist. Kommt es aufgrund berücksichtigungswürdiger Umstände zur Beendi-

gung der Beschäftigung (z. B. Aufnahme einer anderen Beschäftigung oder gesundheitliche 

Gründe), kann das AMS die Sperre teilweise oder zur Gänze erlassen. 

Die maximale Bezugsdauer wird durch die Sperrfrist nicht gekürzt, lediglich der Beginn des Ar-

beitslosengeldbezugs und ggf. der Beginn des Notstandshilfebezugs um die Dauer der Sperre 

verschoben. 

 

14)  Die landesrechtlichen Mindestsicherungsbestimmungen sehen Vermögensfreibeträge von rund 4.890 € vor. 
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Wird die Sperrfrist als Teil der Arbeitslosigkeitsepisode mit einem Bezug in der Höhe von Null be-

trachtet, bewirkt die 4-wöchige Sperre des Arbeitslosengeldes, dass die eigentlich konstante 

durchschnittliche Nettoersatzrate von 55% anfänglich progressiv – mit zunehmender Dauer der 

Arbeitslosigkeit steigend – wird. 

Abbildung 2: Durchschnittliche Nettoersatzrate bei 4-wöchiger Sperre des ALG 

30-wöchiger Anspruch auf Arbeitslosengeld 

  

Q: WIFO-Berechnungen. – NER: Nettoersatzrate. Dargestellt ist die durchschnittliche Nettoersatzrate für Arbeitslose 

ohne Anspruch auf Ergänzungsbetrag oder Familienzuschlag. Für die Zeit der Sperre wird ein Bezug in der Höhe von 

0 € unterstellt. 

3.5 Zuverdienst 

Während des Bezugs von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe besteht die Möglichkeit, ein Er-

werbseinkommen bis zur Geringfügigkeitsgrenze (2022: 485,85 € brutto monatlich) ohne eine 

Verminderung der jeweiligen Leistung zu beziehen. Überschreitet das Einkommen die Gering-

fügigkeitsgrenze ist keine Arbeitslosigkeit und damit kein Anspruch auf Lohnersatzleistungen 

mehr gegeben. 

Wird eine Beschäftigung mit einem Entgelt, das über der Geringfügigkeitsgrenze liegt, jedoch 

für weniger als vier Wochen vereinbart, gilt sie als vorübergehende Erwerbstätigkeit, die ohne 

Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld ausgeübt werden kann. Allerdings wird der Betrag 

des Nettoeinkommens, der die Geringfügigkeitsgrenze überschreitet, in diesem Monat auf das 

an den verbleibenden Anspruchstagen gebührende Arbeitslosengeld (bis hin zu seinem Weg-

fall) angerechnet. 
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4. Simulierter Leistungsbezug 2021 im Überblick 

Das zur Simulation von Szenarien verwendete Modell basiert auf der Gesamtheit der Leistungs-

beziehenden des Jahres 2016. Zur Berücksichtigung der veränderten Struktur der Arbeitslosen 

2021 gegenüber den 2016 und zur weitgehenden Ausklammerung von COVID-19-Effekten wird 

ein hypothetischer Bestand an Leistungsbeziehenden für das Jahr 2021 simuliert, der sich ohne 

COVID-19 ergeben hätte (vgl. Kapitel A.1.4). Im weiteren Text wird weitgehend auf die Ver-

wendung der Worte "simuliert" und "hypothetisch" verzichtet. Wenn von Leistungsbeziehenden 

2021 oder aktuellen Leistungsbeziehenden gesprochen wird, ist – wenn nicht explizit anders 

angeführt – der simulierte Bestand gemeint. 

Arbeitslose Menschen stellen eine heterogene Gruppe dar. Veränderungen von Bezugsbestim-

mungen oder anderen Elementen des Arbeitslosenversicherungssystems können sich daher 

mitunter sehr unterschiedlich auf verschiedene Subgruppen von Arbeitslosen auswirken. Um 

einerseits die Betroffenheit durch Änderungen in Systemparametern besser einschätzen zu kön-

nen und andererseits Referenzgrößen für die Simulationen alternativer Ausgestaltungen des 

Systems zu illustrieren, wird zunächst ein Überblick über den Leistungsbezug gegeben. Im Zent-

rum steht dabei die Frage: Wie viele bzw. welche Gruppen arbeitsloser Personen beziehen wel-

che Leistung aus der Arbeitslosenversicherung und in welcher Höhe? Die von den Reformüber-

legungen besonders betroffenen Leistungsbeziehenden (Anspruch auf Familienzuschläge, An-

spruch auf Ergänzungsbetrag, Zuverdienst während des Leistungsbezugs) werden gesondert 

betrachtet. 

Im Jahr 2021 betrug der simulierte Jahresdurchschnittsbestand 303.600 Personen, wovon 44% 

Arbeitslosengeld und 45% Notstandshilfe (NH) im engen Sinn bezogen. Auf Schulungsteilneh-

mer:innen (Arbeitslosengeld und Notstandshilfe) entfielen 11% (Übersicht 3)15). 

Übersicht 3: Jahresdurchschnittsbestand der Leistungsbeziehenden, 2021 

Leistungsart Anzahl der Personen 

Arbeitslosengeld 133.290 

Notstandshilfe 135.919 

Arbeitslosengeldbezug mit Schulung 21.369 

Notstandshilfebezug mit Schulung 13.054 

Insgesamt 303.632 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

Der Leistungsbezug konzentrierte sich stark auf Geringqualifizierte (maximal Pflichtschulab-

schluss; 44%) und Personen mit Lehrabschluss (33%). Knapp ein Drittel (31%) der Beziehenden 

wies gesundheitliche Einschränkungen auf, etwas mehr als ein Viertel (27%) hatte eine auslän-

dische Staatsangehörigkeit (Abbildung 3). Der Anteil von Notstandshilfebeziehenden an allen 

Leistungsbeziehenden lag insgesamt bei 49%. Die Notstandshilfequote steigt mit dem Alter: von 

 

15)  Anders als beim AMS üblich, werden für die Jahresdurchschnittsberechnung nicht die Leistungsbeziehenden zum 

Monatsstichtag erfasst und der Durchschnitt der zwölf Stichtagsbestände gebildet, sondern alle ins Jahr 2021 fallenden 

Leistungsbezugsepisoden werden mit ihrer Dauer im Jahr 2021 gewichtet. 
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32% bei unter 25-Jährigen auf 60% bei Leistungsbeziehenden ab 55 Jahren. Auch unter Gering-

qualifizierten ist die Notstandshilfequote besonders hoch (57%). Am höchsten ist sie für Personen 

mit gesetzlichem Behindertenstatus oder gesundheitlicher Einschränkung (67%). 

Abbildung 3: Personenstruktur des Bestands der Leistungsbeziehenden, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Absolute (Balkenhöhe) und relative 

(Zahl in Balken) Gruppengröße für Leistungsbeziehende 2021 (Jahresdurchschnitte). 

Lesebeispiel: Im Jahresdurchschnitt 2021 bezogen rund 141.800 Frauen Arbeitslosengeld oder Notstandhilfe. Das sind 

47% aller Leistungsbeziehenden. Rund 65.300 Frauen bzw. 46% der leistungsbeziehenden Frauen bezogen Notstands-

hilfe. 

Der durchschnittliche Tagsatz für Beziehende von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe betrug 

für das Jahr 2021 rund 28 €, wobei der durchschnittliche Tagsatz des Arbeitslosengeldes mit 

knapp 31 € merklich über jenem der Notstandshilfe (rund 26 €) lag (Übersicht 4). Die Heteroge-

nität der Leistungshöhe nach Gruppen von Arbeitslosen kann im Wesentlichen durch die un-

terschiedliche Höhe der zuvor erzielten Erwerbseinkommen erklärt werden. Beispielsweise 

schlägt sich das im Durchschnitt geringere Einkommen von Frauen in der unterdurchschnittli-

chen Höhe ihres Arbeitslosengeldbezugs nieder (28 €). Während die Höhe des Arbeitslosengel-

des für unter 25-jährige Arbeitslose deutlich unterdurchschnittlich ist (Tagsatz: 24 €), erhalten ab 

50-Jährige einen überdurchschnittlich hohen Arbeitslosengeldtagsatz (33 €), was auf das Al-

tersprofil von Einkommen im Erwerbsalter zurückzuführen ist. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der 

Betrachtung der Notstandshilfe, deren Bemessung an die Höhe des vorangegangenen Arbeits-

losengeldes geknüpft ist. 
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Übersicht 4: Durchschnittliche Tagsatzkomponenten der Leistungsbeziehenden, 2021 
 

Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

In € 

Alle Leistungsbeziehende 

Insgesamt 28,2 25,7 0,5 2,0 

Arbeitslosengeld 30,7 28,6 0,4 1,7 

Notstandshilfe 25,5 22,8 0,5 2,3 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Familienzuschlag 

Insgesamt 30,2 25,1 1,4 3,8 

Arbeitslosengeld 32,5 28,0 1,2 3,2 

Notstandshilfe 27,8 21,9 1,5 4,4 

Leistungsbeziehende mit Ergänzungsbetrag 

Insgesamt 23,5 20,0 0,4 3,1 

Arbeitslosengeld 24,6 21,1 0,3 3,1 

Notstandshilfe 22,7 19,2 0,5 3,1 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Familienzuschlag und Ergänzungsbetrag 

Insgesamt 26,5 19,7 1,2 5,6 

Arbeitslosengeld 27,1 20,7 0,9 5,6 

Notstandshilfe 26,0 19,0 1,4 5,6 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ. – Die Mittelung erfolgt für alle Komponenten über alle Leistungs-

beziehenden – auch über Null-Bezüge (kein Anspruch auf Familienzuschläge oder Ergänzungsbetrag). 

Der Ergänzungsbetrag spielt mit 7% des durchschnittlichen Tagsatzes (Notstandshilfe: 9%, Ar-

beitslosengeld: 6%) eine wesentliche Rolle. Familienzuschläge betragen im Durchschnitt 2% des 

Tagsatzes und haben, wie der Ergänzungsbetrag, eine größere Bedeutung für Arbeitslose im 

Notstandshilfebezug. Die durchschnittliche Notstandshilfe beläuft sich auf 83% des durch-

schnittlichen Arbeitslosengeldes. Dass die Höhe des durchschnittlichen Notstandshilfebezugs 

nicht 92% oder mehr des durchschnittlichen Arbeitslosengeldbezugs beträgt, begründet sich 

mit der Zusammensetzung der jeweiligen Gruppen von Beziehenden: Im Notstandshilfebezug 

finden sich vermehrt Personen mit geringeren Erwerbseinkommen vor Leistungsbezug. 

Die simulierten Ausgaben für Arbeitslosengeld und Notstandshilfe belaufen sich für das Jahr 

2021 auf rund 3,1 Mrd. €, wovon etwa 44% auf die Notstandshilfe entfallen. Die Summe der 

Mittel, die im Rahmen der Aufstockung geringer Leistungsbezüge mit der BMS bzw. der Sozial-

hilfe anfallen, beträgt rund 0,2 Mrd. €. 

Im Jahresdurchschnitt 2021 bezogen rund 11% der Leistungsbeziehenden auch BMS/Sozialhilfe 

(Abbildung 4). Überdurchschnittlich hohe Anteile von Aufstockenden finden sich unter Allein-

erziehenden16) (29%), Personen mit Bezugsdauern länger als 24 Monate (21%) und im Not-

standshilfebezug (19%), Leistungsbeziehenden mit gesundheitlichen Einschränkungen (16%) so-

wie Geringqualifizierten (16%). Paarhaushalte, Personen mit Bezugsdauern unter einem Jahr 

 

16)  Single- und Paarhaushalte werden über den Familienstand definiert. Singlehaushalte umfassen aufgelöste EPs oder 

Ehen, Hinterbliebene, Ledige sowie getrennt lebende eingetragene Partner:innen und Eheleute. Paarhaushalte um-

fassen eingetragene Partner:innen, Eheleute und Personen in Lebensgemeinschaften. Kinder werden über den Fami-

lienzuschlag bestimmt. 
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und im Arbeitslosengeldbezug zeichnen sich durch unterdurchschnittlich hohe Anteile von 

BMS-/Sozialhilfebezug aus. 

Abbildung 4: Anteil BMS-Beziehende an den AlV-Leistungsbeziehenden, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

4.1 Familienzuschläge 

Im Jahresdurchschnitt 2021 hatten rund 35% der Leistungsbeziehenden Anspruch auf Familien-

zuschläge (FZ) (Abbildung 5). Jedoch beziehen nicht alle Anspruchsberechtigten auch tat-

sächlich Familienzuschläge. Bei niedrigem täglichem Nettoeinkommen bzw. niedrigen Tagsät-

zen führt die Beschränkung der Nettoersatzraten auf maximal 80% bei Anspruch auf Familien-

zuschlägen dazu, dass bereits die Summe aus Grundbetrag und Ergänzungsbetrag diesen Wert 

erreichen (vgl. Kapitel A.2.1). Das betrifft rund 13% der FZ-Anspruchsberechtigten. Weitere 15% 

der Anspruchsberechtigten verzeichnen zwar einen Bezug von Familienzuschlägen, jedoch 

nicht in voller Höhe. Insgesamt unterliegen damit rund 28% aller FZ-Anspruchsberechtigten der 

Deckelung. Rund 47% der Anspruchsberechtigten haben Anspruch auf einen Zuschlag, rund 

34% auf zwei Zuschläge und 20% auf drei oder mehr Zuschläge. 
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Abbildung 5: Anteil der Leistungsbeziehenden mit Anspruch auf Familienzuschläge, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

Frauen, Personen ab 25 bis 49 Jahre, Arbeitslose mit ausländischer Staatsbürgerschaft und Ge-

ringqualifizierte sind überdurchschnittlich oft anspruchsberechtigt (Abbildung 5). 

Der durchschnittliche Tagsatz von FZ-Anspruchsberechtigten liegt rund 3 € über jenem der Leis-

tungsbeziehenden ohne Anspruch auf Familienzuschläge (Übersicht 4). Die tendenziell höhe-

ren Tagsätze sind auch in einer Rechtsverschiebung der Verteilung der Tagsätze nach Höhe 

gegenüber der Verteilung aller Leistungsbeziehenden erkennbar (Abbildung 6). So sind sie bei 

Tagsätzen, die 25 € nicht übersteigen deutlich unterrepräsentiert, während sie bei Tagsätzen 

zwischen 30 € und 35 € deutlich überrepräsentiert sind. 
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Abbildung 6: Verteilung der Tagsätze der FZ- und EB-Anspruchsberechtigten, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Mit FZ-Anspruch: Leistungsbeziehende 

mit Anspruch auf Familienzuschläge. Mit EB-Anspruch: Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag. Ins-

gesamt: alle Leistungsbeziehenden. 

Die höheren Tagsätze beruhen dabei im Durchschnitt jedoch nicht auf einem höheren Grund-

betrag, sondern auf höheren Ergänzungsbeträgen (rund +2,8 €) und den Familienzuschlägen 

selbst. Im Durchschnitt der Anspruchsberechtigten beträgt die Höhe der Familienzuschläge 

rund 1,4 €. Der durchschnittliche Grundbetrag liegt um rund 1,1 € unter jenem für Arbeitslose 

ohne FZ-Anspruch. Der Anteil BMS-Beziehender ist für FZ-Anspruchsberechtigte mit rund 16% 

überdurchschnittlich. Die Gesamtausgaben für Familienzuschläge belaufen sich auf rund 53 

Mio. €, wobei rund 54% davon parallel zu Notstandshilfebezug anfallen. 

4.2 Ergänzungsbetrag 

Rund zwei Drittel aller AlV-Leistungsbeziehenden hat Anspruch auf einen Ergänzungsbetrag. Im 

Jahresdurchschnitt sind das rund 196.000 Personen (Abbildung 7). Frauen, Alleinerziehende, 

Personen ohne österreichische Staatsbürgerschaft, jüngere Personen, Personen mit maximal 

Pflichtschulabschluss und Personen mit langen Bezugszeiten sind überdurchschnittlich oft EB-

anspruchsberechtigt (Abbildung 7). Auch Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen 

sind überdurchschnittlich oft anspruchsberechtigt. 
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Abbildung 7: Anteil EB-Anspruchsberechtigte an den AlV-Leistungsbeziehenden 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – EB-Anspruchsberechtigte: Leistungs-

beziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag. 

Im Durchschnitt der Anspruchsberechtigten beträgt der Ergänzungsbetrag rund 3 €. Arbeitslose 

mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag haben im Durchschnitt einen um rund 13 € geringeren Tag-

satz als Leistungsbeziehende ohne Anspruch. Die Differenz im durchschnittlichen Grundbetrag 

beträgt 16 €. Im Durchschnitt erhalten die Leistungsbeziehenden der beiden Gruppen ähnlich 

hohe Familienzuschläge. Der deutliche Unterschied im Grundbetrag ergibt sich dabei unter 

anderem auch daraus, dass einerseits ein niedriger Grundbetrag Bedingung für den Anspruch 

auf den Ergänzungsbetrag ist und andererseits mit rund 65% überdurchschnittlich viele Arbeits-

lose im Notstandshilfebezug unter den EB-Anspruchsberechtigten zu finden sind. Entsprechend 

zeigt sich auch eine deutliche Linksverschiebung der Verteilung der Tagsätze nach Höhe ge-

genüber der Verteilung aller Leistungsbeziehenden (Abbildung 6). 

Die Gesamtausgaben für Ergänzungsbeträge belaufen sich auf rund 222 Mio. €, wobei rund 

56% davon parallel zu Notstandshilfebezug anfallen. 
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4.3 Geringfügiger Zuverdienst 

Im Jahresdurchschnitt 2021 lag der Anteil von Leistungsbeziehenden, die während ihres Bezugs 

im Jahr 2021 einen geringfügigen Zuverdienst hatten, an allen Leistungsbeziehenden bei rund 

11% (Abbildung 8). 

Abbildung 8: Anteil der Zuverdienenden an den AlV-Leistungsbeziehenden, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Zuverdienende: Leistungsbeziehende 

mit geringfügiger Beschäftigung. 

Die Zuverdienstquote ist unter Frauen, Personen ohne österreichische Staatsbürgerschaft, Ar-

beitslosen im Haupterwerbsalter und solchen mit Kindern überdurchschnittlich. Besonders un-

terdurchschnittlich sind Zuverdienende unter jüngeren Arbeitslosen und bei Vorliegen einer Be-

hinderung oder einer gesundheitlichen Vermittlungseinschränkung. Das spiegelt sich auch in 

der Personenstruktur der Zuverdienenden wider (Abbildung 9). Leistungsbeziehende mit ge-

ringfügigem Zuverdienst sind überdurchschnittlich oft Frauen (51%, insgesamt: 47%). Auch der 

Anteil der Frauen mit Kindern ist überdurchschnittlich (22%, insgesamt: 19%). Ebenso dominieren 

nach Haushaltstyp Haushalte mit Kindern: Alleinerziehende liegen um rund 3 Prozentpunkte 

bzw. 23% über dem Durchschnitt aller Leistungsbeziehenden, Paarhaushalte mit Kindern um 

rund 4 Prozentpunkte bzw. 18% über dem Durchschnitt. Geringfügiger Nebenverdienst ist im 

Haupterwerbsalter (25 bis 49 Jahre) überdurchschnittlich konzentriert (64%, insgesamt: 57%). 

31% der Zuverdienenden besitzen keine österreichische Staatsbürgerschaft (Insgesamt: 27%). 
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Der hohe Anteil von Frauen im Haupterwerbsalter mit Kindern deckt sich mit den Befunden in 

Eppel und Mahringer (2019).



 

Abbildung 9: Personenstruktur der Zuverdienenden, 2021 

Anteile leistungsbezogener Merkmale 

 

Anteile soziodemographischer Merkmale 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Zuverdiener:innen: Leistungsbezie-

hende mit geringfügiger Beschäftigung. Insgesamt: alle Leistungsbeziehenden.
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Betrachtet man die Dauer, die seit der Zuerkennung des Arbeitslosengeldes und der ersten 

geringfügigen Beschäftigung während des Leistungsbezugs im Jahr 2021 liegt (es können Un-

terbrechungen des Leistungsbezugs vorliegen), ergibt sich die in Abbildung 10 dargestellte Ver-

teilung. Für rund 30% der Zuverdienenden lagen weniger als 12 Wochen zwischen der Zuerken-

nung des Arbeitslosengeldes und dem Beginn der geringfügigen Beschäftigung. Für knapp ein 

Drittel (32%) lagen zwischen Zuerkennung und geringfügiger Beschäftigung mehr als 52 Wo-

chen. Geringfügige Beschäftigungen bestehen teils bereits vor Beginn des Leistungsbezugs 

(rund 12% der Fälle). 

Abbildung 10: Dauer von ALG-Zuerkennung bis geringfügige Beschäftigung, 2021 

Anteile an allen Zuverdienenden 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. Leistungsbezugsdauer ab Zuerkennung 

des Arbeitslosengeldes bis zur ersten geringfügigen Beschäftigung im Jahr 2021. 

Der durchschnittliche Tagsatz für Leistungsbeziehende während einer geringfügigen Beschäfti-

gung (Übersicht 5) liegt mit insgesamt 27,9 € unter dem Durchschnitt aller Leistungsbeziehen-

den (−0,2 €). Diese Differenz ist auf den deutlich niedrigeren Arbeitslosengeldbezug zurückzu-

führen (−1,1 €); die Höhe der durchschnittlichen Notstandshilfe liegt über jener für alle Leistungs-

beziehenden (+0,8 €). Auffallend sind die im Schnitt höheren Ergänzungsbeträge sowohl wäh-

rend Arbeitslosengeld- (+0,5 €) als auch Notstandshilfebezug (+0,2 €).  
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Übersicht 5: Durchschnittliche Tagsatzkomponenten der Zuverdienenden, 2021 
 

Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

In € 

Insgesamt 27,9 25,0 0,6 2,3 

Arbeitslosengeld 29,6 27,0 0,5 2,2 

Notstandshilfe 26,3 23,2 0,6 2,5 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Zuverdienende: Leistungsbeziehende 

mit geringfügiger Beschäftigung. Die Mittelung erfolgt für alle Komponenten über alle Leistungsbeziehenden mit Zu-

verdienst – auch über Null-Bezüge (kein Anspruch auf Familienzuschläge oder Ergänzungsbetrag). 

Betrachtet man nicht nur jene Zeitspanne, in die die geringfügige Beschäftigung fällt, sondern 

den Tagsatz während der gesamten Leistungsbezugsdauer, zeigt sich auch hier, dass Leistungs-

beziehende mit geringfügigem Zuverdienst tendenziell niedrigere Leistungshöhen erhalten 

(Abbildung 11). 

Abbildung 11: Verteilung der Tagsätze nach Zuverdienst, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Mit Zuverdienst: Leistungsbeziehende 

mit geringfügiger Beschäftigung; Insgesamt: alle Leistungsbeziehenden. 

Mit rund 328 Mio. € entfallen etwa 10,5% der simulierten Ausgaben für Arbeitslosengeld und 

Notstandshilfe auf Zeiten, in denen Arbeitslose während ihres Leistungsbezugs geringfügig be-

schäftigt waren. 
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5. Simulationsszenarien und Annahmen 

Die nachfolgend dargestellten Szenarien und Varianten wurden vom Auftraggeber vorge-

geben, um diesem die weitere inhaltliche Abstimmung zu ermöglichen. Sie wurden vom 

WIFO lediglich um ggf. notwendige zusätzliche Annahmen ergänzt. 

Die angedachten Szenarien und Varianten konzentrieren sich auf zwei Bereiche im System der 

Arbeitslosenversicherung, die Leistungshöhe und ein möglicher Zuverdienst zur Leistung. Im Be-

reich der Leistungshöhe stehen Änderungen bei allen Leistungskomponenten (Grundbetrag, 

Ergänzungsbetrag und Familienzuschläge) zur Diskussion. Daher wurden alle möglichen Teilas-

pekte einer Analyse unterzogen: 

• Eine generelle Karenzfrist von einigen Tagen vor Bezug der Versicherungsleistung, in 

der noch keine Leistung bezogen werden kann; 

• eine degressiv gestaltete Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld; 

• eine Erhöhung des Familienzugschlags; 

• einen Entfall des Ergänzungsbetrags gem. § 21 Abs. 4 AlVG. 

Insgesamt wurden 22 Szenarien mit unterschiedlichen Nettoersatzraten, Karenzfristen, Ergän-

zungsbeträgen und Familienzuschlägen simuliert (Übersicht 6). Diese Elemente werden in drei 

"Umsetzungsszenarien" (U1-U3) zu möglichen Gesamtreformen kombiniert, um die Wechselwir-

kung der einzelnen Aspekte für die weiteren Diskussionen besser abschätzen zu können. Szena-

rien U1-U3 sahen jeweils eine degressive Gestaltung des Arbeitslosengeldes und den Entfall des 

Ergänzungsbetrags vor, sie variierten aber in der Dauer der Karenzfrist sowie der Behandlung 

der Notstandshilfe und der Familienzuschläge. Zusätzlich wurden in den Szenarien 1-4 und Z 

Varianten simuliert, die die Quantifizierung des Effekts einzelner Reformelemente erlauben. 

Zur besseren Lesbarkeit wird bei der Beschreibung der Simulationsergebnisse (Kapitel 6) das 

Hauptaugenmerk auf die Umsetzungsszenarien sowie auf Szenario 3 (Verdoppelung des Fami-

lienzuschlags) und Szenario 4 (Entfall des Ergänzungsbetrags) gelegt. Simulationsergebnisse zu 

den restlichen Varianten finden sich im Anhang dieses Berichts. Auf die Darstellung der Ergeb-

nisse der Zusatzszenarien (Z1-Z5) wird verzichtet17). 

Konkrete Ausgestaltungsvorschläge des BMAW wurden um ggf. notwendige zusätzliche An-

nahmen ergänzt. Für jedes Szenario gilt, dass jeweils nur die genannten Systemparameter ver-

ändert werden und das restliche System unberührt bleibt. 

 

17)  Auf Anfrage werden Ergebnisse übermittelt. 
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Übersicht 6: Simulierte Szenarien 

Szenario Nettoersatzrate  

von 70% für … 

Karenzfrist Entfall  

Ergänzungsbetrag 

Familien- 

zuschlag 

NH-Grundbetrag/ALG- 

Grundbetrag in % 

1a 12 Wochen 0 Tage nein 1x 91%1) 

1b 12 Wochen 14 Tage nein 1x 91% 

1c 12 Wochen 10 Tage nein 1x 91% 

1d 12 Wochen 0 Tage nein 1x 92%/95%2) 

1e 12 Wochen 14 Tage nein 1x 92%/95% 

1f 12 Wochen 10 Tag nein 1x 92%/95% 

2a 10 Wochen 0 Tage nein 1x 91% 

2b 10 Wochen 14 Tage nein 1x 91% 

2c 10 Wochen 10 Tage nein 1x 91% 

2d 10 Wochen 0 Tage nein 1x 92%/95% 

2e 10 Wochen 14 Tage nein 1x 92%/95% 

2f 10 Wochen 10 Tage nein 1x 92%/95% 

3 0 Wochen 0 Tage nein 2x 92%/95% 

4 0 Wochen 0 Tage ja 1x 92%/95% 

U1 12 Wochen 10 Tage ja 2x 91% 

U2 12 Wochen 10 Tage ja 2x 92%/95% 

U3 10 Wochen 7 Tage ja 3x 92%/95% 

Z1 12 Wochen 10 Tage nein 2x 91% 

Z2 12 Wochen 10 Tage ja 1x 91% 

Z3 12 Wochen 0 Tage ja 2x 91% 

Z4 12 Wochen 0 Tage ja 2x 92%/95% 

Z5 10 Wochen 0 Tage ja 3x 92%/95% 

Q: WIFO. – 1) Entspricht einer Nettoersatzrate von 50% ("NH-Neu"). 2) Entspricht dem geltenden Grundbetrag der Not-

standshilfe ggf. unter Berücksichtigung des Entfalls des Ergänzungsbetrags. 

5.1 Degressive Nettoersatzrate 

Mit dem Absinken der Nettoersatzrate beim Übertritt von Arbeitslosengeld- zu Notstandshilfebe-

zug findet sich bereits im derzeitigen System ein degressives Element bei der Höhe der Lohner-

satzleistungen. Bei der angestrebten Reform des Arbeitslosenversicherungsrechtes wird ange-

dacht, die Nettoersatzrate zu Beginn des Arbeitslosengeldbezugs gegenüber dem gegenwär-

tigen Niveau zu erhöhen und sie nach Ablauf einer bestimmten Bezugsdauer auf ihr derzeitiges 

Niveau zu senken. Weiters gibt es Überlegungen, die Höhe der Notstandshilfe nicht wie bisher 

an die Höhe des vorangegangenen Arbeitslosengeldes zu koppeln, sondern sie direkt als Net-

toersatzrate, also in Relation zum täglichen Nettoeinkommen, zu definieren. 

Für die Simulationen werden die folgenden Spezifikationen angewendet bzw. Annahmen18) 

getroffen: 

• Zu Beginn der Arbeitslosigkeit beträgt die Nettoersatzrate 70%. 

 

18)  Konkrete Ausgestaltungsvorschläge des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft wurden um ggf. notwendige 

zusätzliche Annahmen ergänzt. 
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• Sie sinkt nach 12 Wochen (Szenario 1a-1f, U1-U2 und Z1-Z4) bzw. 10 Wochen (Szenario 

2a-2f sowie U3 und Z5) auf 55% (das entspricht der Höhe des aktuellen Arbeitslosen-

geldes) und bleibt bis zum Auslaufen des Arbeitslosengeldanspruchs auf diesem Ni-

veau. 

• Im Fall eines Fortbezugs des Arbeitslosengeldes wird jene Nettoersatzrate angesetzt, 

die der Anzahl an vergangenen Bezugstagen seit der Zuerkennung entspricht. Wur-

den zum Zeitpunkt des Fortbezugs noch nicht bereits 12 bzw. 10 Wochen Arbeitslosen-

geld bezogen, beträgt die Nettoersatzrate 70%, andernfalls beträgt sie 55%. Bei einer 

neuen Zuerkennung aufgrund einer neuerlichen Erfüllung der Anwartschaft beträgt 

die Nettoersatzrate anfangs wieder 70%. 

• In den Szenarien 1a-1c, 2a-2c, U1 sowie Z1-Z3 wird die Notstandshilfe analog zum Ar-

beitslosengeld als Nettoersatzrate in der Höhe von 50% des täglichen Nettoeinkom-

mens festgesetzt. 

• Zusätzliche Annahme: Im aktuellen System ist die Notstandshilfe als eine "ALG-

Ersatzrate" definiert. Für Personen mit Anspruch auf einen Ergänzungsbetrag errechnet 

sich die Höhe des NH-Grundbetrages als 95% des ALG-Grundbetrages zuzüglich 95% 

des Ergänzungsbetrags (vgl. AlVG §36 Abs. 1 Z 1). Damit ergibt sich (in Bezug auf das 

tägliche Nettoeinkommen) eine Nettoersatzrate der Notstandshilfe in der Höhe von 

52,25% (95% von 55%). Bei einer Nettoersatzrate der Notstandshilfe in der Höhe von 

50% entspricht dies rund 91% des gegenwärtigen Grundbetrages. Für Personen mit 

Anspruch auf einen Ergänzungsbetrag wird daher in jenen Szenarien, in denen weiter-

hin ein Ergänzungsbetrag gewährt wird, ein Grundbetrag von 50% des täglichen Net-

toeinkommens zzgl. 91% des Ergänzungsbetrags zum Zeitpunkt des Übertritts von Ar-

beitslosengeld in Notstandshilfe angenommen. Weiter wird in diesen Szenarien ange-

nommen, dass die Notstandshilfe 91% des täglichen Ausgleichzulagenrichtsatzes nicht 

unterschreiten darf, sofern der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes über dem tägli-

chen Ausgleichzulagenrichtsatz liegt19). 

Abbildung 12 illustriert den Verlauf der Nettoersatzrate für eine Person mit 20-wöchigem An-

spruch auf Arbeitslosengeld ohne Anspruch auf Ergänzungsbetrag oder Familienzuschlag bei 

einer degressiven Nettoersatzrate mit 12-wöchiger erster Degressionsstufe. 

Im Zusammenhang mit den angedachten Reformoptionen zu einem degressiven Arbeitslosen-

geld ist auch die Zusammensetzung des Tagsatzes von Bedeutung. Familienzuschläge und der 

Ergänzungsbetrag werden lediglich indirekt von der Degression beeinflusst. Die maximale Höhe 

der beiden Bestandteile ist nur insofern von der Degression betroffen, als dass der Tagsatz 60% 

bzw. 80% des täglichen Nettoeinkommens nicht übersteigen darf. Bei einer höheren Nettoer-

satzrate als im Status quo kann das zu Kürzungen dieser Bestandteile führen, wohingegen bei 

einer niedrigeren Ersatzrate diese Bestandteile die Degression abschwächen. Gleiches gilt für 

die Sozialhilfe bzw. BMS. 

 

19)  Analog zur entsprechenden Passage in §36 Abs. 1 Z 2 AlVG wird durch die Bedingung sichergestellt, dass ein An-

spruch auf Ergänzungsbetrag zu keiner Notstandshilfe führt, die über jener liegt, die Personen ohne Ergänzungsbetrag 

gebührt. 
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Abbildung 12: Degressive Nettoersatzrate ohne Karenzfrist 

ALG: 12 Wochen 70%, dann 55%, NH: 50% 

 

Q: WIFO-Darstellung. – Dargestellt ist die Nettoersatzrate für eine Person mit 20-wöchigem ALG-Anspruch ohne An-

spruch auf Ergänzungsbetrag. Die vertikale Linie (rot) markiert den Übertritt von ALG- zu NH-Bezug. 

5.2 Karenzfrist 

Weiters war im Zusammenhang mit der degressiven Gestaltung des Arbeitslosengeldes die Ein-

führung einer allgemeinen Karenzfrist zu Beginn der Arbeitslosigkeit, innerhalb derer der An-

spruch auf AlV-Leistung ruht, zu analysieren. 

Die höhere Nettoersatzrate zu Beginn des Arbeitslosengeldbezugs führt zu Mehrausgaben. Da-

bei wirken sowohl ein Preiseffekt (höhere Lohnersatzleistung) als auch ein möglicher Mengen-

effekt (vermehrter Zugang). Eine höhere Lohnersatzleistung kann sowohl bei Beschäftigten als 

auch bei Unternehmen zu einer höheren Bereitschaft führen, das Dienstverhältnis aufzulösen 

(Feldstein, 1976; Karni, 1999; Zweimüller, 2018). Insbesondere die Anreize für Unternehmen zur 

Kompensation von Nachfrageschwankungen durch vorübergehende Beschäftigungsbeendi-

gungen – eine in Österreich übliche Praxis – erhöhen sich (Eppel et al., 2018; Nekoei & Weber, 

2020). Die Einführung einer allgemeinen Karenzfrist stellt eine Möglichkeit dar, diesen Effekten 

zu begegnen. 

Die Reformoptionen sehen die folgenden in den Simulationen umgesetzten konkreten Syste-

mänderungen vor: 

• Eine generelle Karenzfrist von 7 Tagen (Szenario U3), 10 Tagen (Szenario 1c, 1f, 2c, 2f, 

U1, U2, Z1 und Z2) bzw. 14 Tagen (Szenario 1b, 1e, 2b und 2e) wird eingeführt. Arbeits-

lose erhalten für die Dauer der Karenzfrist, gerechnet vom ersten Tag, an dem ohne 

Karenzfrist Arbeitslosengeld bezogen wird, kein Arbeitslosengeld. 

• Bei Fortbezug des Arbeitslosengeldes kommt es zu keiner neuerlichen Karenzfrist. 

• Die Dauer der Degressionsstufen bleibt unverändert, d.h. anschließend an die Karenz-

frist steigt die Nettoersatzrate für 12 Wochen bzw. 10 Wochen auf 70% und beträgt 

danach bis zum Auslaufen des Arbeitslosengeldbezugs 55%. 
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• Die Dauer des Leistungsanspruches bleibt – analog zu einer Sperre gemäß § 11 AlVG 

(vierwöchige Sperre des Arbeitslosengeldes aufgrund von eigen verschuldeter Been-

digung oder freiwilliger Auflösung des Dienstverhältnisses) – unverändert. 

• Die Karenzfrist folgt analog zu den §11-Sperren einer Kalendertaglogik. Das heißt, nach 

spätestens 7, 10 oder 14 Kalendertagen – nicht nach den tatsächlich beobachteten 

Bezugstagen – endet die Karenzfrist. 

• Da keine Verhaltensänderungen unterstellt werden, verändert sich der Zeitpunkt des 

Abgangs aus Arbeitslosigkeit nicht. Für Personen, die in Notstandshilfebezug übertre-

ten, wandeln sich – so der Bezug so lange aufrecht ist – die ersten 14 Tage, 10 Tage 

bzw. 7 Tage jedoch in einen Arbeitslosengeldbezug um, da die Bezugsdauer des Ar-

beitslosengeldes aufgrund der Karenzfrist noch nicht ausgeschöpft ist. 

• Sperren nach § 11 AlVG werden auf die Karenzfrist angerechnet und verringern die 

Karenzfrist bis zum Wegfall. 

• In den Szenarien, die eine Karenzfrist vorsehen, wird sie in den Auswertungen, wenn 

nicht anders vermerkt, wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 

Abbildung 13 illustriert den Jahresdurchschnittsbestand an Personen mit karenzbedingt ruhen-

dem Arbeitslosengeld für Karenzfristen bis zu 30 Tagen mit und ohne Anrechnung von Sperren 

nach § 11 AlVG. Der Effekt der Karenzfrist auf den Bestand reicht von rund 800 Personen (1-

tägige Frist) bis zu rund 23.000 Personen (30-tägige Frist). Für die in den Szenarien betrachteten 

Karenzfristen ergeben sich rund 5.800 (7 Tage), 8.200 (10 Tage) bzw. 11.300 (14 Tage) Personen 

im Jahresdurchschnitt. 

Abbildung 13: Jahresdurchschnittsbestand an Personen in Karenz nach Dauer der Frist 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Mit/ohne Anrechnung: Mit/ohne An-

rechnung einer allfälligen Sperre gem. §11 AlVG. 
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Die Anrechnung der Sperren nach § 11 AlVG erhöht den Bestand an Karenzierten um 4,3% (1-

tägige Frist) bis 3,0% (30-tägige Frist). Bei einer 30-tägigen Karenzfrist ist der Jahresdurchschnitts-

bestand an Personen in Karenz ohne Anrechnung der Sperren um rund 700 Personen höher. 

Auf die sich in Karenz Befindenden entfallen innerhalb der Karenzfrist im aktuellen AlV-System 

bei einer 1-tägigen Frist rund 10 Mio. € Arbeitslosengeld und bei einer 30-tägigen Karenz rund 

265 Mio. € Arbeitslosengeld (Abbildung 14). Für eine Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes 

von 70% statt 55%, ergeben sich bei 1-tägiger Frist 12 Mio. € und bei 30-tägiger Frist 323 Mio. €. 

Die Reduktion der Ausgaben für Arbeitslosengeld bei einer Nettoersatzrate von 70% liegen um 

22% über jener bei einer Nettoersatzrate von 55%. 

Abbildung 14: ALG-Ausgabenreduktion durch Karenzfrist nach Dauer der Frist 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Dargestellt ist die Ausgabenreduktion 

im Bereich des Arbeitslosengeldes unter Anrechnung einer allfälligen Sperre gem. §11 AlVG und ohne Gegenrech-

nung einer Verschiebung des NH-Antritts sowohl nach gültiger Rechtslage (55% Nettoersatzrate) sowie in einem hy-

pothetischen System mit 70% Nettoersatzrate. 

Am Beispiel einer Person mit 20 Wochen Arbeitslosengeldanspruch ohne Anspruch auf Ergän-

zungsbetrag zeigt Abbildung 15 die durchschnittliche Nettoersatzrate im aktuellen System und 

zwei degressiven Systemen mit und ohne 14-tägiger Karenzfrist, die Szenario 1a und 1b (Netto-

ersatzrate des Arbeitslosengeldes von 70% in den ersten 12 Wochen, dann 55% bis zum Über-

gang in Notstandshilfe mit einer Nettoersatzrate von 50%) entsprechen. Wird in der Karenzfrist 

ein Bezug in der Höhe von 0 € unterstellt, ändert sie das degressive Szenario für die ersten 14 

Wochen in ein progressives System, da die durchschnittliche Nettoersatzrate aufgrund der Ka-

renzfrist mit laufendem Leistungsbezug größer wird. Da der Sprung von 0% auf 70% Nettoersatz-

rate deutlich ausgeprägter ist als die Degressionssprünge von 70% auf 55% und von 55% auf 

50% ist die Progressionswirkung über den gesamten Bezugsverlauf stärker ausgeprägt als die 
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Degression. Der höchste Progressionsschritt ist dabei an Tag 15 mit dem Anstieg der Nettoer-

satzrate von 0% auf 70% und einer Änderung der durchschnittlichen täglichen Ersatzrate von 

0% auf 4,67%. Der geringste Progressionsschritt erfolgt am Ende der ersten Degressionsstufe, von 

Tag 97 auf Tag 98, und beträgt 0,1%. Dabei sinkt im Vergleich zum degressiven ohne Karenzfrist 

die durchschnittliche Nettoersatzrate in der frühen Phase der Arbeitslosigkeit und beträgt im 

Durchschnitt der ersten vier Wochen nur mehr 35% (45% bei 10-tägiger Karenzfrist). Die Netto-

ersatzrate des derzeitigen Systems von 55% wird erstmals am Tag 66 übertroffen, das Maximum 

von 60% wird am Ende der 14. Woche erreicht. Mit Woche 15 beginnt die degressive Phase. 

Der höchste Degressionssprung ist dabei von Tag 98 auf Tag 99, welcher mit 0,05% nur die Hälfte 

des geringsten Progressionssprunges beträgt. Im weiteren Verlauf nimmt die Degression bestän-

dig ab. 

Abbildung 15: Durchschnittliche Nettoersatzrate mit und ohne 14-tägiger Karenzfrist 

 

Q: WIFO-Darstellung – Dargestellt ist die durchschnittliche Nettoersatzrate für eine Person mit 20-wöchigem ALG-

Anspruch. Die vertikale Linie (rot) markiert den Übertritt von ALG- zu NH-Bezug ohne Karenzfrist. Degressives ALG: Net-

toersatzrate von 70% in den ersten 12 Wochen, dann 55%. 

Da während der Karenzfrist noch keine Leistung bezogen werden kann, senkt die Karenzfrist 

die Ausgaben für AlV-Leistungen. Diese Minderausgaben während der Karenzfrist übertragen 

sich jedoch nicht vollumfänglich in eine Ausgabensenkung (Abbildung 16). In jener Phase im 

Bezugsverlauf, in der Personen im System ohne Karenzfrist bereits in der Degressionsstufe mit 

Nettoersatzrate von 55% wären, aber mit Karenzfrist noch in der Stufe mit 70% Ersatzrate sind, 

steigen die Ausgaben. Selbes gilt für jene Tage, an denen sich die Personen im System ohne 

Karenzfrist bereits im Notstandshilfebezug befinden würden, mit Karenzfrist jedoch noch im Ar-

beitslosengeldbezug sind. Für Arbeitslose, deren Notstandshilfebezug mindestens so lange dau-

ert wie die Karenzfrist und die keinen Anspruch auf Ergänzungsbetrag oder Familienzuschlag 

haben, ergibt sich eine Leistungsreduktion in der Höhe des 14-fachen Tagsatzes der Notstands-

hilfe (nicht des 14-fachen Tagsatzes des Arbeitslosengeldes). 
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Abbildung 16: Minder- und Mehrausgaben durch 14-tägige Karenzfrist bei degressiver 

Nettoersatzrate (12 Wochen) 

Tägliches Nettoeinkommen von 54,55 € ohne Anspruch auf Familienzuschlag 

 

Tägliches Nettoeinkommen von 36,36 € mit Anspruch auf einen Familienzuschlag und Ergänzungsbetrag 

 

Q: WIFO-Darstellung. – Dargestellt ist der Tagsatz für eine Person mit 20-wöchigem ALG-Anspruch. Die blau-karierte 

Fläche beschreibt Minderausgaben durch die Karenzfrist. Die dunkelgrün-gepunktete sowie die hellgrün-schraffierte 

Fläche beschreiben Mehrausgaben durch die Karenzfrist. 
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5.3 Ergänzungsbetrag und Familienzuschlag 

Weitere Reformelemente sind der Ergänzungsbetrag und der Familienzuschlag. Die Reformop-

tionen sehen die folgenden in den Simulationen umgesetzten konkreten Systemänderungen 

vor: 

• Aktuell beträgt der Familienzuschlag 0,97 €. Dieser wird auf 1,94 € verdoppelt bzw. auf 

2,91 € verdreifacht. 

• Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes darf inkl. des Familienzuschlages 80% des täg-

lichen Nettoeinkommens nicht übersteigen. Diese Regelung ist bereits im derzeit gülti-

gen System gesetzlich verankert (vgl. §21 Abs. 5 AlVG). 

• Der Ergänzungsbetrag gem. § 21 Abs. 4 AlVG entfällt. 

• Während Notstandshilfebezug entfallen alle – zumindest der Logik nach – mit dem Er-

gänzungsbetrag gem. § 21 Abs. 4 AlVG in Zusammenhang stehenden Komponenten 

(vgl. Kapitel A.2.2) 

Damit wird die Reform von zwei Elementen der Bezugshöhe angedacht, die gezielt die Einkom-

menssituation von Personen verbessern sollen, die einerseits vormals ein geringes Erwerbsein-

kommen hatten und deren Einkommen andererseits zum Unterhalt von Kindern beiträgt. 

Frauen, Personen mit geringer formaler Bildung und Personen mit ausländischer Staatsbürger-

schaft sind überdurchschnittlich FZ- und EB-anspruchsberechtigt (Abbildung 5 und Abbil-

dung 7). Für diese Gruppen könnte der Entfall des einen Instruments möglicherweise durch eine 

Erhöhung des anderen Instruments kompensiert werden. Anders stellt sich das beispielsweise 

hinsichtlich des Alters dar: 25- bis 49-Jährige haben überdurchschnittlich oft Anspruch auf den 

Familienzuschlag, während unter 25-Jährige überdurchschnittlich oft Anspruch auf den Ergän-

zungsbetrag haben. Ein Entfall des Ergänzungsbetrags zugunsten des Familienzuschlages 

könnte zu Lasten der unter 25-Jährigen gehen. Ausschlaggebend ist, ob Arbeitslose von beiden 

Leistungsbestandteilen profitiert oder nur von einem. Unter sonst gleichen Bedingungen ändert 

sich für Personen, die weder Anspruch auf den Familienzuschlag noch auf den Ergänzungsbe-

trag haben, die Leistungshöhe nicht. 

Im Jahresdurchschnitt haben 23% der Leistungsbeziehenden Anspruch auf beide Bestandteile, 

11% nur Anspruch auf Familienzuschläge, 41% nur Anspruch auf den Ergänzungsbetrag und 

25% keinen Anspruch auf Familienzuschläge oder Ergänzungsbetrag (Abbildung 17). 
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Abbildung 17: Verteilung der Ansprüche auf Familienzuschlag und Ergänzungsbetrag, 2021 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – EB- und FZ-Anspruch: Anspruch auf 

Ergänzungsbetrag und Familienzuschlag. Nur EB-Anspruch: Anspruch auf Ergänzungsbetrag, nicht aber auf Familien-

zuschlag. FZ-Anspruch: Anspruch auf Familienzuschlag, nicht aber auf Ergänzungsbetrag. Kein Anspruch: weder An-

spruch auf Ergänzungsbetrag noch Familienzuschlag. 

Es zeigt sich eine deutliche Geschlechts- und Altersabhängigkeit. Männer sind überdurch-

schnittlich oft gar nicht von einer möglichen Reform dieser Elemente des AlV-Systems berührt, 

während Frauen überdurchschnittlich oft vom Entfall des Ergänzungsbetrags und unterdurch-

schnittlich oft von einer Erhöhung des Familienzuschlags als einzigen Anspruch betroffen wären. 

Gleichzeitig ist der Anteil der Anspruchsberechtigung auf beide Leistungsbestandteile bei 

Frauen überdurchschnittlich hoch, womit zumindest ein Teil eines Entfalls des Ergänzungsbe-

trags kompensiert würde. Im Jahresdurchschnitt erhalten 75% der unter 25-Jährigen einen Er-

gänzungsbetrag ohne Anspruch auf den Familienzuschlag zu haben, womit drei Viertel dieser 

Altersgruppe von einem Entfall betroffen wären. Haushalte ohne Kinder, von denen bis zu 65% 

Anspruch auf den Ergänzungsbetrag haben, können von einer Erhöhung des Familienzuschlags 

gar nicht profitieren. 
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Für Arbeitslose, die Anspruch auf den Familienzuschlag und den Ergänzungsbetrag haben, be-

läuft sich die durchschnittliche Höhe des Familienzuschlags auf 0,9 € während Arbeitslosengeld-

bezug und auf 1,4 € während Notstandshilfebezug (Übersicht 4). Der durchschnittliche Ergän-

zungsbetrag beträgt in beiden Fällen 5,6 €. Insgesamt ist der durchschnittliche Ergänzungsbe-

trag rund 4,7-mal so hoch wie der durchschnittliche Familienzuschlag. Nach derzeit gültiger 

Rechtslage würde – an den Durchschnitten gemessen – weder eine Verdoppelung noch eine 

Verdreifachung des Familienzuschlags den Entfall des Ergänzungsbetrags kompensieren. 

5.4 Zusammenspiel Degression, Ergänzungsbetrag, Familienzuschlag 

Darüber hinaus stehen die beiden Elemente miteinander und mit dem Grundbetrag in Wech-

selwirkung (vgl. auch Abbildung A 7). So kann im Fall einer Deckelung des Arbeitslosengeldes 

auf 80% des täglichen Nettoeinkommens der Entfall des Ergänzungsbetrags dazu führen, dass 

die Höhe der ausbezahlten Familienzuschläge steigt. Ein Anstieg des Grundbetrags oder ein 

Wegfall des Anspruchs auf Familienzuschlag kann zu einer Kürzung des Ergänzungsbetrags füh-

ren. Im Fall des steigenden Grundbetrags ist ein geringer Ergänzungsbetrag notwendig, um das 

"Mindestarbeitslosengeld" zu erreichen, im Fall des wegfallenden Familienzuschlags sinkt der 

Maximalbetrag des Arbeitslosengeldes von 80% auf 60% des täglichen Nettoeinkommens. 

In Kombination mit einem degressiven Verlauf der Nettoersatzrate, wie angedacht, ergeben 

sich in der ersten Phase, in der die Nettoersatzrate 70% beträgt, zunächst für nahezu alle Leis-

tungsbeziehenden ein Anstieg der Tagsätze (Abbildung 18). 

Für Leistungsbeziehende, die entweder nur Anspruch auf Familienzuschlag oder weder An-

spruch auf Familienzuschlag noch Ergänzungsbetrag haben, ergeben sich beim Tagsatz Zuge-

winne in der ersten Phase des degressiven Verlaufs, deren absolute Höhe mit dem Tagsatz 

steigt. In der zweiten Phase der Degression (55% Nettoersatzrate) entspricht der Tagsatz jenem, 

der auch im aktuellen System zusteht. Wie stark diese Gruppe der Arbeitslosen von dem ange-

dachten degressiven System insgesamt, also über die gesamte Bezugsdauer profitiert, hängt 

von der Bezugsdauer ab. Je kürzer die Dauer, desto höher das insgesamt bezogene Arbeitslo-

sengeld im Vergleich zur derzeit gültigen Rechtslage. 
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Abbildung 18: Tagsatz nach Degressionsstufe und EB- bzw. FZ-Anspruch 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag und einen Familienzuschlag 

 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag (ohne Anspruch auf Familienzuschlag) 

 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf einen Familienzuschlag (ohne Anspruch auf Ergänzungsbetrag) 

 

Q: WIFO-Berechnungen. – EB: Ergänzungsbetrag. FZ: Familienzuschlag. 
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Für Personen, die ausschließlich Anspruch auf den Ergänzungsbetrag haben, kommt es in der 

ersten Phase zu einem höheren Tagsatz als im derzeitigen System und in der zweiten Phase der 

Degression zu einem geringeren Tagsatz. Wobei die Zugewinne für nahezu alle täglichen Net-

toeinkommen, die einen Anspruch auf den Ergänzungsbetrag auslösen20), doppelt so hoch 

sind wie die Verluste in der zweiten Phase der Degression, in der der Entfall des Ergänzungsbe-

trags nicht mehr durch die höhere Nettoersatzrate kompensiert wird. Ob für Anspruchsberech-

tigte das reformierte System zu einem höheren oder geringeren Gesamtarbeitslosengeld führt, 

hängt auch hier von der Bezugsdauer ab. Je länger Leistungsbeziehende über die erste De-

gressionsphase hinaus arbeitslos sind, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass das gesamt 

bezogene Arbeitslosengeld im alternativen System geringer ausfällt. 

Leistungsbeziehende mit Anspruch auf beide Leistungsbestandteile profitieren erst ab einem 

täglichen Nettoeinkommen von rund 40 € von der zunächst höheren Nettoersatzrate. Für sie 

gilt bereits im aktuellen System eine Nettoersatzrate von bis zu 80%. In einem kleinen Bereich 

(tägliche Nettoeinkommen von rund 30 € bis rund 39 €), erhalten Personen mit "Doppelan-

spruch" sogar einen um rund 0,1 € bis 0,9 € geringeren Tagsatz. Ab einem täglichen Nettoein-

kommen von rund 38 € nimmt die Höhe des Ergänzungsbetrags ab, da der Grundbetrag zu-

züglich Ergänzungsbetrag die Höhe des täglichen Ausgleichszulagenrichtsatzes erreicht. Ab ei-

nem täglichen Nettoeinkommen von rund 40 € liegt der Tagsatz im degressiven System über 

jedem im aktuellen System. Ab einem täglichen Nettoeinkommen von rund 54 € steht kein Er-

gänzungsbetrag mehr zu, es ergibt sich das Bild, das für Leistungsbeziehende, die nur Anspruch 

auf den Familienzuschlag haben, gilt. Im Vergleich zu den anderen Gruppen profitieren Ar-

beitslose mit Doppelanspruch entlang der täglichen Nettoeinkommen gering. Gleichzeitig ver-

lieren sie in der zweiten Phase der Degression vergleichsweise viel. Das liegt zum einen daran, 

dass diese Gruppe den gesamten Ergänzungsbetrag verliert und zum anderen daran, dass sie 

im Vergleich zu jenen Beziehenden, die nur Anspruch auf den Ergänzungsbetrag haben, der 

Ergänzungsbetrag deutlich höher ist21). Bis zu einem täglichen Nettoeinkommen von etwa 36 € 

ist der Ergänzungsbetrag für Personen mit Anspruch auf Familienzuschlag 5-mal so hoch als für 

Personen, die nur Anspruch auf den Ergänzungsbetrag haben. Für ein gegebenes tägliches 

Nettoeinkommen können in dieser Gruppe die Verluste in der zweiten Degressionsstufe bis zu 

1,5-mal höher sein als der Zugewinn in der ersten Stufe. Überdurchschnittlich stark betroffen 

davon wären Frauen, 25- bis 49-Jährige, Personen mit geringem formalem Bildungsabschluss 

sowie Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft (Abbildung 17). 

6. Simulationsergebnisse 

Während der Fokus auf den Umsetzungsszenarien liegt, werden auch die Ergebnisse eines Ent-

falls des Ergänzungsbetrags und einer Verdoppelung der Familienzuschläge im derzeit gültigen 

 

20)  Ab einem täglichen Nettoeinkommen von rund 54 € entsteht gemessen am Ausgleichzulagenrichtsatz des Jahres 

2016 kein Anspruch mehr auf den Ergänzungsbetrag. 

21)  Bei gleichzeitigem Anspruch auf Familienzuschlag kann der Ergänzungsbetrag das Arbeitslosengeld auf bis zu 80% 

des täglichen Nettoeinkommens erhöhen. Ohne Anspruch auf Familienzuschlag liegt die Höchstgrenze bereits bei 60% 

des täglichen Nettoeinkommens. 
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AlV-System dargestellt, da diese Reformelemente insbesondere in der zweiten Degressionsstufe 

(55% Nettoersatzrate nach anfänglichen 70%) von Bedeutung sind (vgl. Kapitel 5.4). Die Simu-

lationsergebnisse zu den anderen Szenarien finden sich im Anhang dieses Berichts. 

6.1 Verdoppelung des Familienzuschlags und Entfall des Ergänzungsbetrags 

Im Folgenden werden zwei Szenarien betrachtet: eine Erhöhung des Familienzuschlags (Szena-

rio 3) und der Entfall des Ergänzungsbetrags (Szenario 4). 

Die Höhe des Familienzuschlags beträgt derzeit 0,97 €. Als mögliche Reformoption wird eine 

Verdoppelung des Familienzuschlages pro zuschlagsberechtigte Person auf 1,94 € simuliert. Fa-

milienzuschläge werden dabei jedoch nur in jenem Umfang gewährt, indem diese nicht zu 

einer Überschreitung von 80% des täglichen Nettoeinkommens führen. Bereits im Status quo 

erhalten rund 28% der Anspruchsberechtigten Familienzuschläge nicht in voller Höhe. Eine Er-

höhung der Familienzuschläge wirkt sich für diese Gruppe daher nicht aus. 

Ein weiteres mögliches Reformelement ist der Entfall des Ergänzungsbetrags, der im Rahmen 

der Einführung der BMS auch auf die Notstandshilfe ausgedehnt wurde. Simuliert wird, dass der 

Ergänzungsbetrag gem. § 21 Abs. 4 AlVG entfällt – auch während eines Notstandshilfebezugs. 

Aufrecht bleiben jedoch die Regelungen gem. § 36 Abs. 1 AlVG, die den Ergänzungsbetrag 

nicht betreffen. Demnach beträgt die Notstandshilfe 95% des Grundbetrags des zuvor bezo-

genen Arbeitslosengeldes, sofern dieser nicht über dem Ausgleichzulagenrichtsatz liegt. Für Ar-

beitslose, deren täglicher Grundbetrag des Arbeitslosengeldes über dem täglichen Ausgleichs-

zulagenrichtsatz liegt, beträgt sie 92% des Grundbetrags des Arbeitslosengeldes, darf 95% der 

Ausgleichzulagenrichtsatzes jedoch nicht unterscheiten. Familienzuschläge gebühren weiter-

hin. 

In beiden Szenarien bleiben alle anderen Elemente unberührt. Da es in keinem der beiden 

Szenarien zu Änderung im AlV-Leistungsanspruch kommt und keine Verhaltensänderungen un-

terstellt werden, bleibt auch der Jahresdurchschnittsbestand sowie die Struktur der AlV-Leis-

tungsbeziehenden gegenüber den gegenwärtigen AlV-Leistungen unverändert (siehe Über-

sicht 3 und Abbildung 3 in Kapitel 4). 

Im Durchschnitt über alle Leistungsbeziehenden steigen im Zuge der Verdoppelung des Fami-

lienzuschlags die Familienzuschläge um 0,4 € (Übersicht 7). Das gilt gleichermaßen für Bezie-

hende des Arbeitslosengeldes sowie der Notstandshilfe. Da die Höhe des Familienzuschlages 

sich weder auf die Höhe des Grundbetrags noch auf die Höhe Ergänzungsbetrags auswirkt, 

verändern sich diese Komponenten nicht. Die Steigerung des Tagsatzes um 0,4 € geht einzig 

auf die Familienzuschläge zurück. Beschränkt man die Betrachtung auf jene Beziehenden, die 

potentiell von dieser Systemänderung betroffen sein könnten, also Arbeitslose mit Anspruch auf 

Familienzuschlag, ergibt sich ein Anstieg des durchschnittlichen Tagsatzes um 1,1 € (Arbeitslo-

sengeld: 1,1 €; Notstandshilfe: 1,0 €). 

Bei Entfall des Ergänzungsbetrags sinkt der durchschnittliche Tagsatz um 1,9 € (Arbeitslosen-

geld: −1,6 €, Notstandshilfe: −2,2 €; Übersicht 7). Durch den Entfall des Ergänzungsbetrags sinkt 

auch der Anteil der Personen mit gedeckelten Leistungsansprüchen, wodurch die Familienzu-
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schläge im Durchschnitt geringfügig steigen. Für Arbeitslose, die nach geltendem Recht An-

spruch auf Ergänzungsbetrag haben, sinkt der durchschnittliche Tagsatz um 2,9 € (Arbeitslosen-

geld: −2,8 €; Notstandshilfe: −2,9 €). 

Übersicht 7: Veränderung der durchschnittliche Tagsätze – Szenario 3 und 4 

  Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

  In € 

Aktuelles ALG 

Insgesamt 28,2 25,7 0,5 2,0 

Arbeitslosengeld 30,7 28,6 0,4 1,7 

Notstandshilfe 25,5 22,8 0,5 2,3 

Veränderung bei Verdoppelung Familienzuschlag – alle Leistungsbeziehende 

Insgesamt +0,4 ±0,0 +0,4 ±0,0 

Arbeitslosengeld +0,4 ±0,0 +0,4 ±0,0 

Notstandshilfe +0,4 ±0,0 +0,4 ±0,0 

Veränderung bei Verdoppelung Familienzuschlag – Anspruchsberechtigte 

Insgesamt +1,1 ±0,0 +1,1 ±0,0 

Arbeitslosengeld +1,1 ±0,0 +1,1 ±0,0 

Notstandshilfe +1,0 ±0,0 +1,0 ±0,0 

Veränderung bei Entfall Ergänzungsbetrag – alle Leistungsbeziehende 

Insgesamt –1,9 ±0,0 +0,1 –2,0 

Arbeitslosengeld –1,6 ±0,0 +0,2 –1,7 

Notstandshilfe –2,2 ±0,0 +0,1 –2,3 

Veränderung bei Entfall Ergänzungsbetrag – Anspruchsberechtigte 

Insgesamt –2,9 ±0,0 +0,2 –3,1 

Arbeitslosengeld –2,8 ±0,0 +0,3 –3,1 

Notstandshilfe –2,9 ±0,0 +0,2 –3,1 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Die Mittelung erfolgt für alle Kompo-

nenten – auch über Null-Bezüge (kein Anspruch auf Familienzuschlag oder Ergänzungsbetrag). 

Auf die Verteilung der Tagsätze hat die Verdoppelung des Familienzuschlags nur eine geringe 

Auswirkung (Abbildung 19). Der Anteil an Leistungsbezügen im Ausmaß von 25 € bis 30 € sinkt 

leicht, während der Anteil mit höheren Bezügen geringfügig steigt. Auf Leistungsbeziehende 

mit geringeren Tagsätzen gibt es keine Wirkung. Für sie wird die Deckelung auf 80% des tägli-

chen Nettoeinkommens schlagend, da der Anspruch auf den Ergänzungsbetrag, der mit den 

geringen Grundbeträgen einhergeht, den Tagsatz bereits auf sein Maximum anhebt (vgl. Ab-

bildung A 7). 

Das deutliche Absinken des durchschnittlichen Tagsatzes bei Entfall des Ergänzungsbetrags 

spiegelt sich hingegen auch in der Verteilung der Tagsätze wider (Abbildung 19). Es kommt zu 

einer deutlichen Zunahme von Tagsätzen kleiner oder gleich 25 € (+7 Prozentpunkte) und einer 

deutlichen Abnahme von Tagsätzen zwischen 25 € und 35 € (−16 Prozentpunkte). Die Vertei-

lung der Tagsätze über 35 € ist, mangels Anspruchs, vom Entfall des Ergänzungsbetrags nicht 

betroffen. 
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Abbildung 19: Verteilung der Tagsätze – Szenario 3 und 4 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

Die Wirkung einer Änderung der Regelung der Familienzuschläge hängt einerseits vom Vorlie-

gen eines Anspruches sowie der Zahl der zuschlagsberechtigten Personen und andererseits von 

der Höhe des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes ab. Von einer Erhöhung des Familienzu-

schlags profitieren naturgemäß nur Personen, die zum Unterhalt eines Kindes beitragen. Hier 

zeigt sich, dass der Tagsatz für rund 72% der Arbeitslosen mit Kindern steigt (Abbildung 20). Für 

28% der Anspruchsberechtigten greift die Deckelung auf 80% des täglichen Nettoeinkommens, 

für sie ändert sich der Tagsatz nicht. 

Allerdings sind hinsichtlich persönlicher Merkmale Unterschiede im Tagsatzzuwachs beobacht-

bar. Beispielsweise profitieren Leistungsbeziehende in Paarhaushalten stärker von der Verdop-

pelung des Familienzuschlags. Für sie steigt in 0,3% der Fälle der Tagsatz um mehr als 5 €, in 

12,8% der Fälle um mehr als 2 € bis höchstens 5 € und in 54,3% der Fälle um mehr als 0,5 € bis 

höchstens 2 €. Für Alleinerziehende sind die Zuwächse geringer: In 0,1% der Fälle steigt der Tag-

satz um mehr als 5 €, in 5,1% der Fälle um mehr als 2 € bis höchstens 5 € und in 57,0% der Fälle 

um mehr als 0,5 € bis höchstens 2 €. Grund hierfür ist die höhere Zahl zuschlagsberechtigter 

Personen bei Leistungsbeziehenden in Paarhaushalten. Unter den Anspruchsberechtigten ha-

ben 60% der Singles, aber nur 30% der Arbeitslosen in Paarhaushalten Anspruch auf nur einen 

Familienzuschlag. Die anspruchsberechtigten Leistungsbeziehenden in Paarhaushalten haben 

häufiger Anspruch auf zwei oder mehr Familienzuschläge. 

Teilweise profitieren Personengruppen mit geringeren Anspruchsquoten (z. B. jüngere und äl-

tere Arbeitslose) weniger stark als Gruppen mit höheren Quoten (z. B. mittlere Altersgruppen). 

Für Frauen trifft das jedoch nicht zu. Trotz höherer Anspruchsquote (Frauen: 40,1%; Männer: 

29,9%; Abbildung 5) und nur geringen Unterschieden in der Zahl der zuschlagsberechtigten Per-

sonen, profitieren sie seltener und weniger stark als Männer. Grund hierfür sind ihre geringeren 

Tagsätze (Frauen: durchschnittlich 25,9 €; Männer: durchschnittlich 30,2 €; Übersicht 12) bzw. 
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Grundbeträge. Für 41,5% der anspruchsberechtigten Frauen, aber nur 12,1% der anspruchsbe-

rechtigen Männer, sind die Familienzuschläge gedeckelt. 

Abbildung 20: Veränderung der Tagsätze – Verdoppelung Familienschlag 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Dargestellt sind ausschließlich Perso-

nen mit Veränderung in der Leistungshöhe. 

Lesebeispiel: Im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage steigt im Jahresdurchschnitt 2021für 0,1% der Beziehenden der 

Tagsatz um mehr als 5 €. Für 1,8% der Frauen und 5,1% der Männer steigt der Tagsatz um mehr als 2 € bis maximal 5 €. 

Insbesondere Frauen (78,8%), Jüngere (83,3% der unter 25-Jährigen) und Personen mit gerin-

gem formalem Bildungsabschluss (76,0% der Personen mit maximal Pflichtschulabschluss) sind 

überdurchschnittlich oft vom Entfall des Ergänzungsbetrags betroffen. Besonders hohe Verluste 
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erleiden jedoch Personen mit Kindern (Abbildung 21). Frauen verzeichnen ebenfalls über-

durchschnittlich hohe Verluste. Hier wirkt sich die bereits ausgeführte Wechselwirkung zwischen 

Ergänzungsbetrag und Familienzuschlag aus (vgl. Kapitel 5.3 und 5.4). Bei einem Großteil der 

Alleinerziehenden (43,4%) reduziert sich der Tagsatz um mehr als 5 €. 

Abbildung 21: Veränderung der Tagsätze – Entfall Ergänzungsbetrag 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Dargestellt sind ausschließlich Perso-

nen mit Veränderung in der Leistungshöhe. 

Lesebeispiel: Im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage sinkt im Jahresdurchschnitt 2021für 13,0% der Beziehenden der 

Tagsatz um mehr als 5 €. Für 24,9% der Frauen und 18,2% der Männer sinkt der Tagsatz um mehr als 2 € bis maximal 

5 €. 
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Durch die Verdoppelung des Familienzuschlags sinkt der Anteil von BMS-Beziehenden um 

1,5 Prozentpunkte bzw. um 13,4% (Abbildung 22). Für die potentiell Betroffenen, Leistungsbezie-

hende mit Kindern, sinkt der Anteil entsprechend deutlich stärker (in Single-Haushal-

ten: −7.7 Prozentpunkte bzw. −26,3%; in Paarhaushalten: −2,6 Prozentpunkte bzw. −30,7%). Über-

durchschnittlich stark sinkt er auch für Arbeitslose, die sich im Notstandshilfebezug befinden 

(−2,7 Prozentpunkte bzw. −13,9%). Der Anteil der Aufstocker:innen nimmt vor allem für Arbeits-

lose ab zwei zuschlagsberechtigten Personen ab (1 Person: −1,5 Prozentpunkte bzw. −15%; 2 

Personen: −4,9 Prozentpunkte bzw. −32%; 4 Personen: −14,2 Prozentpunkte bzw. −38%; Abbil-

dung 23). 

Durch den Entfall des Ergänzungsbetrags steigt der Anteil von BMS-Beziehenden um 0,6 Pro-

zentpunkte. Der Anstieg ist dabei unter Alleinerziehenden (+1,6 Prozentpunkte bzw. +5,6%), Per-

sonen unter 25 Jahren (+1,3 Prozentpunkte bzw. +12%) und Notstandshilfebeziehenden 

(+1,0 Prozentpunkte) überdurchschnittlich. Ein Zusammenhang mit der Anzahl der zuschlags-

berechtigten ist nicht erkennbar. 
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Abbildung 22: Anteil BMS-Beziehende – Szenario 3 und 4 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 
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Abbildung 23: Anteil BMS-Beziehende nach FZ-Anspruch – Szenario 3 und 4 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – FZ: Familienzuschlag. 

Die Ausgaben für Arbeitslosengeld und Notstandshilfe steigen bei einer Verdoppelung der Fa-

milienzuschläge um 42 Mio. €. Gleichzeitig sinken die Ausgaben für BMS/Sozialhilfe um 29 Mio. € 

(Übersicht 8). Gegenüber dem aktuellen ALG ergibt sich somit ein Gesamtanstieg von 13 

Mio. €. Bei Entfall des Ergänzungsbetrags sinken die Ausgaben für Arbeitslosengeld und Not-

standshilfe um 206 Mio. €, jene für BMS/Sozialhilfe steigen um 46 Mio. €. Insgesamt sinken die 

Ausgaben um 160 Mio. €. Der Entfall des Ergänzungsbetrags wird damit nur zu einem kleinen 

Teil durch BMS/Sozialhilfeleistungen, die im Gegensatz zum Ergänzungsbetrag bedarfsgeprüft 

sind und beantragt werden müssen, kompensiert. Mit dem Entfall des Ergänzungsbetrags stei-

gen die Ausgaben für Familienzuschläge um 15 Mio. €. Manche Arbeitslose mit Anspruch auf 

Familienzuschlag erreichen die maximale Höhe des Arbeitslosengeldes (80% des täglichen Net-

toeinkommens bei Anspruch auf Familienzuschlag) bereits durch die Summe aus Grundbetrag 

und Ergänzungsbetrag. In diesen Fällen führt der Entfall des Ergänzungsbetrags dazu, dass er 

teilweise durch Familienzuschläge ersetzt wird. 

Übersicht 8: Veränderung der Ausgaben für AlV-Leistungen und BMS – Szenario 3 und 4 

 ALG NH ALG+ NH Davon EB Davon FZ BMS 
Gesamt 

inkl. BMS 

 Ausgaben in Mio. € 

Aktuelles ALG 1.753 1.387 3.140 222 53 210 3.351 

Veränderung in Szenario 3 +23 +19 +42 ±0 +42 –29 +13 

Veränderung in Szenario 4 –89 –117 –206 –222 +15 +46 –160 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – EB: Ergänzungsbetrag. FZ: Familienzu-

schlag. Szenario 3: Verdoppelung des Familienzuschlags. Szenario 4: Entfall des Ergänzungsbetrags. Für die Szenarien 

ist jeweils die Änderung gegenüber dem aktuellem ALG dargestellt 
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6.2 Umsetzungsszenarien 

Im Folgenden werden die drei Umsetzungsvarianten (Übersicht 9) hinsichtlich ihrer Wirkung auf 

den Jahresdurchschnittsbestand an Leistungsbeziehenden, die Höhe und Struktur der Tagsätze 

sowie die Höhe und Struktur der Aufwendungen für Arbeitslosengeld, Notstandshilfe und 

BMS/Sozialhilfe dargestellt und diskutiert. 

Die Umsetzungsszenarien sehen jeweils eine degressive Gestaltung des Arbeitslosengeldes und 

den Entfall des Ergänzungsbetrags vor und unterscheiden sich bezüglich der Dauer der Karenz-

frist sowie der Behandlung der Notstandshilfe und der Familienzuschläge. 

Übersicht 9: Umsetzungsszenarien 

  Szenario U1 Szenario U2 Szenario U3 

Nettoersatzrate ALG 70% für 12 Wochen,  

dann 55% 

70% für 12 Wochen,  

dann 55% 

70% für 10 Wochen,  

dann 55% 

Entfall Ergänzungsbetrag (EB) ja ja ja 

Familienzuschlag Verdoppelung Verdoppelung Verdreifachung 

Notstandshilfe in % ALG-GB 91%1) 95%/92% ohne EB2) 95%/92% ohne EB2) 

Karenzfrist 10 Tage 10 Tage 7 Tage 

Q: WIFO. – 1) Entspricht einer Nettoersatzrate von 50%. 2) Entspricht der geltenden Notstandshilferegelung bei Entfall 

des Ergänzungsbetrags. ALG-GB: Grundbetrag des Arbeitslosengeldes. 

Die degressive Ausgestaltung des Arbeitslosengeldes hat keinen Einfluss auf Jahresdurch-

schnittsbestand oder die Struktur der AlV-Leistungsbeziehenden, da es weder zu Änderungen 

im AlV-Leistungsanspruch kommt noch Verhaltensänderungen unterstellt werden. Aus der Ka-

renzfrist, die den Leistungsanspruch verändert, folgt (unter Ausklammerung von Verhaltensän-

derungen) unmittelbar eine Reduktion des Jahresdurchschnittsbestandes an Leistungsbezie-

henden (Übersicht 10). In den Szenarien mit einer 10-tägigen Karenzfrist (Szenario U1 und U2) 

sinkt der Jahresdurchschnittsbestand um rund 8.200 Personen (−2,7%). In Szenario U3 mit kürze-

rer Karenzfrist (7 Tage) reduziert sich der Jahresdurchschnittsbestand um 5.800 Personen 

(−1,9%). Dabei kommt es neben einer Reduktion der Arbeitslosengeldbeziehenden auch zu ei-

nem Rückgang der Notstandshilfebeziehenden. Letzteres resultiert aus der bezugsaufschieben-

den Wirkung der Karenzfrist, da für Personen, die ursprünglich in Notstandshilfebezug übertre-

ten, die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes aufgrund der Karenzfrist noch nicht ausgeschöpft 

ist und sich der Notstandshilfebezug für diese Zeit in einen Arbeitslosengeldbezug umwandelt. 

Das dämpft gleichzeitig den Rückgang der Arbeitslosengeldbeziehenden. 

Übersicht 10: Veränderung des Jahresdurchschnittsbestand nach Dauer der Karenzfrist 

Leistungsart Aktuelles ALG 7 Tage 10 Tage 14 Tage 

  Bestand Veränderung zum aktuellen ALG 

Arbeitslosengeld inkl. Schulung 154.659 -4.539 -6.397 -8.775 

Notstandshilfe inkl. Schulung 148.973 -1.254 -1.785 -2.488 

Insgesamt 303.632 -5.794 -8.183 -11.264 

In Karenz 0 5.794 8.183 11.264 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Die 0-tägige Karenzfrist entspricht der 

derzeit gültigen Rechtslage. 
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Die Struktur des Bestandes ändert sich, absolut betrachtet, kaum. Die Karenzfrist bewirkt aller-

dings eine Verschiebung hin zu Personengruppen mit tendenziell längeren Bezügen, da ihr Ge-

wicht im Jahresdurchschnittsbestand steigt. Je länger die Karenzfrist ist, desto größer ist dieser 

Effekt. Abbildung 24 zeigt die Anteilsveränderung unterschiedlicher Gruppen durch die Einfüh-

rung einer Karenzfrist von 7 (Szenario U3), 10 (Szenario U1 und U2) oder 14 Tagen. Für eine 10-

tägige Karenzfrist bewegen sich die dargestellten Veränderungen zwischen −0,2 Prozent-

punkte für Personen mit Lehrausbildung und +0,4 Prozentpunkte für Personen mit gesundheitli-

chen Vermittlungseinschränkungen. Der Anteil von Personen mit gesundheitlichen Vermitt-

lungseinschränkungen an allen Leistungsbeziehenden steigt damit um 1,5%. Leistungsbezie-

hende unter 25 Jahren sind von der Karenzfrist besonders betroffen. Ihr Anteil sinkt um 1,3% 

(−0,12 Prozentpunkte). Personen mit gesetzlichem Behindertenstatus verzeichnen unter den 

betrachteten Gruppen mit einer Anteilssteigerung von 1,7% die stärkste relative Änderung. 

Abbildung 24: Veränderung der Personenstruktur nach Dauer der Karenzfrist 

Anteilsveränderung gegenüber aktuellem ALG 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

Lesebeispiel: Im Vergleich zur derzeitig gültigen Rechtslage steigt der Anteil von Personen mit gesundheitlichen Ver-

mittlungseinschränkungen an den Leistungsbeziehenden durch eine 7-tägige Karenzfrist um rund 0,3 Prozentpunkte. 

Bedingt durch die höhere Nettoersatzrate (+15 Prozentpunkte für Arbeitslose ohne Anspruch 

auf Familienzuschläge und Ergänzungsbetrag) in den ersten 12 bzw. 10 Wochen des Arbeitslo-

sengeldbezugs steigt ohne Berücksichtigung, dass während der Karenzfrist kein Bezug stattfin-

det, der durchschnittliche Grundbetrag des Arbeitslosengeldes deutlich um 3,1 € bzw. 3,7 € 
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(Übersicht A 3). Werden die Null-Bezüge während der Karenzfrist in die Berechnung miteinge-

schlossen reduziert sich der Anstieg auf rund +2 € (Übersicht 11). Der durchschnittliche Grund-

betrag der Notstandshilfe sinkt in Szenario U1 aufgrund der Neudefinition als Nettoersatzrate in 

der Höhe von 50% ebenfalls (−0,7 €). Der Entfall des Ergänzungsbetrags reduziert die Tagsatz-

höhe sowohl während Arbeitslosengeld- als auch Notstandshilfebezug deutlich (Arbeitslosen-

geld: −1,7 €; Notstandshilfe: −2,3 €). Im Durchschnitt sinken die Ergänzungsbeträge in allen Sze-

narien stärker als die Familienzuschläge ansteigen (+0,7 € bei Verdoppelung bzw. +1,2 € bei 

Verdreifachung), auch weil der Anteil der Arbeitslosen, die Anspruch auf einen Ergänzungsbe-

trag haben, größer ist als der Anteil jener, die Anspruch auf Familienzuschläge haben. Dies wirkt 

sich vor allem stark senkend auf die durchschnittliche Höhe der Notstandshilfe aus, auch in den 

Szenarien, in denen die Berechnung der Notstandshilfe gegenüber dem Status quo unverän-

derter bleibt (U2 & U3). Selbst in U3, in dem die Familienzuschläge verdreifacht werden, kann 

im Durchschnitt demnach der Entfall des Ergänzungsbetrags nicht kompensiert werden. Auf-

grund der kürzeren Karenzfrist in Szenario U3 (7 Tage) als in Szenario U1 und U2 (10 Tage) steigt 

der durchschnittliche Tagsatz gegenüber dem Status quo um 0,2 €, während er in den beiden 

anderen Umsetzungsszenarien sinkt (U1 ("NH neu"): −0,6 €; U2 ("NH alt"): −0,3 €). 

Übersicht 11: Veränderung der durchschnittliche Tagsätze – Szenario U1-U3 
 

Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

In € 

Aktuelles ALG 

Insgesamt 28,2 25,7 0,5 2,0 

Arbeitslosengeld 30,7 28,6 0,4 1,7 

Notstandshilfe 25,5 22,8 0,5 2,3 

Änderung in Szenario U1 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Neu) 

Insgesamt –0,6 +0,7 +0,7 –2,0 

Arbeitslosengeld +0,9 +2,0 +0,6 –1,7 

Notstandshilfe –2,3 –0,7 +0,7 –2,3 

Änderung in Szenario U2 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt –0,3 +1,1 +0,7 –2,0 

Arbeitslosengeld +0,9 +2,0 +0,6 –1,7 

Notstandshilfe –1,6 –0,0 +0,7 –2,3 

Änderung in Szenario U3 (10 Wochen, 7 Tage, 0xEB, 3xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt +0,2 +1,0 +1,2 –2,0 

Arbeitslosengeld +1,3 +1,9 +1,1 –1,7 

Notstandshilfe –1,0 –0,0 +1,3 –2,3 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Für die Szenarien ist jeweils die Ände-

rung gegenüber dem aktuellem ALG dargestellt. Die Mittelung erfolgt für alle Komponenten über alle Leistungsbezie-

henden – auch über Null-Bezüge (Karenzfrist, kein Anspruch auf Familienzuschlag oder Ergänzungsbetrag). Szenario 

U1: 70% Nettoersatzrate in den ersten 12 Wochen, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Er-

gänzungsbetrag, Verdoppelung Familienzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Sze-

nario U3: 70% Nettoersatzrate in den ersten 10 Wochen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenz-

frist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdreifachung Familienzuschlag. 

Wie in Kapitel 5.3 und 5.4 gezeigt, hängt die Wirkung der Reformoptionen stark vom Anspruch 

auf Ergänzungsbetrag und Familienzuschlag ab. Die Verteilung des Anspruchs auf diese Leis-

tungskomponenten ist dabei u. a. für Frauen und Männer verschieden. Übersicht 12 zeigt die 
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durchschnittliche Tagsatzhöhe getrennt nach Geschlecht und für Personen mit Anspruch auf 

Ergänzungsbetrag bzw. Familienzuschlag. Der Tagsatz für Personen, die im aktuellen System 

Anspruch auf einen Ergänzungsbetrag haben, sinkt in allen Szenarien sowohl während des Ar-

beitslosengeld- als auch des Notstandshilfebezugs (bis zu −3,1 für Notstandshilfebeziehende in 

Szenario U1). Aber auch für Arbeitslose mit Anspruch auf Familienzuschlag sind – mit Ausnahme 

des Szenarios U3, das eine Verdreifachung des Familienzuschlags vorsieht – die durchschnittli-

chen Tagsätze geringer als die Durchschnitte über alle Leistungsbeziehenden (vgl. Über-

sicht 11). Der Geschlechtervergleich zeigt, dass im Durchschnitt Männer im Arbeitslosengeld-

bezug von den Neuregelungen deutlich stärker profitieren als Frauen im Arbeitslosengeldbe-

zug. Gleichzeitig sinken für Männer die durchschnittlichen Tagsätze während Notstandshilfebe-

zug wesentlich schwächer als für Frauen. So steigt etwa in Szenario U3 der Tagsatz des Arbeits-

losengeldes für Männer um 2,1 € (+6,4%), während er für Frauen nur um 0,4 € (+1,3%) steigt. Im 

Notstandshilfebezug sinkt der Tagsatz für Männer um 0,6 € (−2,2%) und für Frauen um 1,5 € 

(−6,5%). 

Übersicht 12: Veränderung der durchschnittliche Tagsätze nach Geschlecht und Anspruch auf 

Familienzuschlag sowie Ergänzungsbetrag – Szenario U1-U3 
 

Frauen Männer Mit EB-Anspruch Mit FZ-Anspruch 

In € 

Aktuelles ALG 

Insgesamt 25,9 30,2 23,5 30,2 

Arbeitslosengeld 27,9 33,6 24,6 32,5 

Notstandshilfe 23,5 27,0 22,7 27,8 

Veränderung in Szenario U1 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Neu) 

Insgesamt –1,2 –0,1 –2,0 –1,2 

Arbeitslosengeld +0,1 +1,7 –0,8 +0,5 

Notstandshilfe –2,9 –1,8 –3,1 –3,0 

Veränderung in Szenario U2 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt –0,9 +0,3 –1,6 –0,8 

Arbeitslosengeld +0,1 +1,7 –0,8 +0,5 

Notstandshilfe –2,1 –1,1 –2,3 –2,3 

Veränderung in Szenario U3 (10 Wochen, 7 Tage, 0xEB, 3xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt –0,5 +0,8 –1,2 +0,6 

Arbeitslosengeld +0,4 +2,1 –0,5 +1,7 

Notstandshilfe –1,5 –0,6 –1,7 –0,7 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Für die Szenarien ist jeweils die Verän-

derung gegenüber dem aktuellem ALG dargestellt. Die Mittelung erfolgt für alle Komponenten über alle Leistungsbe-

ziehenden – auch über Null-Bezüge (Karenzfrist, kein Anspruch auf Familienzuschlag oder Ergänzungsbetrag). Mit EB-

Anspruch: Leistungsbeziehende mit Anspruch auf Ergänzungsbetrag im aktuellen System. Mit FZ-Anspruch: Leistungs-

beziehende mit Anspruch auf Familienzuschlag im aktuellen System. Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in den ersten 

12 Wochen, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppelung Famili-

enzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% Nettoersatzrate in den ers-

ten 10 Wochen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdrei-

fachung Familienzuschlag. 

Abbildung 25 zeigt die Verteilung der Tagsätze in den Umsetzungsszenarien. Bemerkenswerte 

Abweichungen zum aktuellen System finden sich vor allem für Tagsätze über 25 € bis 35 €, wo 

die Verteilung an Masse verliert. Insgesamt geht der Anteil der Tagsätze in dieser Höhe zwischen 
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17 Prozentpunkten (U1) und 21 Prozentpunkten (U3) zurück. Darüber liegende Tagsätze gewin-

nen an Bedeutung (+7 Prozentpunkte (U1) bis +8 Prozentpunkte (U3)). Allerdings nicht so stark, 

wie Tagsätze, die bis 25 € reichen (+10 Prozentpunkte (U3) bis +14 Prozentpunkte (U1)). Dem-

nach treten häufiger niedrigere Tagsätze auf als im aktuellen System. Unterschiede zwischen 

den Umsetzungsszenarien sind geringer. Mit 2 Prozentpunkten findet sich der höchste Unter-

schied für Tagsätze über 25 € bis 30 € zwischen dem Szenario U1 und U3. 

Abbildung 25:  Verteilung der Tagsätze – Szenario U1-U3 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in 

den ersten 12 Wochen des ALG-Bezugs, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbe-

trag, Verdoppelung Familienzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% 

Nettoersatzrate in den ersten 10 Wochen des ALG-Bezugs, Grundbetrag NH: 92%/95% des ALG-Grundbetrags, 7 Tage 

Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdreifachung Familienzuschlag. 

Betrachtet man die Veränderung der Höhe des Tagsatzes in den drei Umsetzungsszenarien 

(Abbildung 26, Abbildung 27 und Abbildung 28), zeigen sich in allen drei Varianten ähnliche 

Effekte, wobei es in Szenario U1 für rund 90%, in Szenario U2 für rund 82% und Szenario U3 für 

rund 79% der Leistungsbeziehenden zu Veränderungen des Tagsatzes kommt. Insgesamt 

kommt es zwar in allen drei Umsetzungsszenarien im Durchschnitt häufiger zu einer Verringerung 

des Tagsatzes (je nach Szenario für 50% bis 60% der Beziehenden) als zu einer Erhöhung (je nach 

Szenario für 29% bis 30% der Beziehenden), der Anteil der besonders positiven Veränderungen 

ist jedoch höher (für 13% der Beziehenden steigt der Tagsatz um mehr als 5 €) als der Anteil der 

besonders negativen Veränderungen (für 5% bis 10% der Beziehenden sinkt der Tagsatz um 

mehr als 5 €). 

Bisherige Arbeitslosengeldbeziehende und Personen mit kürzeren Arbeitslosigkeitsdauern (bis 

zu 12 Monate), sowie Arbeitslose mit Kindern (insbesondere in Paarhaushalten und bei Verdrei-

fachung der Familienzuschläge (U3)) beziehen überdurchschnittlich häufig höhere Tagsätze als 
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im Status quo. Bisherige Notstandshilfebeziehende, Personen mit längeren Arbeitslosigkeitsdau-

ern und Personen mit gesundheitlichen Vermittlungseinschränkungen oder Behinderungen er-

halten in den Szenarien überdurchschnittlich oft geringere Tagsätze. 

Je nach Szenario treten auch bei anderen Gruppen deutlichere Unterschiede auf und zeigen 

sich bei den bereits erwähnten Gruppen die Effekte in anderer Stärke. Szenario U1 und U2 un-

terscheiden sich lediglich in der Höhe der Notstandshilfe, die in Szenario U2 höher ist als in Sze-

nario U1. Dementsprechend reduzieren sich die Tagsätze in Szenario U1 gegenüber Szenario 

U2 insbesondere für jene Gruppen stärker, die einen überdurchschnittlich hohen Anteil von Not-

standshilfebeziehenden aufweisen (Ältere, Pflichtschulausbildung, gesundheitliche Vermitt-

lungseinschränkungen). Geschlechtsspezifische Unterschiede, überdurchschnittlich oft niedri-

gere Tagsätze bei Frauen und überdurchschnittlich oft höhere Tagsätze bei Männern, sind in 

den Szenarien U2 und U3 ausgeprägter als in Szenario U1. 

Während Arbeitslose mit Kindern zwar in allen drei Umsetzungsszenarien überdurchschnittlich 

oft höhere Tagsätze erhalten, sind in jedem der drei Szenarien Alleinerziehende überdurch-

schnittlich oft mit geringeren Tagsätzen konfrontiert. Das trifft auch für Szenario U3 mit einer 

Verdreifachung des Familienzuschlages zu. Darüber hinaus verzeichnen Arbeitslose mit Kindern, 

unabhängig davon, ob sie in Paar- oder Singlehaushalten leben, überdurchschnittlich oft be-

sonders hohe Tagsatzeinbußen. Für rund 30% der Alleinerziehenden ergeben sich in Szenario U1 

um mehr als 5 € geringere Tagsätze (alle Leistungsbeziehenden: rund 10%). In Szenario U3 redu-

ziert sich dieser Anteil auf – immer noch überdurchschnittliche – 25% (alle Leistungsbeziehen-

den: 8%). Keine andere betrachtete Gruppe weist einen derart hohen Anteil an hohen Einbu-

ßen auf wie Arbeitslose mit Kindern. Dieser Effekt auf Arbeitslose mit Kindern geht auf den Entfall 

des Ergänzungsbetrags zurück, wie beispielsweise ein Vergleich von Abbildung 26 mit Abbil-

dung 21 sowie Abbildung A 9 und Abbildung A 11 im Fall von Szenario U1 ("NH-neu") bzw. ein 

Vergleich von Abbildung 27 mit Abbildung 21 sowie Abbildung A 12 und Abbildung A 14 im Fall 

von Szenario U2 ("NH-alt") zeigt. Zwar kommt es schon durch eine Reduktion der Notstandshilfe, 

wie in Szenario U1 vorgesehen, zu überdurchschnittlich häufigen Tagsatzeinbußen bei Arbeits-

losen mit Kindern, diese werden aber durch den Entfall des Ergänzungsbetrags nicht nur häufi-

ger, sondern auch deutlich höher. In Szenario U2 ist der Effekt auf diese Gruppe nur auf den 

Entfall des Ergänzungsbetrags zurückzuführen, da sich die Höhe der Notstandshilfe nur für Per-

sonen mit ursprünglichem Anspruch auf Ergänzungsbetrag ändert. 

Von der degressiven Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes an sich profitieren Personen mit 

Arbeitslosengeldbezug und kurzen Bezugsdauern sowie die Altersgruppe der bis 24-Jährigen. 

Sie verzeichnen, unabhängig von der Dauer der Karenzfrist und der Ausgestaltung der Not-

standshilfe, durch die degressive Ausgestaltung überdurchschnittlich oft und, mit Ausnahme 

der Jungen, hohe Zuwächse des Tagsatzes (vgl. Abbildung A 9 bis Abbildung A 20). Der Entfall 

des Ergänzungsbetrags in den Umsetzungsszenarien, der zu überdurchschnittlich häufigen Ein-

bußen bei Jungen führt, dämpft diesen Effekt jedoch, zumal sie unterdurchschnittlich von einer 

Vervielfachung des Familienzuschlags profitieren. Überdurchschnittlich oft schlechter und un-

terdurchschnittlich oft besser gestellt sind in allen drei Umsetzungsszenarien auch Personen mit 

gesundheitlichen Einschränkungen, Personen mit maximal Pflichtschulabschluss und Alleiner-

ziehende. Auch hier liegt ein Zusammentreffen mehrerer Faktoren vor: Unterdurchschnittliche 
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Tagsatzzuwächse durch die höhere Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes und die Vervielfa-

chung des Familienzuschlags treffen auf eine überdurchschnittliche negative Betroffenheit von 

einer Senkung der Notstandshilfe und einem Entfall des Ergänzungsbetrags. 

Abbildung 26: Veränderung der Tagesätze – Szenario U1 

70% Nettoersatzrate in den ersten 12 Wochen, NH-Grundbetrag entspricht 91% des ALG-Grundbetrags, 

10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppelung Familienzuschlag 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Abbildung 27: Veränderung der Tagesätze – Szenario U2 

70% Nettoersatzrate in den ersten 12 Wochen, NH-Grundbetrag entspricht 92%/95% des ALG-

Grundbetrags, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppelung Familienzuschlag 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Abbildung 28: Veränderung der Tagesätze – Szenario U3 

70% Nettoersatzrate in den ersten 10 Wochen, NH-Grundbetrag entspricht 92%/95% des ALG-

Grundbetrags, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdreifachung Familienzuschlag 
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höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Im Durchschnitt der Leistungsbeziehenden bleibt der Anteil der BMS-Beziehenden stabil 

(Abbildung 29). Er steigt um 0,5 Prozentpunkte in Szenario U1 und sinkt um 0,1 Prozentpunkte 

(U2) bzw. 0,2 Prozentpunkte (U3). In Szenario U1 sinkt dabei der Anteil ausschließlich für Arbeits-

lose mit Kindern (in Singlehaushalten: −0,1 Prozentpunkte, in Paarhaushalten: −0,6 Prozent-

punkte), die von der Verdoppelung des Familienzuschlags profitieren, während er für alle an-

deren dargestellten Gruppen steigt. Insbesondere steigt der Anteil bei Alleinstehenden 

(+1,3 Prozentpunkte), Notstandshilfebeziehenden (+0,7 Prozentpunkte), Personen mit längerer 

Bezugsdauer (mehr als 24 Monate: +0,7 Prozentpunkte) oder gesundheitlichen Vermittlungsein-

schränkungen (+0,6 Prozentpunkte) oder Behinderungen (+0,6 Prozentpunkte) und für junge 

Arbeitslose (+0,6 Prozentpunkte). Für Frauen (+0,2 Prozentpunkte in U2 und U3), Junge 

(+0,6 bzw. 0,8 Prozentpunkte) und Arbeitslose ohne Kinder (Alleinstehende: +0,6 bzw. 0,8 Pro-

zentpunkte, in Paarhaushalten: +0,2 bzw. +0,6 Prozentpunkte) kommt es auch in den anderen 

Umsetzungsszenarien zu einem Anstieg. Für Junge und Alleinstehende erhöht sich der Anteil in 

Szenario U3 (Verdreifachung des Familienzuschlags) gegenüber Szenario U2, da sie nicht bzw. 

wenig von der Anhebung des Familienzuschlags und gegenüber Szenario U2 weniger von der 

degressiven Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes profitieren. Für Personen mit Kindern wirkt 

einerseits die Vervielfachung des Familienzuschlags deutlich senkend auf die Inanspruch-

nahme der BMS/Sozialhilfe, andererseits führt der Entfall des Ergänzungsbetrags zu einem An-

stieg der Inanspruchnahme (vgl. Abbildung 22). Die degressive Nettoersatzrate des Arbeitslo-

sengeldes hat einen weniger starken Einfluss auf die Inanspruchnahme (vgl. Abbildung A 21 

und Abbildung A 22). 
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Abbildung 29: Anteil BMS-Beziehende – Szenario U1-U3 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in 

den ersten 12 Wochen, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppe-

lung Familienzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% Nettoersatzrate 

in den ersten 10 Wochen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, 

Verdreifachung Familienzuschlag. 
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Im Vergleich zum Status quo sind alle drei Umsetzungsszenarien mit Mehrausgaben für Arbeits-

losengeldleistungen verbunden (Übersicht 13). In Szenario U3 fällt der Anstieg aufgrund der kür-

zeren Karenzfrist mit rund 86 Mio. € höher als in den beiden Szenarien mit 10-tägiger Karenzfrist 

aus (+72 Mio. €). Demgegenüber sinken die Ausgaben für die Notstandshilfeleistungen im Ver-

gleich zum Status quo (U1: –138 Mio. €, U2: –100 Mio. €, U3: –66 Mio. €). Die Gesamtkosten für 

die Arbeitslosenversicherungsleistungen liegen damit im zweiten und dritten Umsetzungsszena-

rio nahe dem Status quo (U2: –29 Mio. €, U3: +20 Mio. €), in Szenario U1 fallen die Gesamtkosten 

mit –67 Mio. € bzw. −2% geringer aus als im aktuellen System. 

Die Ausgabeneinsparung durch den Entfall des Ergänzungsbetrags (−222 Mio. €) ist beträcht-

lich höher als die Ausgabensteigerung durch die Erhöhung des Familienzuschlags (Verdoppe-

lung: +75 Mio. €, Verdreifachung: +130 Mio. €). 

Die Ausgaben für BMS-/Sozialhilfeleistungen liegen in den drei Umsetzungsszenarien über dem 

Status quo. In Szenario U1, das neben dem Entfall des Ergänzungsbetrags auch eine Absenkung 

der Notstandshilfe vorsieht und die Leistungshöhe von rund 60% der Leistungsbeziehenden ne-

gativ beeinflusst, steigt die Inanspruchnahme und damit die Ausgaben (BMS-Bezugsquote: 

+0,5 Prozentpunkte) am stärksten (+37 Mio. € bzw. +18%). Am geringsten ist der Anstieg in Sze-

nario U3 (+13 Mio. €), das eine Verdreifachung des Familienzuschlags vorsieht und damit die 

Inanspruchnahme vor allem unter Arbeitslosen mit Kindern senkt (BMS-Bezugsquote: −2,9 Pro-

zentpunkte für Alleinerziehende, −1,6 Prozentpunkte für Arbeitslose in Paarhaushalten). 

Auch unter Berücksichtigung der BMS/Sozialhilfeleistungen sinken die Ausgaben in den beiden 

Umsetzungsvarianten mit 10-tägiger Karenzfrist (U1 und U2) und steigen in Szenario U3 mit 7-

tägiger Karenzfrist. Die Gesamtkosten inklusive BMS liegen dabei in Szenario U3 mit 3.384 Mio. € 

(+33 Mio. € gegenüber Status quo) am höchsten und in Szenario U1 mit 3.321 Mio. € (–29 Mio. € 

gegenüber Status quo) am niedrigsten. 

Übersicht 13: Veränderung der Ausgaben für AlV-Leistungen und BMS – Szenario U1-U3 
 

Aktuelles ALG Szenario U1 Szenario U2 Szenario U3  
In Mio. € Veränderung in Mio. € 

ALG 1.753 +72 +72 +86 

NH 1.387 –138 –100 –66 

ALG + NH 3.140 –67 –29 +20 

Familienzuschläge 53 +75 +75 +130 

Ergänzungsbeträge 222 –222 –222 –222 

Karenzfrist - –89 –90 –70 

BMS 210 +37 +24 +13 

Insgesamt inkl. BMS 3.351 –29 –4 +33 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in 

den ersten 12 Wochen, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppe-

lung Familienzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% Nettoersatzrate 

in den ersten 10 Wochen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, 

Verdreifachung Familienzuschlag. 

Der Effekt der Karenzfrist auf die Ausgaben für AlV-Leistungen beläuft sich auf rund 90 Mio. € in 

den Szenarien mit 10-tägiger Karenzfrist (Szenario U1 und U2) und auf 70 Mio. € im Szenario mit 
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7-tägiger Karenzfrist (Szenario U3). Der geringfügige Unterscheid zwischen Szenario U1 und Sze-

nario U2 (0,46 Mio. €) ergibt sich aus der unterschiedlichen Höhe der Notstandshilfe (91% (U1) 

bzw. 92/95% (U2) des Arbeitslosengeldes), da sich die ersten Tage des Notstandshilfebezugs 

durch die Karenzfrist in einen Arbeitslosengeldbezug umwandeln können (vgl. Kapitel 5.2). Auf 

die Ausgaben für BMS/Sozialhilfe wirkt die Karenzfrist hingegen erhöhend (rund 5 bis 6 Mio. €). 

Rund 4 Mio. € der Minderausgaben durch die Karenzfrist entstehen durch nicht ausgezahlte 

Familienzuschläge. 

Abbildung 30:  Karenzfristeffekt auf Ausgaben für AlV-Leistungen und BMS – Szenario U1-U3 
 

Szenario U1 Szenario U2 Szenario U3  
Ausgaben in Mio. € 

Arbeitslosengeld -74 -74 -58 

Notstandshilfe –16 –16 –12 

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe –89 –90 –70 

Davon Familienzuschläge –4 –4 –4 

Davon Ergänzungsbeträge ±0 ±0 ±0 

BMS +6 +6 +5 

Insgesamt inkl. BMS –83 –84 –66 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in 

den ersten 12 Wochen, 50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppe-

lung Familienzuschlag; Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% Nettoersatzrate 

in den ersten 10 Wochen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, 

Verdreifachung Familienzuschlag. 

7. Zusammenfassung und Diskussion 

Die Bundesregierung plante eine Änderung des Arbeitslosenversicherungsrechts, bei der die 

Gestaltung der passiven Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld und 

Notstandshilfe) sowie die Möglichkeit des Zuverdienstes während des AlVG-Leistungsbezugs re-

formiert werden sollten. Diese Reformdiskussion erforderte eine Analyse sämtlicher Bestandteile 

des Arbeitslosengeldes. Untersucht wurden folglich eine Karenzzeit, in der noch keine Leistung 

bezogen werden kann, eine degressive Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes, die Abschaf-

fung des Ergänzungsbetrags, eine Erhöhung des Familienzuschlags sowie Einschränkungen 

beim erlaubten Zuverdienst während des Leistungsbezugs. Kein Szenario mündete letztlich in 

einen konkreten politisch finalisierten Umsetzungsvorschlag. 

Unter Anwendung eines Mikrosimulationsmodells zur Simulation von Veränderungen im AlV-Sys-

tem, kombiniert mit einer Schätzung der Leistungen aus der Bedarfsorientierten Mindestsiche-

rung, wurden insgesamt 22 Szenarien analysiert. Dabei wurden die Auswirkungen auf die An-

zahl und Struktur der betroffenen Personen sowie auf die Ausgaben für Existenzsicherungen im 

Bereich der Arbeitslosenversicherung und der BMS bzw. Sozialhilfe bei Kombination der erwähn-

ten Reformelementen quantifiziert. 

Datengrundlage bilden Versicherungsdaten des DVSV und Datenbestände des AMS zur Vor-

merkung und zum Leistungsbezug für alle Personen, die im Jahr 2016 eine AlV-Leistung bezo-

gen. Zusätzlich wurden vom BRZ Daten bereitgestellt, die für Leistungsbeziehende des Jahres 

2016 simulierte Leistungsbezüge beinhalten, die sich durch die geänderte Rechtslage in Bezug 
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auf die Anrechnung der Einkommen von Partner:innen im Notstandshilfebezug ergeben. Um 

die Veränderungen im Bestand der Arbeitslosen zwischen 2016 und 2021 zu berücksichtigen, 

wurden die Daten derart angepasst, dass sie eine Prognose des Bestandes an Leistungsbezie-

henden im Zeitraum März 2020 bis Dezember 2021 widerspiegeln, die sich ohne die Auswirkun-

gen der COVID-19-Krise ergeben hätte. 

Die drei detaillierter dargestellten Umsetzungsszenarien bestehen aus einem degressiven Ver-

lauf der Nettoersatzratze des Arbeitslosengeldes gepaart mit einer Karenzfrist zu Beginn des 

Bezugs, in der noch keine Leistung bezogen werden kann, dem Entfall des Ergänzungsbetrags 

und der Erhöhung der Familienzuschläge und in einem Szenario eine Absenkung der Höhe der 

Notstandshilfe. Konkret wurde eine Erhöhung der Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes von 

55% auf 70% für die ersten 12 Wochen mit einer 10-tägigen Karenzfrist bei Verdoppelung des 

Familienzuschlags von derzeit täglich 0,97 € auf täglich 1,94 € und für die ersten 10 Wochen mit 

einer 7-tägigen Karenzfrist bei Verdreifachung des Familienzuschlags auf täglich 2,91 € simuliert. 

Für die Variante mit 10-tägiger Karenzfrist wurde einmal von einer Ausgestaltung der Notstands-

hilfe wie im derzeitigen System ausgegangen und einmal von einer Neudefinition als Nettoer-

satzrate in der Höhe von 50%. Der Entfall des Ergänzungsbetrags ist für jedes der Umsetzungs-

szenarien vorgesehen. 

Je nach Szenario sind im Jahresdurchschnitt zwischen 80% und 90% der Leistungsbeziehenden 

von Änderungen in ihren Tagsätzen betroffen. 50% bis 60% der Beziehenden sind mit Tagsatz-

einbußen konfrontiert. Frauen, Arbeitslose mit höchstens Pflichtschulabschluss, gesundheitli-

chen Vermittlungseinschränkungen oder Behinderungen, Notstandshilfebeziehende und Be-

ziehende mit längeren Arbeitslosigkeitsdauern erhalten überdurchschnittlich oft geringere 

Tagsätze als im aktuellen AlV-System. Arbeitslose mit Kindern erleiden trotz Anhebung des Fa-

milienzuschlags durch den Entfall des Ergänzungsbetrags überdurchschnittlich oft sehr hohe 

Einbußen. Der durchschnittliche Tagsatz sinkt mit Berücksichtigung der Null-Bezüge während 

der Karenzfrist in beiden Umsetzungsszenarien mit 10-tägiger Karenzfrist je nach Ausgestaltung 

der Notstandshilfe um 0,6 € bzw. 0,3 € und steigt im Szenario mit 7-tägiger Karenzfrist und Ver-

dreifachung des Familienzuschlages um 0,2 €. Dieser Effekt unterscheidet sich jedoch stark 

nach Leistungsart und zwischen Gruppen von Leistungsbeziehenden. Der durchschnittliche 

Tagsatz während Notstandshilfebezug sinkt in allen Szenarien deutlich (−2,3 € bis −1,0 €), wäh-

rend Arbeitslosengeldbezug steigt er hingegen in allen Szenarien (+0,9 € bis +1,3 €). Im Durch-

schnitt profitieren in allen Szenarien Männer während Arbeitslosengeldbezug stärker und sind 

während Notstandshilfebezug mit weniger hohen Einbußen konfrontiert als Frauen. Aufgrund 

seines Entfalls sinken die Tagsätze von Arbeitslosen, die im aktuellen System Anspruch auf den 

Ergänzungsbetrag haben, im besonderen Ausmaß (durchschnittlich −2 € bis −1,2 €) – auch 

während Arbeitslosengeldbezug (bis zu −0,8 €; Notstandshilfe bis zu −3,1 €). Zu unterdurch-

schnittlichen Zugewinnen und überdurchschnittlichen Tagsatzverlusten kommt es auch bei Ar-

beitslosen, die Anspruch auf zumindest einen Familienzuschlag haben. Lediglich im Szenario, 

das eine Verdreifachung des Familienzuschlags vorsieht, dreht sich dieses Bild. 

Im Vergleich zum Status quo sind alle drei Umsetzungsszenarien mit Mehrausgaben für Arbeits-

losengeldleistungen und Minderausgaben bei der Notstandshilfe verbunden. Insgesamt sinken 

die AlV-Ausgaben in den Szenarien mit 10-tägiger Wartefrist (–67 Mio. € bzw. –29 Mio. €) und 
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steigen im Szenario mit 7-tägiger Warefrist (+20 Mio. €). Den größten Beitrag zur Eindämmung 

des Anstiegs der Ausgaben im Zuge der Anhebung der Nettoersatzrate für das Arbeitslosen-

geld leistet der Entfall des Ergänzungsbetrags (−222 Mio. €). Aber auch die Karenzfrist trägt 

durch ihre bestandsreduzierende Wirkung (10 Tage: −8.183 Personen; 7 Tage: −5.794 Personen) 

erheblich dazu bei. Die 10-tägige Karenzfrist senkt die Ausgaben um rund 90 Mio. €, die 7-tä-

gige Karenzfrist um 70 Mio. €. Sie steigert jedoch, wie auch der Entfall des Ergänzungsbetrags 

und eine Senkung der Notstandshilfe, die Inanspruchnahme und damit die Ausgaben für die 

BMS/Sozialhilfe. In diesem Bereich steigen die Ausgaben zwischen 14 Mio. € und 37 Mio. €. 

Insgesamt zeigt sich, dass sowohl der Entfall des Ergänzungsbetrags als auch Karenzfristen He-

bel darstellen, mit denen Mehrausgaben, die etwa durch eine zu Beginn des Arbeitslosengeld-

bezugs höhere Leistung entstehen, kompensiert werden können. Zu beachten ist dabei einer-

seits, dass die einzelnen Elemente des AlV-Systems oftmals in Wechselwirkung miteinander ste-

hen und andererseits aufgrund von vorgelagerten Unterschieden am Arbeitsmarkt und Unter-

schieden in den Vermittlungschancen Arbeitslose eine sehr heterogene Gruppe sind, auf die 

einzelne Elemente in unterschiedlichem Ausmaß wirken und bestehende Unterschiede gar ver-

schärfen können. Darüber hinaus dürften die teils beträchtlichen Einbußen bei den Tagsätzen 

zum Teil Niederschlag in Armutsbetroffenheit sowie Armuts- und Ausgrenzungsgefährdung fin-

den. Diese wurden im vorliegenden Bericht nicht untersucht. Ebenso wenig wurden mögliche 

ergänzende Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik berücksichtigt, die diesen Effekten ent-

gegenwirken können bzw. die Vermittlungschancen einzelner Gruppen verbessern können. 

Die hier dargestellten Ergebnisse beruhen auf statischen Simulationen, berücksichtigen also 

keine Verhaltensänderungen (siehe Vorbemerku). Fink et al. (2021) und Angel et al. (2022) si-

mulieren einen degressiven Leistungsverlauf unter Berücksichtigung von Verhaltensänderun-

gen. Sie finden, dass auch unter optimistischen Annahmen wenig Änderung in der Zahl der 

Leistungsbeziehenden zu erwarten ist. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn sich durch eine 

anfänglich höhere Ersatzrate die Zugänge zu Arbeitslosigkeit erhöhen (Angel et al., 2022). Da 

in beiden Untersuchungen eine geringere anfängliche Nettoersatzrate als in der vorliegenden 

Studie angenommen wurde, ein Sinken der Nettoersatzrate des Arbeitslosengeldes auf 50% 

unterstellt wird und weiters die Degressionsstufen kürzer sind, dürften die in dieser Studie simu-

lierten Szenarien ohne Karenzfrist eine bestandserhöhende Wirkung haben. Dieser könnte wie 

angedacht mit einer Karenzfrist begegnet werden. Aber auch Modelle, in denen Unternehmen 

einen Teil der Kosten übernehmen, die in der Arbeitslosenversicherung durch Kündigungen ent-

stehen, wären denkbar (vgl. Eppel & Mahringer, 2020). 

Verhaltensänderungen aufgrund von Einschränkungen bei der Möglichkeit eines geringfügi-

gen Zuverdienstes während des Leistungsbezugs wurden aus dem in der Vorbemerku genann-

ten Grund nicht simuliert. Als Variante wurde etwa eine Beschränkung des Zuverdienstes auf 

Personen, die bereits eine Vormerkdauer von einem Jahr aufweisen, genannt. Angel et al. 

(2022) simulieren eine vollständige Abschaffung dieser Möglichkeit und finden eine Reduktion 

des Jahresdurchschnittsbestandes um rund 5%. Diese Reduktion ergibt sich aus bezugsverlän-

gernden Effekten auf der einen Seite und bezugsverkürzenden Effekten auf der anderen Seite. 

Da der Anteil von Personen mit Notstandshilfebezug an den Leistungsbeziehenden mit kürzeren 



–  65  – 

   

Arbeitslosigkeitsdauern bei Entfall der Zuverdienstmöglichkeit geringer ist als an den Beziehen-

den mit Entfalls bedingten längeren Dauern schließen Angel et al. (2022), dass für Personen mit 

Notstandshilfebezug, die sich typischerweise länger in Arbeitslosigkeit befinden, der soge-

nannte Stepping-Stone-Effekt der geringfügigen Beschäftigung eine größere Bedeutung hat. 

Die angedachte Einschränkung des Zuverdienstes, bei der ein Zuverdienst erst nach einer ge-

wissen Zeit möglich gewesen wäre, hat diesem Umstand Rechnung getragen und hätte dem-

nach das bestandsreduzierende Potential von Neuregelungen der Zuverdienstmöglichkeit ge-

stärkt. Nichtsdestotrotz sollte bei einer Neuregelung Bedacht darauf genommen werden, dass 

geringfügiger Zuverdienst einen substantiellen Beitrag zur Existenzsicherung Arbeitsloser leisten 

kann. Eine Umlegung der Abschaffung der Zuverdienstmöglichkeit, wie sie Angel et. al (2022) 

auf Basis der gleichen Datengrundlage simulieren, ist jedoch aufgrund der unterschiedlichen 

Ausgestaltungsvarianten (Abschaffung versus Einschränkung) und Unterschieden in der Ausge-

staltung anderer Systemparameter (aktuelles System versus degressives Arbeitslosengeld zzgl. 

möglichen Änderungen bei der Ausgestaltung des Ergänzungsbetrags und des Familienzu-

schlags) nur sehr begrenzt möglich. Insbesondere Ersteres bedarf einer neuerlichen Simulation 

unter Bedachtnahme der veränderten Vergleichsgruppe. Diese aufwendige Simulation sollte 

für einen finalen politisch abgestimmten Ausgestaltungsvorschlag erfolgen, der letztlich aus-

blieb. 
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Anhang 

A.1 Methodenbeschreibung22) 

Die Simulation von Veränderungen in den Anspruchs- und Bezugsbestimmungen der AlVG-Leis-

tungen erfordert ein Modell, das den Einfluss wesentlicher Steuerungselemente auf individuelle 

Leistungsbezüge berechnet. Das auf Basis pseudonymisierter Individualdaten konstruierte Mik-

rosimulationsmodell zur Simulation von AlV-Leistungsansprüchen basiert auf der Grundgesamt-

heit aller AlV-Leistungsbeziehenden23) des Jahres 2016 und beobachtet deren Arbeitslosig-

keitsepisoden, die vorgelagerten Arbeitsmarkt- und Sozialversicherungskarrieren (zurück bis in 

die frühen 1970er-Jahre) sowie eine Vielzahl individueller Merkmale der betroffenen Personen. 

Wesentlicher Bestandteil dieses Modells ist ein Leistungsrechner, der ausgehend von der derzeit 

gültigen Leistungsberechnung die Sicherungsleistung für unterschiedliche Gestaltungsvarian-

ten (Szenarien) ermittelt. 

Das Modell wird eingesetzt, um Varianten der Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherungsleis-

tungen sowie einen eventuellen Übergang in das nachgelagerte Sicherungssystem der Be-

darfsorientierten Mindestsicherung bzw. Sozialhilfe zu simulieren. Diese Simulationen zeigen, wie 

sich der Leistungsbezug Arbeitsloser in den jeweils betrachteten Ausgestaltungsvarianten ge-

genüber dem Status quo verändern würde. Daraus lässt sich zudem die unmittelbare Verän-

derung der budgetären Belastung öffentlicher Haushalte durch eine Veränderung der An-

spruchsberechtigung und der Leistungshöhe nach dem AlVG berechnen. 

A.1.1 Leistungsrechner 

Auf Basis der beschriebenen Individualdatenbasen (siehe Kapitel 2) bildet der Leistungsrechner 

für alle Leistungsbeziehenden des Jahres 2016 die Bestimmungsfaktoren von Existenzsiche-

rungsleistungen aus der Arbeitslosenversicherung ab. Dabei erfolgt eine Zerlegung der derzeit 

zuerkannten Bezugshöhe und -dauer in die einzelnen Berechnungsparameter. 

Der entwickelte Leistungsrechner ermöglicht auf Basis der bestehenden Bezugsbestimmungen 

eine Abbildung von Veränderungen in der Leistungsbemessung auf individueller Ebene, aber 

auch die Implementierung zusätzlicher neuer Steuerungselemente (etwa die Berücksichtigung 

früherer Leistungsbezüge für die Leistungsbemessung). Der Leistungsrechner erlaubt damit – bei 

gegebener Arbeitslosenpopulation und unter Annahme sonst gleichbleibenden Verhaltens der 

Arbeitsmarktakteure – einen Vergleich der Leistungsbezüge auf Basis unterschiedlicher An-

spruchsbestimmungen (Szenarien) und bildet zugleich die Basis für eine Schätzung der öffentli-

chen Ausgaben für den Leistungsbezug. 

 

22)  Die Methodenbeschreibung wurde mit Einverständnis der Autoren zu weiten Teilen aus Angel et al. (2022) entnom-

men. 

23)  Arbeitslosengeld und Überbrückungshilfe (mit und ohne Schulungsteilnahme), Notstandshilfe und erweiterte Über-

brückungshilfe (mit und ohne Schulungsteilnahme), Übergangsgeld, sowie Personen, denen aufgrund der Anrechnung 

des Partnereinkommens keine Notstandshilfe ausbezahlt wurde (§34 AlVG). 
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Die Berechnungen im Leistungsrechner können für Versicherungsleistungen aus der Arbeitslo-

senversicherung sehr exakt erfolgen. Ergänzt werden sie um Leistungen aus der Bedarfsorien-

tierten Mindestsicherung (BMS), die sowohl in Form der Aufstockung eines Arbeitslosengeld- 

oder Notstandshilfebezugs, als auch als Vollbezug in Anspruch genommen werden können. 

Mangels Information über die Leistungsberechnung in den Bedarfsgemeinschaften können da-

für lediglich Schätzungen vorgenommen werden, die auf Annahmen zu den Merkmalen der 

Bedarfsgemeinschaften basieren und auf Grundlage der Leistungsbestimmungen eines stilisier-

ten BMS-Systems erfolgen. Das stilisierte BMS-Modell wird für alle Simulationen, inklusive der Be-

rechnung zum gegenwärtigen AlV-System, angewandt. 

A.1.2 Schätzung von Leistungen aus der BMS 

Zur Schätzung von Leistungen aus der BMS wird in einem ersten Schritt zunächst die individuelle 

Anspruchsberechtigung auf Basis der verfügbaren Daten – insbesondere zu Haushaltskontext 

und -einkommen – identifiziert. Anspruchsberechtigt ist, wer eigene Mittel (Einkommen und Ver-

mögen) zur Bestreitung des Lebensunterhaltes bis zu einem Freibetrag aufgebraucht hat, wo-

bei die Mittel der gesamten Bedarfsgemeinschaft geprüft werden. Mangels ausreichender em-

pirischer Evidenz und fehlender Datengrundlage zu den Vermögensverhältnissen von Arbeits-

losen, beschränkt sich die Identifikation auf die Einkommenskomponente24). 

Unter der technischen Annahme eines Ausbleibens von Verhaltenseffekten kann zur Identifika-

tion der BMS-Anspruchsberichtigung auf mehrere Zusatzinformationen zurückgegriffen werden: 

• Bei der Bedarfsprüfung für alleinstehende Personen ist das eigene Einkommen maß-

geblich. Für alle anderen Bedarfsgemeinschaften wird zusätzlich Information über das 

Partnereinkommen und eventuell vorhandene unterhaltsberechtigte Kinder (über Fa-

milienzuschläge) mit einbezogen. 

• Zunächst kann eine BMS-Anspruchsberechtigung für Personen, die aufgrund eines an-

gerechneten Partnereinkommens keine Notstandshilfe beziehen (Null-Bezug), unmit-

telbar ausgeschlossen werden, da die Bedarfsprüfung für Leistungen aus der BMS 

strengeren Regelungen folgt. 

• Für Personen mit positivem Notstandshilfebezug wird auf Basis des Haushaltskontextes 

das Haushaltseinkommen (eigenes Erwerbseinkommen zzgl. Partnererwerbseinkom-

men) gegen die entsprechenden Mindeststandards geprüft, um eine Anspruchsbe-

rechtigung festzustellen. Die strengere Bedarfsprüfung kann insbesondere in Mehr-Per-

sonen-Bedarfsgemeinschaften (mit hohen weiteren Einkommen) zu einem Wegfall der 

Bezugsberechtigung im Vergleich zur Notstandshilfe25) führen – vor allem gegenüber 

der seit Juli 2018 geltenden Notstandshilferegelung ohne Anrechnung von Partnerein-

kommen, die in der gesamten Analyse unterstellt wird. Das Einkommen von unterhalts-

berechtigten Kindern kann mit den zur Verfügung gestellten Daten nicht abgebildet 

werden, dürfte jedoch bei der BMS-Bedarfsprüfung eine untergeordnete Rolle spielen. 

 

24)  Eine Auswertung des österreichischen Household Finance and Consumption-Survey der Arbeiterkammer Wien gibt 

Hinweis darauf, dass die meisten arbeitslosen Haushalte vermögensarm sind (vgl. Schnetzer & Rehm, 2018). 

25)  Vgl. Fuchs et al. (2017). 
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Information zu den Haushaltseinkommen findet sich in den durch das BRZ zur Verfügung ge-

stellten Daten. Allerdings ist die Information nur für Personen im Notstandshilfebezug erfasst 

(2016 war noch die Anrechnung von Partnereinkommen auf die Notstandshilfe vorgesehen). 

Um die Anspruchsvoraussetzungen für Personen mit Arbeitslosengeldbezug für einen potentiel-

len Übertritt in das System der BMS/Sozialhilfe zu prüfen, muss daher das Vorhandensein weite-

rer Einkommen im Haushalt und deren Höhe simuliert werden. 

Für Personen, die nicht in einem Paarhaushalt26) leben, wird kein weiteres, für den BMS-Bezug 

relevantes, Einkommen angenommen. Für Personen in Paarhaushalten mit Bezug von Arbeits-

losengeld wird zunächst mittels eines probit-Modells bestimmt, ob ein positives Haushaltsein-

kommen zugewiesen wird. Anschließend wird für diese Personen mittels Kleinster-Quadrate-

Methode (Ordinary Least Squares, OLS), die Höhe des Haushaltseinkommens geschätzt. Da sich 

die Struktur von ALG-Beziehenden von Arbeitslosen mit Notstandshilfebezug unterscheidet, 

muss die beschriebene Vorgehensweise als grobe Näherung interpretiert werden. Allerdings 

gehen über die Berücksichtigung sozio-demografischer Merkmale sowie der zuerkannten ALG-

Bezugsdauer (bei Notstandshilfebeziehenden die zuerkannte Bezugsdauer vor Übertritt in den 

Notstandshilfebezug) und der tatsächlichen Bezugsdauer diese Strukturunterschiede teilweise 

in die Schätzungen ein. 

Da nicht alle Personen, die Anspruch auf eine BMS-Leistung haben, diesen auch zwangsläufig 

geltend machen müssen ("Non-Take-Up"), wird nicht von einer vollständigen Inanspruchnahme 

von BMS-Leistungen ausgegangen, sondern eine empirisch gestützte Annahme bezüglich der 

Inanspruchnahme getroffen, die einerseits die Höhe des Tagsatzes und die Haushaltsstruktur 

andererseits berücksichtigt. Zusätzlich wird bei unter 25-Jährigen von einer geringeren An-

spruchsberechtigung ausgegangen, da diese häufiger im elterlichen Haushalt leben und somit 

häufig keine eigene Bedarfsgemeinschaft bilden27). 

Die beiden folgende Abbildungen zeigen den Anteil von BMS-Beziehenden im gegenwärtigen 

AlV-System nach Höhe des Tagsatzes getrennt für Einpersonenhaushalte bzw. Paarhaushalte 

(unter den gegenwärtigen Bezugsbestimmungen). Wie Abbildung A 1 verdeutlicht, steigt die 

Inanspruchnahme von BMS-Leistungen mit sinkendem Tagsatz und liegt bei Paarhaushalten 

niedriger als bei Einpersonenhaushalten. 

Da der BMS-Bezug in den AMS-Daten jedoch nur für Personen erfasst ist, die eine AlV-Leistung 

beziehen (Aufstocker:innen), muss zusätzlich eine Annahme bezüglich der Inanspruchnahme 

durch jene Personen getroffen werden, die unter einer alternativen Ausgestaltungsvariante des 

Systems gar keine Leistung mehr beziehen würden. Der Anteil der BMS-Beziehenden, die keine 

AlV-Leistung (mehr) bekommen, wird dabei auf Basis der in Abbildung A 1 ersichtlichen Ver-

läufe in Abhängigkeit der Höhe des Tagsatzes extrapoliert. Konkret gehen die Szenarien davon 

 

26)  Als in einem Paarhaushalt lebend sind Personen definiert, die in einer Lebensgemeinschaft, Ehe oder eingetragener 

Partnerschaft befinden. 

27)  Informationen zum Haushaltskontext bilden nur den Familienstand der Leistungsbeziehenden sowie die Zahl der 

(unterhaltspflichtigen) Kinder bzw. Partner:innen (über Familienzuschläge) ab, nicht jedoch im gemeinsamen Haushalt 

lebende (unterhaltspflichtige) Eltern. Somit kann nicht direkt geprüft werden, ob bei jüngeren Leistungsbeziehenden 

eine eigene Bedarfsgemeinschaft vorliegt. Im Allgemeinen bilden jedoch über 23-Jährige selbst dann eine eigene 

Bedarfsgemeinschaft, wenn diese im elterlichen Haushalt leben und sind somit häufiger BMS-Bezugsberechtigt. 
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aus, dass Personen ohne AlV-Leistungsbezug in Paarhaushalten zu 35% BMS-Leistungen bezie-

hen werden, während bei Einpersonenhaushalten eine Inanspruchnahme von 90% unterstellt 

wird (60% bei unter 25-Jährigen). 

Reformbedingte Änderungen der Tagsatzhöhe – selbst minimale – können in diesem Modell zu 

einer Veränderung des Bezugs führen. Erhöht sich der Tagsatz um 1 Cent und springt die be-

treffende Person dadurch in die nächste Tagsatzkategorie, ergeben sich Veränderungen in der 

unterstellten Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme, die insbesondere für Personen mit ge-

ringen Tagsätzen groß ausfallen können. Um zwischen unterschiedlichen Szenarien konsistente 

Zuschätzungen der BMS zu erhalten und um überschießende Reaktionen der BMS auf ver-

gleichsweise geringe Veränderungen des Tagsatzes zu reduzieren, werden zwei Plausibilisie-

rungsschritte durchgeführt: 

• Für jede Simulation gilt: Wurde in einem vorangegangenen Szenario bei niedrigerem 

Tagsatz keine BMS bezogen, so darf es auch im aktuellen Szenario zu keiner Inan-

spruchnahme kommen. Wurde in einem vorangegangenen Szenario bei höherem 

Tagsatz BMS bezogen, so muss es auch im aktuellen Szenario zu einer Inanspruch-

nahme kommen. 

• Kommt es durch eine Erhöhung des Tagsatzes zu einer Reduktion der BMS, die nicht 

größer als 10% ihres ursprünglichen Wertes ist, muss es weiterhin zu einer Inanspruch-

nahme der BMS kommen. 

Die unter Punkt 1 beschriebene Plausibilisierung dient zur Sicherstellung der Konsistenz zwischen 

Simulationen, während die Plausibilisierung unter Punkt 2 (technisch bedingte) überschießende 

Reaktionen der BMS verhindern soll. 
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Abbildung A 1: Anteil der AlV-Leistungsbeziehenden mit BMS-Bezug an den AlV-

Leistungsbeziehenden nach AlV-Leistungshöhe und Haushaltstyp im Jahr 2016 

Über 25-Jährige 

 

Unter 25-Jährige 

 

Q: Badelt et al. (2019). 

Lesebeispiel: Im Jahresdurchschnitt 2016 bezogen rund 26% der alleinstehenden, über 25-jährigen Leistungsbeziehen-

den mit einer täglichen Leistungshöhe von 20-25 € auch eine Leistung aus der BMS. In der Simulation wird für diese 

Gruppe eine bedingte Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme von etwa 0,22 angenommen. 

Lesebeispiel: Im Jahresdurchschnitt 2016 bezogen rund 13% der alleinstehenden, unter 25-jährigen Leistungsbezie-

henden mit einer täglichen Leistungshöhe von 20-25 € auch eine Leistung aus der BMS. In der Simulation wird für 

diese Gruppe eine bedingte Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme von etwa 0,10 angenommen. 
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A.1.2.1 Eckwerte des stilisierten BMS-Modells 

Das stilisierte BMS-Modell richtet sich für die Ermittlung individueller Existenzsicherungsleistungen 

nach den Vorgaben des Vortrages an den Ministerrat vom 28.5.201828), wobei die Berechnun-

gen immer die jeweils genannten Höchstsätze unterstellen. Die wesentlichen Eckwerte des 

BMS-Anspruchs sind dabei wie folgt definiert: 

• Der BMS-Richtsatz entspricht dem um den KV-Beitrag verminderten Ausgleichzulagen-

richtsatz für eine Einzelperson (2016: 882,78 €), für 2016 entspricht der BMS-Richtsatz so-

mit rund 838 € 

• Alleinstehende erhalten 100% des BMS-Richtsatzes 

• Für eine zweite in derselben Haushaltsgemeinschaft lebende volljährige Personen wird 

pro Person 70% des BMS-Richtsatzes gewährt (Paare erhalten somit zusammen 140% 

des BMS-Richtsatzes) – jede weitere im Haushalt lebende volljährige Person erhält 45% 

des BMS-Richtsatzes 

• Für unterhaltspflichtige Kinder wird ein gestaffelter Betrag gewährt: dieser beträgt für 

das erste Kind 25%, für das zweite Kind 15% und 5% für jedes weitere Kind. 

• Alleinstehende erhalten einen gestaffelten Zuschlag für jedes Kind: 100 € für das erste, 

75 € für das zweite und 50 € für das dritte. Für jedes weitere Kind werden 25 € Zuschlag 

gewährt. 

A.1.3 Berücksichtigung einer veränderten Zusammensetzung des Arbeitslosenbestandes 

Das in Badelt et al. (2019) und Fink et al. (2021) verwendete Modell basiert auf, und operiert 

mit, Daten zum Bestand der Leistungsbeziehenden des Jahres 2016. Verschiebungen in der Zu-

sammensetzung der Leistungsbeziehenden bleiben damit weitgehend unberücksichtigt. Ins-

besondere zwei für die Simulation wesentlichen Aspekte können daher nicht bzw. nicht zur 

Gänze abgebildet werden: 

• die voranschreitende demographische und pensionsrechtlich bedingte Verschie-

bung zu Älteren und 

• der Entfall der Partnereinkommensanrechnung im Jahr 2018. 

Um die aktuelle Rechtslage wiederzugeben, stellte das Bundesrechenzentrum zusätzlich Daten 

bereit, die für alle Leistungsbeziehenden des Jahres 2016 simulierte Leistungsbezüge beinhal-

ten, welche sich durch die geänderte Rechtslage in Bezug auf die Anrechnung der Einkommen 

der Partner:innen im Notstandshilfebezug ergeben. Zwar können so Personen berücksichtigt 

 

28)  Siehe: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/-/20-ministerrat-am-28-mai-2018. Diese Eckwerte entsprechen im We-

sentlichen jenen Höchstsätzen, die im Sozialhilfe-Grundsatzgesetz festgelegt werden. Lediglich die Sätze für Kinderzu-

schläge für Alleinstehende (Alleinerzieherbonus) sind im Sozialhilfe-Grundsatzgesetz als Prozentwerte definiert, deren 

Höhen jedoch nicht wesentlich von den im Ministerratsvortrag 2018 spezifizierten Werten abweichen. Im Sozialhilfe-

Grundsatzgesetz ist beim Alleinerzieherbonus zudem ein weiterer Staffelungsschritt ab der vierten minderjährigen Per-

son vorgesehen. Angesichts der weitgehenden Übereinstimmung zwischen Ministerratsvortrag und Sozialhilfe-Grund-

satzgesetz sind die Simulationsergebnisse auch für die nun geltende Gesetzeslage aussagekräftig. Die Schätzungen 

sind aufgrund der unvollständigen Datenlage und der Heterogenität der (teilweise erst zu beschließenden) Bundeslän-

derregelungen jedoch mit Unsicherheiten verbunden. 

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/-/20-ministerrat-am-28-mai-2018
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werden, die trotz fehlendem Anspruch auf Notstandshilfe weiterhin beim AMS als arbeitslos re-

gistriert sind, um etwa von der Vermittlungstätigkeit des AMS, den Qualifizierungsangeboten 

des AMS oder von der Anrechnung auf Pensionsversicherungszeiten zu profitieren, nicht jedoch 

jene Person, die mangels Notstandshilfeanspruchs nicht beim AMS gemeldet bleiben. Da diese 

Personengruppe sich unter der aktuellen Rechtslage, also bei Verbleib in registrierter Arbeitslo-

sigkeit, bereits im Notstandshilfebezug befände, handelt es sich um Personen mit tendenziell 

längeren Bezugszeiten, die nicht in die Simulation eingehen. Auch hinsichtlich eines Genderas-

pekts dürfte ihre Miteinbeziehung von Relevanz sein, da Frauen stärker von der Partnereinkom-

mensanrechnung betroffen waren als Männer (Abbildung A 2). 

Das Arbeitskräfteangebot älterer Arbeitnehmer:innen wuchs in den letzten Jahren sowohl aus 

demografischen Gründen als auch wegen pensionsrechtlicher Änderungen. Gleichzeitig stellt 

eine nachhaltige Reintegration in Erwerbstätigkeit von Personen ab 50 Jahren eine besondere 

Herausforderung für die Arbeitsmarktpolitik dar. Mit dem höheren Alter gehen potentiell län-

gere Versicherungszeiten und folglich Anspruchsdauern einher. Gepaart mit dem Altersprofil 

von Einkommen und entsprechend höheren Tagsätzen sowie teils geschützten Bemessungs-

grundlagen kann die Vernachlässigung der Bestandsentwicklung seit 2016 einen substanziellen 

Einfluss auf die Wirkung von Eingriffen und die simulierten Effekte haben. 

Abbildung A 2: Anteil §34 AlVG-Anspruchsberechtigte nach Geschlecht, 2002-2020 

Anteil am Jahresdurchschnittsbestand der Notstandshilfebeziehenden 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des AMS. – Notstandshilfebezug inkl. Notstandshilfebezug mit Schulung. 

§34 AlVG-Anspruchsberechtigte: Personen, die nach § 34 des AlVG ausschließlich wegen des Einkommens der Part-

nerin bzw. des Partners mangels Notlage keinen Anspruch auf Notstandshilfe haben, aber kranken- und pensionsver-

sichert sind. 
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Abbildung A 3: Ältere im Leistungsbezug, 2002-2021 

 

Q: AMS. WIFO-Berechnungen. – Ältere: 45-Jährige und ältere Arbeitslose. 

Die COVID-19-Pandemie bewirkt auf dem Arbeitsmarkt Beschäftigungseinbußen wie zuletzt vor 

rund 70 Jahren und einen massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit. Eine Aktualisierung der Daten-

grundlage (vgl. Kapitel 2), sodass rezente Leistungsbezugsdaten Anwendung finden, erlaubt 

aufgrund der enthaltenen "COVID-19-Effekte" keine Simulation für eine repräsentative Popula-

tion der Arbeitslosen. So nahm beispielsweise 2020 der Anteil Älterer an den Leistungsbeziehen-

den entgegen dem langjährigen Trend deutlich ab (Abbildung A 3). Das ist jedoch nicht einer 

Trendumkehr zuzuschreiben, sondern viel mehr der stärkeren Betroffenheit Jüngerer und Perso-

nen im Haupterwerbsalter durch die COVID-19-Krise, da diese häufiger in Branchen beschäftigt 

sind, die im besonderen Ausmaß von der Krise betroffen waren (Bock-Schappelwein et al., 

2021). Seit Ende Mai 2021 liegt die Arbeitslosigkeit von unter 25-Jährigen jedoch unter dem Vor-

krisenniveau (Arbeitsmarktservice (AMS), 2021). 

Um dennoch die beschriebenen, für die politische Entscheidungsfindung relevanten Entwick-

lungen näherungsweise berücksichtigen zu können, wird die bestehende Datengrundlage und 

das Simulationsmodell derart angepasst, dass die Verteilung der Arbeitslosen nach wesentli-

chen Merkmalen jener entspricht, die für das Jahr 2021 ohne COVID-19-Krise zu erwarten ge-

wesen wären. 

Die Simulation eines hypothetischen Bestandes an Leistungsbeziehenden für das Jahr 2021 er-

folgt dabei dreistufig: 

1. Prognose des Bestandes März 2020 bis Dezember 2021 ohne COVID-19 

2. Fortschreibung der Anteiltrends ausgewählter Merkmale der Arbeitslosen für 2021 
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3. Anpassung des Bestandes 2016 auf Grundlage von 1. und 2. 

Eine Valorisierung monetärer Größen findet nicht statt. 

A.1.4 Prognose des Bestandes März 2020 bis Dezember 2021 ohne COVID-19 

Für die Prognose des Bestandes an Leistungsbeziehenden März 2020 bis Dezember 2021, der 

ohne Eintreten der COVID-19-Krise zu erwarten gewesen wäre, wird auf aggregierte monatli-

che Leistungsbezugsdaten für den Zeitraum Jänner 2008 bis Februar 2020 (Arbeitsmarktdaten 

online) zurückgegriffen. Außerdem werden die von 2008 bis 2019 realisierten Arbeitslosenquo-

ten und die für 2020 und 2021 gemäß WIFO-Kurzfristprognose aus dem Dezember 2019 (Glo-

cker, 2019), in denen sich noch keine COVID-19-Effekte widerspiegeln, herangezogen. Es wird 

ein ARMAX(2,3)-Modell geschätzt, das im Wesentlichen die Höhe des Monatsbestandes durch 

die Bestandshöhe der beiden vorangegangen Monate sowie der des Vorjahresmonats und 

der jahresspezifischen Arbeitslosenquote erklärt. Die Schätzergebnisse werden auf den Modell-

Datenbestand angewendet und die Monatsbestände ab März 2020 prognostiziert 

(Abbildung A 4). 

Abbildung A 4: Prognostizierte Monatsdurchschnittsbestände der Leistungsbeziehenden ohne 

COVID-19 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

A.1.4.1 Berücksichtigung strukturellen Bestandsveränderung 

Strukturelle Veränderungen des Leistungsbeziehendenbestandes können über Verschiebun-

gen in den Anteilen der Strukturmerkmale am Gesamtbestand beobachtet werden 

(Abbildung A 5). 
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Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, wird ein "Iterative proportional fitting"-Verfahren an-

gewendet, welches die Simulationsergebnisse an die aktuelle Struktur der Arbeitslosigkeit29) an-

passt. Bei dieser Methode werden die Gewichte der einzelnen Beobachtungen so lange in 

einem iterativen Prozess angepasst, bis eine gewünschte Randverteilung der Merkmale er-

reicht ist (Gewichtskalibrierung). 

Abbildung A 5: Veränderungen des Anteils ausgewählter Merkmale am 

Jahresdurchschnittsbestand, 2002-2021 

 

Q: AMS. Anteil am Jahresdurchschnittsbestand aller Leistungsbeziehenden (aktive und passive Leistungsarten). 

Die COVID-19-Krise hat nicht nur zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit, sondern auch 

zu Strukturverschiebungen geführt. Mit dem Abklingen der COVID-19-Auswirkungen auf den 

Arbeitsmarkt im Jahr 2021 setzte allerdings ein Rückkehrprozess zur Vorkrisenstruktur ein 

(Abbildung A 5). Zur Vermeidung von COVID-19-Effekten in den Simulationen werden auch die 

Anteilsveränderungen ab 2019 für die Jahre 2020 und 2021 auf Basis vergangener Werte für die 

Merkmale Geschlecht, Alter, Ausbildung, Staatsbürgerschaft sowie Leistungsart und -dauer 

fortgeschrieben. Die Anteile für die Jahre 2020 und 2021 ergeben sich aus dem Anteil des Vor-

jahres zuzüglich des Mittelwerts der Anteilsveränderung der beiden Vorjahre, wobei besonders 

dynamische Entwicklungen (Wachstumsfaktoren größer 1,05 und kleiner 0,95) etwas gedämpft 

werden. 

 

29)  In Übersicht A 2 sind die berücksichtigten Leistungsarten dargestellt. 
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A.1.4.2 Vergleich Leistungsbezug 2016 und hypothetischer Leistungsbezug 2021 

Aus der Prognose des hypothetischen Bestandes an Leistungsbeziehenden 2021 ohne COVID-

19 ergibt sich für das Jahr 2021 ein Jahresdurchschnittsbestand von rund 303.600. Eine detail-

liertere Auflistung der einzelnen bezogenen Leistungen ist im Anhang zu finden (Übersicht A 2). 

Der Bestand liegt damit unter jenem des Jahres 2016. Allerdings lag der Bestand 2019 auch 

bereits deutlich unter dem Jahresdurchschnitt 2016. Der für 2021 prognostizierte Bestand liegt 

über dem Wert für 2019. 

Da die Berücksichtigung struktureller Veränderungen im Wesentlichen ein Fortschreiben des 

Trends in den Anteilsveränderungen ist, kommt es zwischen 2016 und 2021 zu einer weiteren 

Verschiebung hin zu älteren Arbeitslosen. Der Anteil Arbeitsloser ab 55 Jahren steigt um rund 

6,4 Prozentpunkte, während der Anteil unter 25-Jähriger um 3,7 Prozentpunkte sinkt 

(Abbildung A 6). Auch der Frauenanteil steigt mit einem Plus von 3 Prozentpunkten deutlich. 

Der Anteil von Personen mit Lehrausbildung (2016: 37%, 2021: −3,7 Prozentpunkte) nimmt insbe-

sondere "zugunsten" des Anteils von Personen, die maximal die Pflichtschule abschlossen ha-

ben (2021: +3,4 Prozentpunkte), ab. Der Anteil von Leistungsbeziehenden mit österreichischer 

Staatsbürgerschaft sinkt von rund 77% auf rund 73%. 
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Abbildung A 6: Leistungsbezug 2016 und 2021 

Nach soziodemographischen Merkmalen 

 

Nach Leistungsart und Leistungsbezugsdauer 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. Absolute (Balkenhöhe) und relative 

(Zahl in Balken) Gruppengröße für Leistungsbeziehende 2016 und 2021 (Jahresdurchschnitte). 
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Hinsichtlich der Leistungsart kommt es zu einer Angleichung des Anteils von Personen mit Ar-

beitslosengeld- und Notstandshilfebezug (Abbildung A 6). Der Anteil an Schulungsteilneh-

mer:innen steigt sowohl bei Anspruch auf Arbeitslosengeld als auch bei Notstandshilfean-

spruch, auf insgesamt 11,3% (2016: 10,8%). Zwar bleibt der Anteil von Bezugsdauern bis zu einem 

Jahr relativ konstant (2016, 2021: +0.5 Prozentpunkte) allerdings zeigen sich Verfestigungsten-

denzen: der Anteil von Bezügen, die länger als zwei Jahr andauern, steigt um 2,3 Prozent-

punkte. 

Durch die veränderte Zusammensetzung der Leistungsbeziehenden kommt es auch zu gering-

fügigen Änderungen des durchschnittlichen Tagsatzes (Übersicht A 1). Der Grundbetrag steigt 

von 26,38 € auf 26,54 €, während der durchschnittliche Ergänzungsbetrag und die durchschnitt-

lichen Familienzuschläge sinken. 

Übersicht A 1: Zusammensetzung des durchschnittlichen Tagsatzes, 2016 und 2021 
 

Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

In € 

2016  
Insgesamt 28,0 26,4 0,6 1,8 

Arbeitslosengeld 30,8 28,7 0,6 1,5 

Notstandshilfe 25,5 24,4 0,6 2,1 

2021  
Insgesamt 28,2 26,5 0,6 1,8 

Arbeitslosengeld 30,8 28,7 0,6 1,5 

Notstandshilfe 25,5 24,4 0,6 2,1 

Differenz  
Insgesamt 0,2 0,1 0,0 0,0 

Arbeitslosengeld 0,0 -0,1 0,0 0,1 

Notstandshilfe 0,0 0,0 0,0 0,0 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. 

A.2 Hinweise zu Berechnung und Ergebnisdarstellung 

A.2.1 Ergänzungsbetrag während Arbeitslosengeldbezug mit Anspruch auf 

Familienzuschläge 

Das tägliche Arbeitslosengeld gebührt einschließlich eines allenfalls erforderlichen Ergänzungs-

betrags mindestens in der Höhe des täglichen Ausgleichszulagenrichtsatzes (§ 21 Abs. 4 AlVG), 

sofern bei Arbeitslosen mit Anspruch auf Familienzuschläge 80 vH des täglichen Nettoeinkom-

mens (n80) nicht überschritten werden (§ 21 Abs. 5 AlVG). 

Ergänzungsbeträge (EB) errechnen sich damit aus 

𝐸𝐵 =  𝑚𝑎𝑥{0, 𝑚𝑖𝑛{𝑛80, 𝐴𝑍𝑅} −  𝐺𝐵}, 

wobei AZR den täglichen Ausgleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende und GB den Grundbe-

trag des Arbeitslosengeldes beschreibt. Familienzuschläge berechnen sich aus  
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𝐹𝑍𝑛𝑒𝑡𝑡𝑜 =  𝑚𝑖𝑛{𝑛80, 𝐺𝐵 + 𝐸𝐵 + 𝐹𝑍𝑏𝑟𝑢𝑡𝑡𝑜} − (𝐺𝐵 + 𝐸𝐵), 

wobei FZbrutto das Produkt aus der Anzahl der zuschlagsberechtigten Personen und der Höhe 

des Kinderzuschusses gem. § 262 Abs. 2 ASVG ist. Bei geringen Nettoeinkommen und bei einer 

hohen Zahl von zuschlagsberechtigten Personen ist FZnetto geringer als FZbrutto. Wenn 80% des 

täglichen Nettoeinkommens den Ausgleichzulagenrichtsatz nicht übersteigen, fallen aufgrund 

der 80%-Deckelung trotz Anspruch keine Familienzuschläge an. 

Abbildung A 7 stellt die Höhe des Arbeitslosengeldes bei Anspruch auf drei Familienzuschläge 

nach seinen Komponenten (Grundbetrag, Ergänzungsbetrag, Familienzuschläge) dar. 

Abbildung A 7: Tagsatzhöhe nach Komponenten des ALG bei Anspruch auf drei 

Familienzuschläge 

 

Q: WIFO-Berechnungen. 

A.2.2 Ergänzungsbetrag während Notstandshilfebezug 

Gegenwärtig ist das Ausmaß der täglichen Notstandshilfe gemäß AlVG definiert als: 

§ 36 (1) Vorbehaltlich einer Minderung des Anspruches durch anzurechnendes Einkommen be-

trägt das Ausmaß der täglichen Notstandshilfe: 

1. 95 vH des Grundbetrages zuzüglich 95 vH des Ergänzungsbetrages des jeweils gebüh-

renden täglichen Arbeitslosengeldes, kaufmännisch gerundet auf einen Cent, wenn 

der tägliche Grundbetrag ein Dreißigstel des Richtsatzes gemäß § 293 Abs. 1 lit. a sublit. 

bb ASVG, kaufmännisch gerundet auf einen Cent, nicht übersteigt; 
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2. 92 vH des Grundbetrages des jeweils gebührenden täglichen Arbeitslosengeldes, kauf-

männisch gerundet auf einen Cent, in den übrigen Fällen, wobei 95 vH eines Dreißigs-

tels des Richtsatzes gemäß § 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb ASVG, kaufmännisch gerundet 

auf einen Cent, nicht unterschritten werden dürfen; 

zuzüglich gebühren Familienzuschläge gemäß § 20 AlVG, soweit dadurch die Obergrenze ge-

mäß § 21 Abs. 5 nicht überschritten wird. 

Das AlVG sieht keinen eigens definierten Ergänzungsbetrag während eines Notstandshilfebe-

zugs vor. Im Rahmen der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, wurde der Er-

gänzungsbetrag zum Grundbetrag des Arbeitslosengeldes auf die Notstandshilfe ausgedehnt. 

Dieser fließt seitdem zu 95% in die Berechnung der Notstandshilfe ein, sofern der Grundbetrag 

des Arbeitslosengeldes ein Dreißigstel des Ausgleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende nicht 

überschreitet. 

Um den Einfluss des Ergänzungsbetrags auf die Höhe der Notstandshilfe separat darstellen zu 

können, wird im Rahmen der vorliegenden Studie der Ergänzungsbetrag während eines Not-

standshilfebezugs (EBNH) definiert als 

𝐸𝐵𝑁𝐻 = 0,95 × 𝐸𝐵𝐴𝑙𝐺   

und der Grundbetrag der Notstandshilfe als 

𝐺𝐵𝑁𝐻 = 𝑁𝐻 − 𝐸𝐵𝑁𝐻 − 𝐹𝑍𝑛𝑒𝑡𝑡𝑜,𝑁𝐻. 

Diese Definition ist dahingehend von der gesetzlichen abweichend als EBNH gemäß AlVG Teil 

des Grundbetrages der Notstandshilfe ist. 
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A.3 Abkürzungsverzeichnis 

Abkürzung Bedeutung 

AlVG Arbeitslosenversicherungsgesetz 

AlV Arbeitslosenversicherung 

ALG Arbeitslosengeld 

AMS Arbeitsmarktservice 

ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

AZR Ausgleichzulagenrichtsatz 

BMAW Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft 

BMASGK Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

BMS Bedarfsorientierte Mindestsicherung 

BRZ Bundesrechenzentrum 

Ceteris paribus Unter sonst gleichen Bedingungen 

DVSV Dachverband der Sozialversicherungsträge 

Deg. Degressiv/es 

EB Ergänzungsbetrag 

EP Eingetragene Partnerschaft 

FZ Familienzuschlag 

GB Grundbetrag 

NH Notstandshilfe 

Q Quelle 

SH Sozialhilfe 

vH von Hundert 

WFA Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Zzgl. Zuzüglich 
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A.4 Übersichten und Abbildungen 

Übersicht A 2: Simulierter Jahresdurchschnittsbestand der Leistungsbezieher:innen 2021 nach 

Leistungsart – detailliert 

Leistungsart Anzahl Personen 

Arbeitslosengeld 133.259 

AL Arbeitslosengeld 132.357 

AE Umwandlung eines Pensionsversicherungsanspruchs (Alterspension) auf Arbeitslosengeld 

ohne Differenznachzahlung 
4 

AM Arbeitslosengeld 207 

AP 
Umwandlung eines Pensionsversicherungsanspruchs (Invaliditätspension) auf 

Arbeitslosengeld ohne Differenznachzahlung 
17 

AQ Arbeitslosengeld nach beruflicher Rehabilitation 636 

UH Überbrückungshilfe 39 

Notstandshilfe 131.147 

NH Notstandshilfe 111.925 

EU Erweiterte Überbrückungshilfe 74 

NE Umwandlung eines Pensionsversicherungsanspruchs (Alterspension) auf Notstandshilfe 

ohne Differenznachzahlung 
9 

NF Notstandshilfe für Frauen ab dem 54. Lebensjahr (300% Freigrenzen) 3.555 

NM Notstandshilfe 52 

NP Umwandlung eines Pensionsversicherungsanspruchs (Invaliditätspension) auf 

Notstandshilfe ohne Differenznachzahlung 
64 

NY Notstandshilfe – erhöhte Freigrenze ab dem 50. Lebensjahr 10.441 

NZ Notstandshilfe – erhöhte Freigrenze ab dem 55. Lebensjahr 5.027 

Arbeitslosengeldbezug mit Schulung 21.369 

AD Arbeitslosengeld – Schulung 16.593 

AG Schulungs-Arbeitslosengeld aus Altersgründen 784 

AS Schulungs-Arbeitslosengeld 3.977 

UD Überbrückungshilfe – Schulung 7 

UG Schulung – Überbrückungshilfe aus Altersgründen 3 

US Schulung – Überbrückungshilfe 4 

Notstandshilfebezug mit Schulung 13.054 

ND Notstandshilfe – Schulung 13.046 

ED Erweiterte Überbrückungshilfe – Schulung 8 

Übergangsgeld 31 

PU Übergangsgeld 30 

PZ Übergangsgeld nach Altersteilzeit 0 

§ 34 Pensionsversicherungs- bzw. Krankenversicherungsanspruch 4.772 

XM §34 AlVG Pensionsversicherungsanspruch 4.691 

XV §34 AlVG-Anspruch (PV-KV) 81 

Gesamt 303.632 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Trotzdem es 2021 nicht mehr die 

Möglichkeit gab, Übergangsgeld zu beziehen, werden 31 Beziehende ausgewiesen. Diese sind ein "Simulationsarte-

fakt" und spielen aufgrund der verschwindend geringen Anzahl bei Betrachtung und Interpretation der Simulationser-

gebnisse keine Rolle. Die Übersicht beschreibt den Bestand, wie er sich gemäß Simulation 2021 ohne COVID-19 erge-

ben hätte und weicht daher von den tatsächlich für 2021 realisierten Beständen ab. 
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Abbildung A 8: Verteilung der Tagsätze – Szenario 1a-2f 

Szenario 1a-1f: Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen 

 

Szenario 2a-2f: Nettoersatzrate 70% für 10 Wochen 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Abweichungen vom aktuellen ALG: 

14-tägige Karenzfrist in den Szenarien b und e, 10-tägige Karenzfrist in den Szenarien c und f, NH als Nettoersatzrate in 

der Höhe von 50% in den Szenarien a, b und c. 
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Abbildung A 9: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1a 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, keine Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 

90 80 70 60 50 40 30 20 10 0 10 20 30 40 50 60 70 80 90

Ø 2021

Frauen

Männer

Österr. Staatsbürgerschaft

Ausländ. Staatsbürgerschaft

Bis 24 Jahre

25 bis 49 Jahre

50 bis 54 Jahre

55 Jahre und älter

Pflichtschulausbildung

Behinderung (gesetzl.)

Gesundheitl. Einschränkung (AMS)

Dauer < 12 Mon.

Dauer 12-24 Mon.

Dauer > 24 Mon.

Bisher AlG

Bisher NH

Singlehaushalt ohne Kind

Singlehaushalt mit Kind

Paarhaushalt ohne Kind

Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 10: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1b 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 14-tägige Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Männer

Österr. Staatsbürgerschaft

Ausländ. Staatsbürgerschaft

Bis 24 Jahre

25 bis 49 Jahre

50 bis 54 Jahre

55 Jahre und älter

Pflichtschulausbildung

Behinderung (gesetzl.)

Gesundheitl. Einschränkung (AMS)

Dauer < 12 Mon.

Dauer 12-24 Mon.

Dauer > 24 Mon.

Bisher AlG

Bisher NH

Singlehaushalt ohne Kind

Singlehaushalt mit Kind

Paarhaushalt ohne Kind

Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

-0,5 bis 0 -2 bis -0,5 -5 bis -2 < -5 0 bis 0,5 0,5 bis 2 2 bis 5 > 5
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Abbildung A 11: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1c 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 10-tägige Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Behinderung (gesetzl.)

Gesundheitl. Einschränkung (AMS)

Dauer < 12 Mon.

Dauer 12-24 Mon.

Dauer > 24 Mon.

Bisher AlG

Bisher NH

Singlehaushalt ohne Kind

Singlehaushalt mit Kind

Paarhaushalt ohne Kind

Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

-0,5 bis 0 -2 bis -0,5 -5 bis -2 < -5 0 bis 0,5 0,5 bis 2 2 bis 5 > 5
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Abbildung A 12: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1d 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, keine Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Gesundheitl. Einschränkung (AMS)

Dauer < 12 Mon.

Dauer 12-24 Mon.

Dauer > 24 Mon.

Bisher AlG

Bisher NH

Singlehaushalt ohne Kind

Singlehaushalt mit Kind

Paarhaushalt ohne Kind

Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 13: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1e 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 14-tägige Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Singlehaushalt mit Kind

Paarhaushalt ohne Kind

Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

-0,5 bis 0 -2 bis -0,5 -5 bis -2 < -5 0 bis 0,5 0,5 bis 2 2 bis 5 > 5
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Abbildung A 14: Veränderung der Tagsätze – Szenario 1f 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 10-tägige Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Paarhaushalt mit Kind

Verteilung in %

weniger mehr

-0,5 bis 0 -2 bis -0,5 -5 bis -2 < -5 0 bis 0,5 0,5 bis 2 2 bis 5 > 5
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Abbildung A 15: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2a 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, keine Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Verteilung in %

weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 16: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2b 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 14-tägige Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Verteilung in %

weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 17: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2c 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 10-tägige Karenzfrist, NH-Nettoersatzrate 50% 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 18: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2d 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, keine Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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weniger mehr

0 bis -0,5 € –0,5 bis –2 € –2 bis  –5 € < –5 € 0 bis +0,5 € +0,5 bis +2 € +2 bis +5 €  > +5 €  
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Abbildung A 19: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2e 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 14-tägige Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 

90 80 70 60 50 40 30 20 10 0 10 20 30 40 50 60 70 80 90

Ø 2021

Frauen

Männer

Österr. Staatsbürgerschaft

Ausländ. Staatsbürgerschaft

Bis 24 Jahre

25 bis 49 Jahre

50 bis 54 Jahre

55 Jahre und älter

Pflichtschulausbildung

Behinderung (gesetzl.)

Gesundheitl. Einschränkung (AMS)

Dauer < 12 Mon.

Dauer 12-24 Mon.
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weniger mehr

-0,5 bis 0 -2 bis -0,5 -5 bis -2 < -5 0 bis 0,5 0,5 bis 2 2 bis 5 > 5
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Abbildung A 20: Veränderung der Tagsätze – Szenario 2f 

ALG-Nettoersatzrate 70% für 12 Wochen, 10-tägige Karenzfrist, keine Änderung der NH 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Veränderung der täglichen Leistungs-

höhe gegenüber dem aktuellen AlV-System. Dargestellt sind ausschließlich Personen mit Veränderung in der Leis-

tungshöhe. Die Karenzfrist wird wie ein Leistungsbezug in der Höhe von 0 € behandelt. 
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Abbildung A 21: Anteil BMS-Beziehende – Szenario 1a-1f 

70% ALG-Nettoersatzrate für die ersten 12 Wochen 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario 1a und 1d: ohne Karenzfrist; 

Szenario 2b und 2e: mit 14-tägiger Karenzfrist; Szenario 2c und 2f: mit 10-tägiger Karenzfrist; Szenario 1a-1c: NH als 

Nettoersatzrate in der Höhe von 50%. 
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Abbildung A 22: Anteil BMS-Beziehende – Szenario 2a-2f 

70% ALG-Nettoersatzrate für die ersten 10 Wochen 

 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Szenario 2a und 2d: ohne Karenzfrist; 

Szenario 2b und 2e: mit 14-tägiger Karenzfrist; Szenario 2c und 2f: mit 10-tägiger Karenzfrist; Szenario 2a-2c: NH als 

Nettoersatzrate in der Höhe von 50%. 
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Übersicht A 3: Durchschnittliche Tagsatzkomponenten ohne Null-Bezüge – Szenario U1-U3 
 

Tagsatz Grundbetrag Familienzuschläge Ergänzungsbetrag 

In € 

Aktuelles ALG 

Insgesamt 28,2 25,7 0,5 2,0 

Arbeitslosengeld 30,7 28,6 0,4 1,7 

Notstandshilfe 25,5 22,8 0,5 2,3 

Änderung in Szenario U1 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Neu) 

Insgesamt +0,2 +1,5 +0,7 –2,0 

Arbeitslosengeld +2,7 +3,7 +0,7 –1,7 

Notstandshilfe –2,3 –0,7 +0,7 –2,3 

Änderung in Szenario U2 (12 Wochen, 10 Tage, 0xEB, 2xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt +0,5 +1,8 +0,7 –2,0 

Arbeitslosengeld +2,7 +3,7 +0,7 –1,7 

Notstandshilfe –1,6 –0,0 +0,7 –2,3 

Änderung in Szenario U3 (10 Wochen, 7 Tage, 0xEB, 3xFZ, NH-Alt) 

Insgesamt +0,7 +1,5 +1,2 –2,0 

Arbeitslosengeld +2,5 +3,1 +1,1 –1,7 

Notstandshilfe –1,0 –0,0 +1,3 –2,3 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – Für die Szenarien ist jeweils die Ände-

rung gegenüber dem aktuellem ALG dargestellt. Die Mittelung erfolgt über alle Leistungsbeziehenden – auch über 

Null-Bezüge (Familienzuschläge und Ergänzungsbetrag). Szenario U1: 70% Nettoersatzrate in den ersten 12 Wochen, 

50% Nettoersatzrate bei NH-Bezug, 10 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdoppelung Familienzuschlag; 

Szenario U2: wie Szenario U1 mit NH wie im aktuellen System; Szenario U3: 70% Nettoersatzrate in den ersten 10 Wo-

chen, Grundbetrag NH: 92%/95% ALG-Grundbetrag, 7 Tage Karenzfrist, Entfall Ergänzungsbetrag, Verdreifachung 

Familienzuschlag. 



–  100  – 

   

Übersicht A 4: Ausgaben für AlV-Leistungen und BMS im Überblick 

Szenario- 

bezeichnung 

Szenario- 

spezifikation 
ALG NH 

ALG + 

NH 

Davon 

EB 

Davon 

FZ 
BMS 

Gesamt 

inkl. BMS 

 Ausgaben in Mio. € 

Aktuelles ALG 0W/0T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.753 1.387 3.140 222 53 210 3.351 

Szenario 1a 12W/0T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.923 1.344 3.267 179 56 221 3.488 

Szenario 1b 12W/14T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.819 1.321 3.140 171 54 218 3.357 

Szenario 1c 12W/10T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.847 1.327 3.174 174 55 219 3.393 

Szenario 1d 12W/0T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.923 1.385 3.308 184 53 211 3.518 

Szenario 1e 12W/14T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.819 1.361 3.179 176 51 208 3.388 

Szenario 1f 12W/10T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.847 1.368 3.214 179 51 209 3.423 

Szenario 2a 10W/0T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.902 1.345 3.246 185 56 221 3.468 

Szenario 2b 10W/14T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.789 1.321 3.110 179 54 219 3.329 

Szenario 2c 10W/10T/mEB/1FZ/NH-Neu 1.819 1.328 3.147 181 55 219 3.367 

Szenario 2d 10W/0T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.902 1.385 3.287 190 53 210 3.497 

Szenario 2e 10W/14T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.789 1.361 3.150 184 51 208 3.358 

Szenario 2f 10W/10T/mEB/1FZ/NH-Alt 1.819 1.368 3.187 186 51 209 3.396 

Szenario 3 12W/0T/mEB/2FZ/NH-Alt 1.776 1.406 3.182 222 95 182 3.364 

Szenario 4 12W/0T/oEB/1FZ/NH-Alt 1.665 1.270 2.934 0 68 257 3.191 

Szenario U1 12W/10T/oEB/2FZ/NH-Neu 1.825 1.249 3.074 0 127 239 3.313 

Szenario U2 12W/10T/oEB/2FZ/NH-Alt 1.825 1.287 3.111 0 127 226 3.338 

Szenario U3 10W/7T/oEB/3FZ/NH-Alt 1.839 1.321 3.160 0 183 218 3.378 

Szenario Z1 12W/10T/mEB/2FZ/NH-Neu 1.867 1.350 3.218 174 98 206 3.423 

Szenario Z2 12W/10T/oEB/1FZ/NH-Neu 1.797 1.215 3.012 0 66 255 3.267 

Szenario Z3 12W/0T/oEB/2FZ/NH-Neu 1.899 1.264 3.163 0 131 241 3.404 

Szenario Z4 12W/0T/oEB/2FZ/NH-Alt 1.899 1.303 3.201 0 131 229 3.430 

Szenario Z5 10W/0T/oEB/3FZ/NH-Alt 1.898 1.333 3.230 0 186 219 3.450 

Q: WIFO-Berechnungen auf Basis von Daten des BRZ, des AMS und des DVSV. – EB: Ergänzungsbetrag, FZ: Familienzu-

schlag. Szenariospezifikationen: xW/yT Szenario mit ALG-Nettoersatzrate von 70% für die ersten x Wochen und mit y 

Tagen Karenzfrist, oEB "ohne Ergänzungsbetrag" (Entfall) bzw. mEB "mit Ergänzungsbetrag" (kein Entfall), xFZ Familien-

zuschlag wird um den Faktor x erhöht (1FZ keine Erhöhung), NH-Neu NH-Grundbetrag entspricht 91% des ALG-

Grundbetrags ggf. zzgl. 91% des Ergänzungsbetrags (NH-Alt: aktuelles System mit 92% bzw. 95%). 


